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VON RENÉ NEHRING

D ie Tage „zwischen den Jahren“ 
sind seit alters her eine Zeit 
der Besinnung und des Nach-
denkens über den Lauf der 

Dinge. Je nach politischer und ökonomi-
scher Großwetterlage blicken die Men-
schen mal mit Vorfreude und mal mit Sor-
ge auf die vor ihnen liegenden Monate. 
Zur Jahreswende 2022/23 dürften bei den 
Deutschen die Sorgen überwiegen. Und 
dies weniger wegen des Krieges in der Uk-
raine, sondern vielmehr wegen des Zu-
stands ihres eigenen Landes. 

Warnten aufmerksame Zeitgenossen 
wie Kurt Biedenkopf oder Joachim Gauck 
schon vor Jahren vor einer Überlastung 
unseres Gemeinwesens, so wird in jüngs-
ter Zeit immer deutlicher, dass die Gren-
zen dessen, was dieser Staat und seine 
Bürger tragen und ertragen können, zu-
nehmend erreicht sind, wenn sie nicht 
schon längst überschritten sind. 

Die Mängelliste wird lang und länger
Wer ohne Scheuklappen durch die Repu-
blik streift, hat inzwischen Mühe, noch 
Bereiche zu finden, in denen es keine Pro-
bleme gibt. Das Schulwesen ist geprägt 
von einem Mangel an qualifizierten Leh-
rern und gebildeten Schülern sowie von 
Gebäuden, für die das Wort „marode“ 
längst zu klein ist. Auch das Gesundheits-
wesen leidet seit Jahren an einem Mangel 
an medizinischem Fachpersonal. Ärzte 
und Sanitäter, Krankenschwestern und 
Pfleger stöhnen regelmäßig unter unzu-
mutbaren Bedingungen. Neu ist hier der 
Mangel an grundlegenden Medikamenten 
wie Schmerzmittel, für dessen Behebung 
„Gesundheitspolitikern“ nichts Besseres 
einfällt als ein Flohmarkt. 

Desolat auch die Lage des Rechtswe-
sens. Schon vor Jahren beklagte der da-
malige Vorsitzende des Deutschen Rich-
terbunds, Jens Gnisa, in einer Streitschrift 
die Überlastung der Staatsanwaltschaften 
und Gerichte und warnte vor einem Ende 

des Rechtsstaats. Geändert hat sich 
nichts, zumindest nicht zum Besseren. 
Ein Trauerspiel ist auch die öffentliche 
Infrastruktur. Während noch immer gan-
ze Landstriche in einem Funkloch hän-
gen, gelten im Straßenverkehr inzwischen 
bundesweit 4000 Brücken als sanierungs-
bedürftig. Der Zustand der Bahn ruft nur 
noch Resignation hervor, gerade bei de-
nen, die regelmäßig mit dem Zug durch 
deutsche Lande fahren. 

Der Ukrainekrieg rückte endlich auch 
das Elend der Bundeswehr in den Fokus 
der Öffentlichkeit, das zwar unter Solda-
ten und wenigen interessierten Fachpoli-
tikern längst bekannt war, aber kaum je-
manden in den Medien und unter den 
Entscheidern des politischen Geschäfts 
interessierte. Nach dem Erschrecken dar-
über, dass Staaten auch im 21. Jahrhun-
dert auf umfassende Verteidigungsfähig-
keiten angewiesen sind, ließen jedoch die 
Bemühungen zur Behebung der erkann-
ten Mängel auch schnell wieder nach. 

Wohlgemerkt: Diese und viele weitere 
Befunde entstammen nicht den Klagen 
von Lobbyverbänden, die routinemäßig 
mehr Geld verlangen, sondern den nüch-
ternen Lagebeschreibungen von Leuten, 
die es gut meinen mit diesem Land, sei-
nen Leuten und auch seinem politischen 
System. Und die Notrufe stammen auch 
nicht von der Opposition, die von Haus 
aus zum Kritisieren da ist, sondern durch-
aus aus dem Umfeld der politisch Verant-

wortlichen. So veröffentlichte die „Deut-
sche Welle“, die als Auslandsrundfunk der 
Bundesrepublik gewiss nicht im Verdacht 
übermäßiger Regimekritik steht, dieser 
Tage unter der Überschrift „Ein Land 
funkt SOS – Deutschland an der Belas-
tungsgrenze“ eine geradezu vernichtende 
Schilderung der deutschen Zustände. 

Angesichts der Länge der Mängelliste 
ist kaum vorstellbar, dass sich in absehba-
rer Zeit die Dinge zum Besseren wenden 
werden. Die Politik hat in den vergange-
nen Jahrzehnten erstaunliche Routinen 
darin entwickelt, Probleme entweder aus-
zublenden oder – falls sie doch einmal auf 
die Tagesordnung geraten sollten – durch 
geschicktes „Framing“ schnell wieder 
wegzumoderieren. Ein bisschen Aufre-
gung ist in Ordnung, zu viel davon schadet 
jedoch der guten Stimmung und droht, 
entweder „die Gesellschaft zu spalten“ 
oder „die Falschen“ profitieren zu lassen. 

Die Bürger wollen es bequem 
Zur Wahrheit gehört allerdings auch, dass 
die Wähler gern über die Zustände klagen, 
im Grunde jedoch keine Veränderungen 
wollen; vor allem dann nicht, wenn diese 
Beschränkungen ihrer Gewohnheiten oder 
Lebensverhältnisse erfordern. Als die CDU 
in der Opposition unter Angela Merkel zu 
Beginn des Jahrhunderts den Bürgern Zu-
mutungen im Gesundheitswesen und in 
der Steuerpolitik ankündigte, kostete die 
Union dieser Mut den Wahlsieg. Als Merkel 

später als Kanzlerin das Prinzip der ruhi-
gen Hand perfektionierte, wurde sie zum 
Liebling vieler Landsleute. Auch ihren Vor-
gänger Gerhard Schröder, der mit gering-
fügigen Korrekturen des Sozialstaatsmo-
dells die Wirtschaft wieder flottmachte, 
kostete sein Mut erst den Rückhalt in der 
Partei und dann die Kanzlerschaft. 

Dennoch führt kein Weg an einer Sa-
nierung des Staates vorbei. Die Geschich-
te lehrt, dass je länger notwendige Kor-
rekturen vermieden werden, umso größer 
und teurer die Schäden werden. 

Doch wie könnte eine Lösung ausse-
hen, die möglichst niemandem wehtut? 
Ein erster Ansatz wäre eine Reduzierung 
der Belastungen des Staates und eine 
Rückführung auf seine ureigensten Auf-
gaben. Diese sind vor allem die Gewähr-
leistung der inneren und äußeren Sicher-
heit sowie einer funktionierenden Infra-
struktur. Auch die Ermöglichung einer 
Chancengleichheit für alle Bürger in Form 
eines leistungsfähigen Bildungssystems 
sollte dazu gehören. 

Nicht dazu gehören die Anhäufung 
weiterer Aufgaben, vor allem im Sozial-
sektor. Allein im vergangenen Jahrzehnt 
sind die Sozialausgaben des Bundes von 
146 Milliarden auf 198 Milliarden Euro ge-
klettert und machen im kommenden Jahr 
53 Prozent aller Ausgaben des Bundes aus. 
Dass trotz dieser Aufblähung die öffentli-
che Mängelliste immer länger wird, sollte 
den Entscheidern zu denken geben. 
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VON WOLFGANG KAUFMANN

D ie Freiheit der Rede, wie sie im 
Ersten Zusatzartikel zur Ver-
fassung der Vereinigten Staa-
ten garantiert wird, ist den 

meisten US-Amerikanern heilig. Insofern 
schlägt die am 2. Dezember angelaufene 
Veröffentlichung der sogenannten Twit-
ter-Akten (englisch: Twitter Files) hohe 
Wellen. Die Offenlegung erfolgt auf Ini-
tiative des neuen Eigentümers des Kurz-
nachrichtendienstes  Elon Musk, der den 
Journalisten und Autoren Matt Taibbi, 
Bari Weiss, Lee Fang und Michael Shel-
lenberger Auszüge aus der internen Kor-
respondenz des früheren Twitter-Ma-
nagements zuspielte. 

Die Akten decken auf, wie das Unter-
nehmen bestimmte Nutzer und Themen 
zensiert hat, wobei es seiner eigenen, lin-
ken Weltanschauung folgte und gleichzei-
tig auch im Sinne der Demokratischen 
Partei sowie der Regierung Joe Biden 
agierte. Anders gesagt: Eine der weltweit 
größten sozialen Plattformen manipu-
lierte die öffentliche Meinung zulasten 
konservativer Kräfte sowie des damaligen 
US-Präsidenten Donald Trump. Damit 
verstieß sie sogar gegen ihre eigenen 
Richtlinien, welche besagen, dass es un-
zulässig sei, gegen Äußerungen von ge-
wählten Amtsträgern vorzugehen, „so-
fern sie direkt zum Verständnis oder zur 
Diskussion von Angelegenheiten von all-
gemeinem Interesse beitragen“.

Wahlkampf gegen Trump
Im einzelnen berühren die Twitter-Akten 
vier große Themenkomplexe: Zum Ersten 
geht es darum, wie der Kurznachrichten-
dienst im Vorfeld der US-Präsident-
schaftswahlen von 2020 aufgrund mehre-
rer Interventionen führender Demokra-
ten und verschiedener US-Geheimdiens-
te einen Artikel der „New York Post“ un-
terdrückte, der vom hochbrisanten Inhalt 
des Laptops von Joe Bidens Sohn Hunter 
handelte. Twitter ergriff Maßnahmen, um 
das Teilen des Textes zu blockieren und 
sperrte schließlich sogar das Konto der 
Zeitung. So konnten sich die Informatio-
nen über die dubiosen Ukraine-Geschäfte 
beziehungsweise Drogen- und Sex-Eska-
paden von Biden junior nur sehr zöger-
lich verbreiten, womit Twitter massiv in 
den US-Wahlkampf eingriff.

Zum Zweiten wird offengelegt, wie oft 
Yoel Roth, seines Zeichens Chef der Ab-
teilung für Vertrauen und Sicherheit des 
Unternehmens, Regierungsmitarbeiter 
traf, um weitere Zensurmaßnahmen und 
Manipulationsmöglichkeiten zu bespre-
chen. Mit dabei waren unter anderem 
Vertreter der Bundespolizei FBI, des Mi-
nisteriums für Innere Sicherheit der Ver-
einigten Staaten (DHS) sowie des Büros 
des Direktors der Nationalen Nachrich-
tendienste (ODNI). Dabei zahlte das FBI 
Twitter für seine Kooperationsleistungen 
3,4 Millionen Dollar.

Zum Dritten zeigen die Akten, dass 
der Kurznachrichtendienst „Sichtbar-
keitsfilter“ eingesetzt hat, um die Reich-
weite bestimmter Nutzer ohne deren 
Kenntnis und auf ebenso konspirative wie 
wirksame Weise einzuschränken – eine 
Zensurpraxis, welche der Konzern in der 
Vergangenheit stets vehement abgestrit-
ten hatte (siehe hierzu rechts und unten). 

Und zum Vierten enthüllen die Unter-
lagen auch die Hintergründe der Sper-

rung des Twitter-Kontos des seinerzeit 
noch im Amt befindlichen US-Präsiden-
ten Trump. Diese erfolgte nicht wie steif 
und fest behauptet wegen der akuten 
„Gefahr weiterer Anstiftung zur Gewalt“ 
seitens des Republikaners, sondern auf-
grund vollkommen willkürlicher Ent-
scheidungen von Angehörigen der Kon-
zernführung wie Roth und der Chefin der 
Abteilung für Recht, Politik und Vertrau-
en, Vijaya Gadde – wobei es im Vorfeld 
freilich auch erheblichen Druck von au-
ßen gegeben hatte. 

„Eine korrupte Jauchegrube“
So forderte die frühere First Lady, Mi-
chelle Obama, lautstark und öffentlich 
die Mundtotmachung Trumps durch 
Twitter. Andererseits belegen die inter-
nen Nachrichten aber ebenso, dass nicht 
wenige Beschäftigte des Unternehmens 
in den fraglichen Kurznachrichten des 
Präsidenten keinerlei Regelverstoß zu er-
kennen vermochten. Tatsächlich hatte 
Trump anlässlich der Unruhen im Kapitol 

ganz eindeutig appelliert: „Ich fordere al-
le im US-Kapitol auf, friedlich zu bleiben. 
Keine Gewalt!“ 

Mit diesem von Musk offengelegten 
Treiben stand Twitter allerdings nicht al-
lein auf weiter Flur, denn auch andere US-
Technologieriesen wie Facebook und 
Google zensierten oder unterdrückten 
unerwünschte Meinungen und konspi-
rierten dabei mit staatlichen Behörden. 
Das resultierte zum einen aus der politi-
schen Einstellung wichtiger Führungs-
personen und zum anderen aus nüchter-
nem Kalkül: Wenn die Unternehmen ge-
gen die Interessen der Regierung handeln, 
droht ihnen die Zerschlagung oder zu-
mindest eine härtere Regulierung. 

Auf jeden Fall trifft die republikani-
sche Kongressabgeordnete Lauren Boe-
bert aus Colorado nun den Nerv vieler 
Menschen, wenn sie mit Blick auf die von 
Musk initiierten Enthüllungen feststellt: 
„Wir dachten, Twitter sei eine korrupte 
Jauchegrube. Wir wussten nicht, dass es 
so schlimm ist.“

„Wussten nicht, dass es so schlimm ist“
Die Manager haben ihre Internet-Plattform auf unsauberste Weise in den Dienst des linken Lagers gestellt

Spektakuläre Enthüllungen Mit der Offenlegung zahlreicher interner Unterlagen des Kurznachrichtendienstes 
Twitter hat dessen neuer Besitzer Elon Musk in den USA ein politisches Erdbeben ausgelöst

Zensur beim Kurznachrichtendienst Twitter: Nachdem Elon Musk das Unternehmen gekauft hatte, veröffentlichte er Akten, aus de-
nen hervorgeht, wie drastisch seine Vorgänger die Meinungsfreiheit unterdrückten� Foto: pa

Mit der zweiten Veröffentlichung von in-
ternen Twitter-Dokumenten aus der 
Hand von Elon Musk enthüllte die Jour-
nalistin Bari Weiss am 8. Dezember, dass 
der Kurznachrichtendienst seit 2018 eine 
systematische „Sichtbarkeitsfilterung“ 
betrieb. Der Zweck bestand darin, die 
Reichweite missliebiger Nutzer durch 
spezielle Algorithmen einzuschränken 
und dadurch die Diskussion über uner-
wünschte Themen abzuwürgen. 

Verantwortlich für diese „Schatten-
verbote“ waren Mitglieder der Chefetage 
von Twitter, darunter Musks Vorgänger 
an der Spitze des Vorstandes, Jack Dor-
sey und Parag Agrawal, sowie der oberste 
Verantwortliche für Vertrauen und Si-

cherheit, Yoel Roth, und die Chefin der 
Abteilung Recht, Politik und Vertrauen, 
Vijaya Gadde. Diese bildeten ein absolut 
selbstherrlich agierendes Triumvirat 
namens Site Integrity Policy, Policy 
Escalation Support (SIP-PES), dem die 
Mitarbeiter des Strategic Response 
Team – Global Escalation Team (SRT-
GET) zuarbeiteten. 

Die letztere Zensurtruppe bekam täg-
lich bis zu 200 Fälle auf den Tisch, von 
denen diejenigen, welche Maßnahmen zu 
erfordern schienen, dann dem SIP-PES 
übergeben wurden. Danach ging Twitter 
folgendermaßen vor: Statt das Konto des 
Nutzers zu deaktivieren und diesen offi-
ziell darüber zu informieren, was natür-

lich eine nachvollziehbare Begründung 
erfordert hätte, erfolgte eine faktische 
Sperre, welche dem Betroffenen in der 
Regel nicht auffiel. Denn er konnte weiter 
Nachrichten schreiben und vermeintlich 
auch verschicken. Allerdings waren die 
Texte nur für den jeweiligen Kontoinha-
ber selbst und direkt mit diesem vernetz-
te andere Nutzer sichtbar. 

Außerdem verhinderte Twitter, dass 
missliebige Nachrichten, wenn sie trotz-
dem irgendwie breitere Empfängerkreise 
erreichten, in Trendlisten auftauchten 
und so allgemeines Interesse wecken 
konnten – dafür gab es eine lange Schwar-
ze Liste von Themen. Weiss zitiert hierzu 
aus den Aussagen einiger anonymer Mit-

arbeiter des Kurznachrichtendienstes, 
welche beispielsweise triumphierten: 
„Wir kontrollieren die Sichtbarkeit in ho-
hem Maße. Und wir kontrollieren die Ver-
breitung der Inhalte … Normale Men-
schen wissen nicht, wie viel wir tun.“ 

Von diesen Machenschaften betroffen 
waren unter anderem prominente Geg-
ner der Corona-Politik der US-Regierung 
(siehe oben rechts) sowie weitere, als 
rechtskonservativ geltende Personen. Da-
zu zählten der US-amerikanische Radio- 
und Fernsehmoderator sowie Trump-Un-
terstützer Daniel Bongino und überdies 
das Mitglied der republikanischen Dach-
organisation Council for National Policy, 
Charles Kirk.  � W.K.

„SCHATTENVERBOTE“

Praktisch blockiert, ohne es zu merken
Die Akten decken die abgefeimten Methoden auf, mit denen abweichende Meinungen unsichtbar gemacht wurden

„Wir kontrollieren 
die Sichtbarkeit in 
hohem Maße. Und 

wir kontrollieren die 
Verbreitung der 

Inhalte“
Mitarbeiter von Twitter 

zu ihrem Treiben hinter dem 
Rücken der Nutzer

CORONA

Kritiker der 
Maßnahmen 
kaltgestellt

Die Twitter-Zensur in der Zeit vor der 
Übernahme des Kurznachrichten-
dienstes durch Elon Musk am 28. Ok-
tober 2022 richtete sich auch ganz 
maßgeblich gegen Kritiker der staatli-
chen Corona-Politik und Wissen-
schaftler, die nicht auf Regierungslinie 
lagen. Etwa, wenn sie beispielsweise 
den Nutzen und die Sicherheit der 
Impfstoffe gegen SARS-CoV-2 bezwei-
felten. Hierzu teilte Twitter am 21. Ju-
li 2021 mit: „Während die Impfkampa-
gnen gegen COVID-19 rund um die 
Welt mit unterschiedlichem Tempo 
voranschreiten, nutzen Menschen 
Twitter, um das Geschehen zu disku-
tieren und um die neuesten glaubwür-
digen Informationen zur öffentlichen 
Gesundheitssituation zu finden. Wir 
behandeln die Entfernung oder Kenn-
zeichnung potentiell schädlicher und 
irreführender Informationen daher 
weiterhin als eine Priorität.“

Am selben Tag schrieb das Unter-
nehmen in seinem Transparenzbe-
richt: „Seit wir letztes Jahr unseren 
COVID-19-Leitfaden eingeführt haben, 
haben wir weltweit 11,7 Millionen Ac-
counts überprüft, 4110 Accounts ge-
sperrt und mehr als 72.062 Inhalte 
entfernt.“

Dazu kamen die heimlich verhäng-
ten „Schattenverbote“, in deren Rah-
men Twitter-Nutzer neutralisiert 
wurden, damit sie möglichst wenige 
Menschen erreichen (siehe unten). 
Einer der hiervon Betroffenen war der 
renommierte Mediziner und Wirt-
schaftswissenschaftler Jayanta Bhat-
tacharya von der Stanford University, 
der den Nutzen von Lockdowns und 
Masken angezweifelt hatte.

Nach der Übernahme von Twitter 
durch Musk wurden die unterneh-
menseigenen Richtlinien zum Thema 
Corona am 23. November abgeschafft. 
Das war nur konsequent, da der neue 
Twitter-Eigner die offizielle Corona-
Politik mittlerweile als „Faschismus“ 
wertet. Außerdem fordert er jetzt, den 
obersten Corona-Berater der US-Re-
gierung, Anthony Fauci, dem vorge-
worfen wird, die chinesischen Experi-
mente mit SARS-Viren mitfinanziert 
zu haben, vor Gericht zu stellen. �W.K. 
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VON EBERHARD STRAUB

L udwig August von Rochau ver-
öffentlichte 1853 seine 
„Grundsätze der Realpolitik“ 
und führte damit einen neuen 
Begriff ein, der alsbald unent-
behrlich und in vielen Spra-

chen aufgenommen wurde. Selbstverständ-
lich hat es schon immer Realpolitik gegeben, 
ohne dass sie so genannt wurde. Das Wort 
war damals deshalb sofort erfolgreich, weil 
französische Aufklärer und während der Re-
volution von ihnen geprägte Demokraten die 
Politik der Kabinette und Könige, der Staats-
räson verpflichtet, als künstlich und unnatür-
lich, und damit als unmoralisch und un-
menschlich verwarfen. Sie wollten diese Poli-
tik abschaffen. Unter aufrichtigen, der Stim-
me ihres Herzens folgenden, unverfälschten 
Menschen würde sie nämlich überflüssig. 
Autoritäre Regierungen hätten dem Men-
schen sein Menschenrecht vorenthalten, sich 
in aller Freiheit entfalten zu können. Im Frei-
staat der Zukunft, in dem große Gefühle und 
edle Leidenschaften die vielen Vereinzelten 
zu einer Willens- und Verantwortungsge-
meinschaft vereinigen, erübrigen sich Intri-
gen, Schlauheit und Lügen, die verächtlichen 
politischen Mittel, um den eigenen Vorteil im 
Nachteil der anderen zu finden. 

Im kommenden Reich der Freiheit, in 
dem Völker zu Brüdern werden, würde hin-
gegen Sympathie herrschen, denn die Herzen 
schlügen vereint, und aller Zwist und Hader, 
unvermeidlich in den von egoistischen Inter-
essen bestimmten Zeiten, würde im Glück 
übereinstimmender Gemüter verschwinden. 
Interessen, Egoismus, Parteilichkeit und alle 
möglichen Besonderheiten hingen mit Politik 
zusammen. Diese spalte und trenne und ste-
he der Union der Herzen, der nach Gerech-
tigkeit und Frieden Dürstenden, im Wege. 
Diese wahren, von allen Lastern befreiten, 
Menschen bedürften nicht mehr des Staates, 
sondern würden sich in einem Völkerbund 
zusammenschließen, in dem Menschen ein-
ander als Menschen begegnen. Der Mensch 
sei dann nicht mehr ein Wolf des Menschen, 
sondern ein Mitmensch, der den Nächsten 
und Fernsten so liebt, wie sich selbst. 

Solche „Gemütsergötzlichkeiten“ erwie-
sen sich 1793/94 während der Schreckens-
herrschaft der Jakobiner, konsequenter und 
streitbarer Menschenfreude und Demokra-
ten, als trügerische Verheißungen, die zu 
Mord und Totschlag führten und darüber 
unterrichteten, wie Humanität und Men-
schenrechte zur Waffe im Vernichtungs-
kampf gegen vermeintliche Verschwörer und 
Demagogen werden konnten. 

Pragmatismus statt Tugendterror
Nach dem Scheitern des französischen 
Menschheitsbeglückungsexperimentes und 
nach zwei Jahrzehnten diverser Kriege mit 
Frankreich ordneten die Verfechter der her-
kömmlichen Staatsräson und des auf ihr be-
ruhenden Pragmatismus in den zwischen-
staatlichen Beziehungen 1814/15 auf dem 
Wiener Kongress Europa neu. Dabei ver-
dammten sie keine Schurken, Mörder oder 
Verbrecher in ihrem ehemaligen politischen 
Gegner und verzichteten auf Vergangenheits-
bewältigung und Geschichtspolitik, weil eine 
künftige europäische Ordnung auf die Zu-
sammenarbeit mit Frankreich angewiesen 
war. Dieses leidenschaftslose und vernünfti-
ge Abkommen ermöglichte bis 1914 eine in 
der europäischen Geschichte einzigartige 
Epoche des Friedens, nur kurzfristig unter-
brochen durch Störungen, die rasch auf Kon-
gressen behoben werden konnten wegen der 
Bereitschaft der führenden Staatsmänner, 
einander zu verstehen, die Voraussetzung, 
sich unaufgeregt zu verständigen. 

Mit rein politischen Mitteln, um Missver-
ständnisse und Spannungen nicht zu ver-

Lob der Realpolitik
Während viele Problemfelder unserer Zeit von moralischen Aspekten dominiert werden, warnten die alten Meister 

europäischer Staatskunst stets vor einer ideologischen Aufladung politischen Handelns. Ein Denkanstoß für die Gegenwart 

schärfen, sondern sie abzuschwächen oder zu 
beheben, ließ sich Stabilität bewahren, die es 
den Bürgern in den jeweiligen Staaten erlaub-
te, ihre Freiheiten in Künsten und Wissen-
schaften, in Industrie und Handel zu gebrau-
chen. Die Parolen der Revolution blieben un-
vergessen und wurden von allen möglichen 
Denkern und von deren Lehren begeisterten 
Studenten, Fanatikern oder Radikalen im re-
volutionären Kostüm mit mannigfachen Va-
riationen weiterpropagiert. 

Die Weisheiten Bismarcks  
und Metternichs
Otto von Bismarck nannte deren weltfremde, 
theoretische Entwürfe „Professorenideen“. 
Als Praktiker, von Sachfragen herausgefor-
dert, die gelöst werden mussten, um konkre-
ten Bedürfnissen zu genügen, misstraute er 
allen Abstraktionen, Theorien oder Syste-
men. Darin war er sich mit Napoleon einig, 
der in den Ideologen Maulwürfe verachtete, 
die mit ihren Wühlarbeiten die Fundamente 
jeder sozialen und politischen Ordnung un-
sicher machten.

 Bismarcks Gegner Fürst Clemens von 
Metternich, der spätere österreichische 
Staatskanzler, der Napoleon verstehen und 
immer besser verstehen wollte, um deutsche 
und europäische Interessen verteidigen und 
durchsetzen zu können, war sich stets mit 
dem französischen Soldatenkaiser in dieser 
Ablehnung ideologischer Übertreibungen 
und Beschränktheit einig. Das verbindet ihn 
auch wieder mit Bismarck. Alle drei verband 
die Abneigung gegen die populären und un-
praktischen Phrasen, die liberale, humanitäre 
oder ökonomische Projekteschmiede unver-
drossen in Umlauf brachten. 

Der greise Metternich, den Bismarck gern 
besuchte und dem er aufmerksam zuhörte, 
resümierte 1856 diesen politischen Realismus 
auf klassische Weise: „Ich hasse von Natur 
aus die breiten Worte; die mehr als gebüh-
rend dehnbaren Begriffe, als da sind die Civi-
lisation, die Fortschritte, das Gleichgewicht, 
das europäische Interesse; ich hasse den 
Missbrauch solcher Worte, weil ich die Sa-
chen selbst verehre und liebe und die Letzte-

ren durch die Ersteren gefährdet fühle.“ Bis-
marck sagte in diesem Sinne: Wer von Europa 
redet, der will betrügen. Das gilt auch für alle 
übrigen Schlagworte, die den Blick auf die 
Wirklichkeit trüben können. 

Insofern erschien es Metternich und Bis-
marck, diesen großen Realisten im 19. Jahr-
hundert, verantwortungslos, Interessen hinter 
erhabenen Attitüden zu verbergen. Dabei war 
es ihnen selbstverständlich, dass die Pflege des 
Ich im Staatsleben wie im Privaten Grenzen 
kennen muss. Leben als Zusammenleben ist 
immer dramatisch, weshalb es besonderer 
Sorgfalt bedarf, damit sich nicht aus über-
schaubaren Schwierigkeiten aufgrund unge-
schickter oder eigenwilliger Aktionen umfas-
sende Krisen und Verwicklungen ergeben. 

Das war vor allem Aufgabe der Diploma-
ten. Diese sollten sich möglichst an bewährte 
Ratschläge halten: strengste Wahrhaftigkeit 
in den Berichten, nur melden, was sicher ist, 
nichts aufbauschen, schroffe Urteile vermei-
den und nie den Propheten und Wahrsager 
spielen. Entrüstung und Ranküne sind keine 
diplomatischen Begriffe. Der Diplomat kom-
promittiere keinen und erliege nicht der Ver-
suchung, als Bußprediger, Strafrichter oder 
Moralphilosoph aufzutreten. Besonnenheit 
und Selbstbeherrschung, Geduld und Auf-
merksamkeit nach allen Seiten erlauben es, 
der Hauptaufgabe gerecht zu werden, die 
Fremden und Anderen zu verstehen und an-
gemessen zu behandeln. Vor allem aber muss 
sich der Diplomat stets an die goldene Regel 
halten: pas trop de zèle, nur keinen übertriebe-
nen Eifer zeigen und nichts überstürzen. 

Pragmatismus statt Tugendterror
Antipathien und Sympathien, ob für Personen 
oder Staaten, sind aus Pflichtgefühl nicht zu 
rechtfertigen. Gewinnen sie ein Übergewicht, 
dann hört man auf, Politik zu treiben und han-
delt aus persönlicher Willkür, wie Bismarck 
mahnte. Der Krieg ist ein erlaubtes Mittel der 
Politik, wenn alle anderen versagten. Aber der 
Staatsmann sollte sich hüten, populären 
Stimmungen nachzugeben und dem Emoti-
onsbedürfnis der Presse und der Parlamente 
oder gar Leidenschaften zu schüren, indem er, 

gewärmt vom Kaminfeuer, donnernde Reden 
hält, während der Musketier im Schnee ver-
blutet und damit für Erfolg oder Scheitern 
einer leichtfertig betriebenen Politik fällt. Ge-
rade bei Kriegen muss streng und gründlich 
bedacht werden, ob sie die Knochen eines 
pommerschen Grenadiers wert sind. Das 
heißt, es müssen Kriegsziele genannt werden, 
die auch nach dem Krieg noch überzeugen 
und einen ersprießlichen Frieden ermögli-
chen. Kriege, in denen sich einer oder einige 
für einen anderen aus Liebe opfern, hielt Bis-
marck für unwahrscheinlich, aber nicht min-
der verwerflich als die aus mächtigen Gefühls-
aufwallungen vom Zaun gebrochenen. 

Krieg und Frieden galt Metternich und 
Bismarck als eine viel zu ernste Angelegen-
heit, um sie mit Leidenschaften zu verqui-
cken. Es ging ihnen dabei um die Gesundheit 
im Staatsleben. Befindet sich diese im Gleich-
gewicht, dann herrscht die Ruhe und das Ver-
trauen in deren Dauer. Wankt dies Vertrauen, 
geht das Gleichgewicht verloren, und es tritt 
Krankheit ein. Deshalb schien es beiden ge-
boten, die allgemeine Ruhe möglichst nicht 
zu gefährden. 

Pragmatismus statt Tugendterror
Jeder Staat hat seine eigene Entwicklung ge-
nommen und folgt seinen Bedürfnissen in 
der immer beweglichen Zeit. Darauf müssen 
seine Nachbarn Rücksicht nehmen. Die gro-
ßen, breiten Worte wie Freiheit, Zivilisation, 
Parlamentarismus können dazu verleiten, 
sich in die inneren Angelegenheiten eines 
Staates zu mischen, um diesen zu moderni-
sieren, zu reformieren und auf die Höhe der 
Zeit zu bringen, so wie sie sich eine in der Ge-
schichte besonders bevorzugte Großmacht 
vorstellt, die sich als Modell empfiehlt oder 
gar anderen aufdrängt. Metternich und Bis-
marck beunruhigte zu ihrer Zeit immer wie-
der die Absicht der Engländer als Repräsen-
tanten des Westens, zu dem sie sich erklär-
ten, in Staaten wie Spanien oder Portugal er-
zieherisch einzugreifen, um diese nachdrück-
lich auf liberale Pfade zu verweisen, obschon 
gerade Spanier sich als erste „liberal“ nann-
ten und nach ihrem Vorbild sich liberale Par-
teien und Richtungen in Europa bildeten. 

Doch den Briten ging es vorzugsweise da-
rum, Portugiesen und Spanier daran zu hin-
dern, wieder eine führende Rolle in Südame-
rika übernehmen zu können, dauernd mit sich 
selbst beschäftigt und geschwächt durch in-
nere Unruhen. Schon damals also wurden fei-
erliche Werte, wie man heute sagt, gebraucht, 
um den Einsatz für eigene Interessen als 
Kampf im Dienst der öffentlichen Moral und 
höchster Grundsätze ausgeben zu können. 

Die Moralisierung der Politik und des 
Egoismus hielten Metternich und Bismarck 
für revolutionär in Erinnerung an die Jakobi-
ner und die von ihnen bewirkten Kriege und 
Gewalttätigkeiten, um der Freiheit und den 
Menschenrechten zum allgemeinen Durch-
bruch zu verhelfen. Die vieldeutige politische 
Moral fürchteten sie als Kraft, die unbere-
chenbar in ihren Wirkungen jede stabile Ord-
nung zersetzt, weil sie Wünsche und Begehr-
lichkeiten weckt, die es Völkern und Staaten 
nicht erleichtert, sich in der Wirklichkeit zu-
rechtzufinden. Eine moralisch aufgerüstete 
Wertegemeinschaft begriffen sie daher als 
dauernden Unruheherd. 

Realpolitik, wie Rochau sie nannte, sollte 
vor dieser Gefahr schützen. Doch die großen 
Worte und Leidenschaften erwiesen sich im 
Laufe der Geschichte immer wieder als ver-
lockender – und somit stärker. 

b Dr. Eberhard Straub ist Historiker und 
Publizist. Zu seinen Werken gehören „Kaiser 
Wilhelm II. Die Erfindung des Reiches aus dem 
Geist der Moderne“ (Landt Verlag 2012) sowie 
„Der Wiener Kongress. Das große Fest und 
die Neuordnung Europas“ (Klett-Cotta 2014). 
www.eberhard-straub.de

Als politische Ordnungen noch unter Einbindung eines geschlagenen Kontrahenten beschlossen wurden: Der Wiener Kongress 
von 1814 bis 1815 (hier in einem Auszug eines Gemäldes von Jean-Baptiste Isabey) � Foto: AKG images
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Im Mai eskalierte in NRW ein Streit mit 
dem kurdisch-libanesischen Saado-Clan. 
Fast 100 Männer traten damals in Duis-
burg gegeneinander an, es fielen Schüsse, 
drei Verletzte blieben liegen. Im Juni lie-
ferten sich 400 Mitglieder zweier ande-
rer Clans erbitterte Straßenkämpfe in 
Essen. Dort kursierten Videos, auf denen 
zu sehen war, wie Opfer am Boden lie-
gend zusammengetreten wurden. Ein 
Beteiligter wurde schwer am Hals ver-
letzt, zwei weitere Männer mussten 
ebenfalls behandelt werden. 

Trotzdem fordern nun die Grünen, 
dass „Clan-Kriminalität als Konzept des 
Racial Profiling“ ersatzlos gestrichen wer-
den soll. Die alleinige Fokussierung auf so-
genannte Clan-Kriminalität sei kritisch, 
der Anteil dieses Phänomens an der ge-
samten Kriminalität sei in Deutschland 

gering, heißt es im Migrationspapier der 
Grünen in NRW. Man dürfe nicht pauschal 
ganze Familien oder Bevölkerungsgruppen 
als Angehörige von sogenannten kriminel-
len Clans stigmatisieren. 

Der Regierungspartner der Grünen auf 
Landesebene, die CDU, hier vor allem In-
nenminister Herbert Reul, landesweit be-
kannt als der härteste Clanbekämpfer, ist 
strikt dagegen. Es droht der erste Koaliti-
onsstreit in der noch jungen Regierung. 

Was passiert, wenn man zu lange dem 
Treiben der Clans zusieht, kann man in 
Berlin erkennen. Dort haben sich Clan-
Strukturen verfestigt und spezialisiert mit 
immer größerer krimineller Energie, wie 
bei dem Einbruch ins Grüne Gewölbe in 
Dresden vor zwei Jahren zu erkennen war. 
Hierfür werden Angehörige des in Berlin 
ansässigen Remmo-Clans verantwortlich 

gemacht. Der Kampf gegen diese Struktu-
ren wird mit der Zeit immer aufwendiger 
und schwieriger. Vor allem im migranti-
schen (Schein-)Gewerbe haben sich die 
Clans immer mehr verbreitet, weil wäh-
rend der Corona-Zeit und der Energiekrise 
durch fingierte Scheinfirmen viel Geld und 
Zuschüsse abzuschöpfen waren und sind. 

„Aussprechen von dem, was ist“
Darauf spezialisiert hatte sich vor allem 
der libanesische Al-Zein-Clan, gegen den 
in der letzten Woche ein Großeinsatz der 
Polizei in NRW erfolgt ist. Der Massenein-
satz mit Dutzenden Firmenkontrollen und 
auch Verhaftungen war Reuls Antwort auf 
den Vorschlag der Grünen, den Begriff 
Clan-Kriminalität abzuschaffen.

Ein solcher Vorschlag war bereits Teil 
des Koalitionspapiers zwischen CDU 

und Grünen im Sommer. Deshalb ist da-
mit zu rechnen, dass zumindest der Be-
griff Clan in Zukunft in NRW aus dem 
Sprachgebrauch der Polizei verschwin-
det. Aber den Grünen dürfte eine sprach-
liche Bereinigung nicht genug sein.

Auch die statistische Erfassung der 
Clan-Kriminalität in der jetzigen Form 
dürfte aufgehoben werden, weil es die 
Grünen verlangen. Mit statistischen 
Tricks wurden bereits andere unliebsa-
me Phänomene aus der Kriminalitätssta-
tistik verbannt, zulasten einer effizien-
ten Polizeiarbeit. 

Wohl deshalb sieht Berlins Bürger-
meisterin Franziska Giffey das Thema 
derzeit offensichtlich anders. So sagte sie 
auf dem SPD-Landesparteitag im Novem-
ber: „Gute Politik beginnt mit dem Aus-
sprechen von dem, was ist.“  � Bodo Bost

INNERE SICHERHEIT

Grüne wollen Clan-Kriminalität wegretuschieren
In NRW soll der Begriff aus den Polizeiberichten verschwinden – CDU-Minister Reul strikt dagegen

b MELDUNGEN

Breite  
Ablehnung
Berlin – Einer Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts YouGov im 
Auftrag der Deutschen Presse-Agen-
tur (dpa) zufolge sind 47 Prozent der 
Bundesbürger eindeutig unzufrieden 
damit, wie die Immigration derzeit 
gehandhabt wird. Diese hat ihres Er-
achtens „einen negativen Einfluss“ 
auf die Gesellschaft. Nur 29 Prozent 
der Befragten können der Einwande-
rung mehr positive als negative As-
pekte abgewinnen. Noch deutlicher 
fiel das Ergebnis einer Umfrage des 
Markt- und Sozialforschungsinstitu-
tes INSA-CONSULERE für die „Bild“-
Zeitung aus: Hier äußerten sich über 
zwei Drittel der Probanden besorgt 
über die steigenden Asylbewerber-
zahlen. Und nur jeder Sechste meint, 
dass Deutschland von der Einwande-
rung in der gegenwärtigen Form pro-
fitiere und Flüchtlinge aus dem isla-
mischen Kulturkreis eine Bereiche-
rung darstellten.� W.K.

Gegen neue 
Eigenheime 
Berlin – Bundesbauministerin Klara 
Geywitz (SPD) will den Bau von Ein-
familienhäusern einschränken und 
letztlich sogar abschaffen: „Kommen-
de Generationen werden kein Eigen-
heim mehr bauen können.“ Sie be-
gründet ihre Auffassung mit dem Flä-
chenverbrauch. Es sei „ökonomisch 
und ökologisch unsinnig“, wenn jede 
Generation neue Einfamilienhäuser 
errichte. Ähnliche Ansichten hatte 
bereits früher der Grünen-Bundes-
tagsabgeordnete Anton Hofreiter 
vertreten. Auch über die verwende-
ten Baustoffe macht sich die Ministe-
rin Gedanken: „Das wäre mein 
Wunsch. Für die Verbesserung der 
CO₂-Bilanz des Gebäudesektors ist 
Holz eine super Möglichkeit, man 
kann auch mehrgeschossig damit 
bauen.“ Derweil stockt der Woh-
nungsbau in Deutschland ohnehin. 
Im vergangenen Jahr sind in Deutsch-
land rund 293.000  Wohnungen fer-
tiggestellt worden. Das waren 4,2 Pro-
zent weniger als ein Jahr zuvor, wie 
das Statistische Bundesamt in Wies-
baden mitteilte. � F.B.

In Berlin 
wächst die Not
Berlin – Einrichtungen, die sich in 
der Hauptstadt um bedürftige Men-
schen kümmern, melden einen stei-
genden Bedarf an Hilfe. Nach Anga-
ben von Barbara Breuer, der Spreche-
rin der Stadtmission Berlin, kommen 
zur Kleiderkammer der Stadtmission 
mittlerweile bis zu 170 Bedürftige am 
Tag. Üblicherweise fragten in der Ver-
gangenheit etwa 100  Menschen bei 
der Stadtmission nach Kleidung nach. 
Beim Seniorenfrühstück sei die Lage 
mittlerweile so, dass die Stadtmissi-
on wegen des starken Andrangs Rent-
ner wegschicken müsse. Auch bei den 
Beratungsstellen der Diakonie für 
Energiepauschale, Härtefallfonds, 
Bürgergeld und Wohngeld übersteigt 
die Nachfrage durch Bürger inzwi-
schen die Kapazitäten. Bei den Berli-
ner Tafeln, die Nahrungsmittel an Be-
dürftige abgeben, war die Zahl der 
Besucher von rund 40.000 zu Anfang 
dieses Jahres bis zur Jahresmitte auf 
72.000 gestiegen.� H.M.

VON WOLFGANG KAUFMANN 

B ereits im Juli vergangenen Jah-
res enthüllte der Berliner „Ta-
gesspiegel“, dass die damalige 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 

(CDU) und ihr Regierungssprecher Stef-
fen Seibert jeweils am Vorabend der 
Bund-Länder-Konferenzen zur Vereinba-
rung von Corona-Maßnahmen mit einer 
Gruppe handverlesener Journalisten zu-
sammentrafen, um diese auf den rigiden 
Kurs der Regierung einzuschwören. Dar-
aufhin brachten die involvierten Fernseh-
sender und Zeitungsverlage am Morgen 

des Folgetages Beiträge, durch welche die 
Bürger verängstigt und die Ministerpräsi-
denten unter Druck gesetzt werden soll-
ten, der Merkelschen Lockdown-Politik 
zu folgen. 

Bundestagsvizepräsident Wolfgang 
Kubicki (FDP) sieht darin eine unzulässi-
ge staatliche Beeinflussung der Medien. 
Es bleibe völlig unklar, „welche Kriterien 
die Bundesregierung bei der Auswahl ih-
rer Gesprächspartner angelegt hat“. Des-
wegen forderte er bei den Wissenschaft-
lichen Diensten des Deutschen Bundes-
tages (WD) ein Gutachten „Zur Informa-
tions- und Pressetätigkeit öffentlicher 

Stellen“ an, das nun am 20.  Dezember 
öffentlich vorgestellt worden ist.

Eine Initiative Wolfgang Kubickis
Nach Ansicht der Verfasser des Papiers 
steht es der Bundesregierung und ande-
ren Behörden grundsätzlich frei, im Rah-
men der ihnen „zugewiesenen Aufgaben 
und Kompetenzen sowie unter Berück-
sichtigung des von der Rechtsprechung 
entwickelten Neutralitätsgebots bzw. Ge-
bots der Sachlichkeit … Presse- und Infor-
mationsarbeit (zu) betreiben“. Das könne 
durchaus „auch in individuelleren Forma-
ten wie Hintergrundgesprächen“ erfol-

gen. Ebenso sei es zulässig, „freiwillige 
Informationen … aus eigener Initiative 
und unter eigener Themenauswahl an 
Journalisten (zu) übermitteln“. 

Laut den WD sind aber zwei entschei-
dende Einschränkungen zu beachten, wie 
sie beispielsweise auch schon vom Bun-
desverwaltungsgericht in einem Urteil 
vom 18. September 2019 formuliert wor-
den sind: „Die Informationsweitergabe … 
darf nicht auf eine Reglementierung oder 
Steuerung der Medien oder eines Teils 
von ihnen hinauslaufen. Außerdem gilt im 
Rahmen staatlicher Informations- und 
Pressetätigkeit der Anspruch der Presse 
auf Gleichbehandlung im publizistischen 
Wettbewerb.“ Sollte es dennoch eine Aus-
wahl unter den zu informierenden Jour-
nalisten geben, so „muss diese sich an 
sachgerechten Erwägungen und mei-
nungsneutralen Kriterien messen lassen“. 

„Mauer des Schweigens“
Für Kubicki und etliche weitere Kritiker 
der Merkelschen Corona-Politik besagt 
das Gutachten ganz eindeutig, dass das 
Gebaren der früheren Bundeskanzlerin 
und ihres Sprechers „rechtlich fragwür-
dig“ gewesen sei. Darüber hinaus kriti-
siert der FDP-Politiker die beteiligten Me-
dien mit scharfen Worten. Anstatt ihrer 
Rolle als Wächter, Korrektiv und „Vierter 
Gewalt“ gerecht zu werden, wären sie im 
Zuge der Corona-Pandemie zu willfähri-
gen „Verkündern des Regierungsnarra-
tivs“ geworden. Das zeuge von einem 
„beispiellosen Versagen“.

Allerdings stehen nicht nur Pressever-
treter und Fernsehjournalisten im Ver-
dacht, sich zu Handlangern des Staates 
gemacht zu haben, sondern auch die an-
geblich unabhängige Justiz. Als der „Ta-
gesspiegel“ offizielle Anfragen zu den ge-
nauen Inhalten und Teilnehmern der Hin-
tergrundgespräche an das Bundeskanzler-
amt richtete, verweigerte Letzteres jegli-
che Auskunft. Daraufhin reichte das Blatt 
unter Verweis auf entsprechende Urteile 
des Bundesverwaltungsgerichtes Klage 
ein. Doch das Oberverwaltungsgericht 
Berlin entschied dazu diesen Juni, dass 
keine presserechtlichen Ansprüche gegen 
Merkel und Seibert mehr geltend gemacht 
werden könnten, weil beide aus ihren Äm-
tern ausgeschieden seien, was die vom 
„Tagesspiegel“ angeforderten Informatio-
nen „unerreichbar“ mache. Und dies, ob-
wohl das Büro der Altbundeskanzlerin 
nach der Rechtsprechung desselben Ge-
richts eine Bundesbehörde darstellt und 
Seibert als nunmehriger deutscher Bot-
schafter in Israel dem Auswärtigen Amt 
untersteht. Insofern hat Kubicki zweifel-
los Recht, wenn er mit Blick auf die Auf-
arbeitung des Regierungshandelns wäh-
rend der Pandemie von einer „Mauer des 
Schweigens“ spricht.

CORONA-MASSNAHMEN

„Rechtlich fragwürdig“
Bundestagsgutachten zur Pressepolitik von Merkel und Seibert vorgelegt

Die Kanzlerin und ihr Pressesprecher: Angela Merkel und Steffen Seibert� Foto: action press
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VON HERMANN MÜLLER

P er Protokollnotiz haben die 
Bundesregierung und die Regie-
rung Polens im vergangenen 
Mai erklärt, ab Anfang 2023 auf 

russisches Rohöl verzichten zu wollen, 
das bislang über die Druschba-Pipeline 
geliefert wird. Mittlerweile zeichnet sich 
ab: Mit der Entscheidung gegen das russi-
sche Öl macht sich Deutschland stark von 
Polen abhängig. 

Bis zum Ukrainekrieg deckte Deutsch-
land gut ein Drittel seines Ölbedarfs über 
russische Lieferungen ab. Zwei Drittel 
davon flossen über die Druschba-Leitung 
in die PCK-Raffinerie in Schwedt und 
nach Leuna in Mitteldeutschland. Mit 
Blick auf Leuna erklärte Sven Schulze 
(CDU), Wirtschaftsminister von Sach-
sen-Anhalt, der Raffinerie-Standort sei 
gut auf ein Embargo gegen russisches 
Erdöl vorbereitet. Nach Angaben des Mi-
nisters hat der Leuna-Betreiber Total in 
den vergangenen Monaten erfolgreich 
daran gearbeitet, das Unternehmen un-
abhängiger aufzustellen. Demnach soll 
Öl aus anderen Ländern künftig vom 
Danziger Hafen aus nach Sachsen-Anhalt 
weitergeleitet werden.

Zum Knackpunkt droht die künftige 
Versorgung der PCK-Raffinerie in Schwedt 
zu werden. Der Erdölverarbeiter sichert 
die Versorgung von Berlin, Brandenburg 
und weitere Regionen mit Benzin, Diesel, 
Kerosin und Heizöl. Wie Leuna wurden 
die riesigen Raffinerieanlagen in der 
Uckermark seit Jahrzehnten per Drusch-
ba-Leitung mit russischem Öl versorgt. 
Mitte Dezember erklärte Michael Kellner, 
Staatssekretär im Bundeswirtschaftsmi-
nisterium, PCK sei weitgehend ausgelas-
tet und die Versorgung sei gesichert. Die 
Aussage von Robert Habecks Parteifreund 
sollte allerdings besser nur als Moment-
aufnahme aufgefasst werden. 

Künftig nur noch 70 Prozent
Wie der Grünen-Politiker nämlich weiter 
erklärte, wird die Auslastung im Januar 
auf etwa 70 Prozent sinken. Und selbst 
dieser niedrige Auslastungsgrad hängt 
entscheidend von der Mitwirkung Polens 
ab. Die Kapazität einer kleineren, bereits 
bestehenden Ölleitung vom Rostocker 
Hafen kann die Versorgung von Schwedt 
nur gut zur Hälfte decken. Bis diese Pipe-

line ausgebaut ist, werden Jahre vergehen. 
Eine Aushilfe erhofft sich die Bundesregie-
rung in dieser selbstgewählten Zwangsla-
ge daher von Polen mit dem Danziger Ha-
fen. Nachdem die Verhandlungen mit 
Warschau lange gestockt haben, scheint 
Polen nun dazu bereit zu sein, bei der Ver-
sorgung von Schwedt mitzuwirken. 

Wie Kellner Mitte Dezember im Bun-
destag erklärte, sei er zu Gesprächen in 
Warschau gewesen: „Im Ergebnis haben 
wir jetzt die Zusage der polnischen Seite, 
ab Januar ausreichende Ölmengen zu lie-
fern, die dem PCK eine komfortable Aus-
lastung von rund 70 Prozent ermögli-
chen.“ Als Ziel gab der Staatssekretär aus, 
durch weitere Bezugsquellen die Auslas-
tung der Raffinerie im Laufe des Jahres 
2023 weiter zu steigern. 

Brandenburgs Wirtschaftsminister 
Jörg Steinbach (SPD) zeigte sich über-
zeugt, die Versorgungslücke der Raffinerie 
mit Hilfe von Öllieferungen aus Kasachs-

tan schließen zu können. Sollte tatsäch-
lich Öl aus Kasachstan nach Schwedt flie-
ßen, würde es einen altbekannten Weg 
nehmen: über die Druschba-Pipeline. Bis-
lang völlig unklar ist indes, ob angesichts 
der westlichen Sanktionspolitik der 
Kreml diese kasachischen Lieferungen 
über sein Gebiet tatsächlich akzeptieren 
würde. 

Greift polnische Orlen nach PCK?
Die Pläne der Bundesregierung stehen 
nicht nur wegen der vagen Hoffnung auf 
Öl aus Kasachstan auf einer wackligen Ba-
sis. Ein beachtlicher Teil der deutschen 
Treibstoffversorgung wird ab Januar auch 
vom guten Willen der polnischen Regie-
rung abhängen. Diese hatte erst im Okto-
ber in der Form einer diplomatischen No-
te ganz offiziell Reparationsforderungen 
an Deutschland angemeldet. Mit der Ver-
sorgung von Schwedt über ihr Staatsge-
biet bekommt Polens Führung nun auch 

noch eine starke Trumpfkarte gegenüber 
Berlin in die Hand. 

Schon jetzt mehren sich die Zeichen, 
dass der polnische Energiekonzern PKN 
Orlen als großer Gewinner aus der Ent-
wicklung rund um die Schwedter Raffine-
rie hervorgehen könnte. Bereits im Mai 
hatte Polens Energieministerin Anna 
Moskwa (PiS) als Grundbedingung für 
eine polnische Kooperation benannt, dass 
sich die Raffinerie nicht mehr in russi-
schem Eigentum befinden dürfe. Mittler-
weile befindet sich der Betrieb in Treu-
händerschaft des Bundes, faktisch ist der 
bisherige russische Eigentümer Rosneft 
damit zwar enteignet, doch noch nicht 
formell. Der polnische Rundfunk berich-
tete diesen Monat über eine gemeinsame 
Absichtserklärung der Bundesregierung 
und Polens Regierung, dem polnischen 
Energiekonzern PKN Orlen einen Ein-
stieg in die Eigentümerstruktur der Raffi-
nerie Schwedt zu ermöglichen.

SANKTIONSFOLGEN

In der selbstgestellten Falle 
Die Raffinerie Schwedt kann nur noch mit Polens Hilfe versorgt werden – Warschau wittert Chancen

Unentbehrlich für die Versorgung der neuen Bundesländer: PCK-Raffinerie in Schwedt� Foto: pa

b KOLUMNE

Wenn in etwa sechs Wochen die Stim-
men für die Wiederholungswahlen des 
Berliner Abgeordnetenhauses ausgezählt 
sind, werden auf die Besitzer von Kraft-
fahrzeugen in Berlin ganz neue Verhält-
nisse zukommen. Im Rahmen der Fort-
entwicklung des sogenannten Mobilitäts-
gesetzes einigten sich Grüne und SPD in 
diesen Tagen auf einige radikale Maßnah-
men. So ist die Ausweitung der Park-
raumbewirtschaftung – die nichts ande-
res ist als ein Abkassieren der Autofahrer 
– beschlossene Sache. 

Aber nicht nur dass das Parken kos-
tenpflichtig oder noch teurer wird, es 
sollen auch vorhandene Parkplätze ab-
gebaut werden. In dem gemeinsamen 
Papier heißt es, man ergreife mögliche 
Maßnahmen, damit die vorhandenen 
Straßen zum Fahren wie zum Parken ef-
fektiver genutzt werden könnten. Ganz 

deutlich heißt es weiter: „Weniger Park-
raum für Kraftfahrzeuge“, und dazu seien 
auch „Rückbaupotenziale zu identifizie-
ren“. Die Parkraumbewirtschaftung im 
Land Berlin soll grundsätzlich „auf Ge-
biete mit Parkdruck“ ausgeweitet wer-
den. Wenn zuvor Parkplätze abgebaut 
werden, besteht letztlich im ganzen 
Stadtgebiet Parkplatznot. Auf ganzen 
Straßenzügen sollen Parkstreifen künftig 
häufiger als Radwege oder Busspuren 
ausgewiesen werden. 

Aber nicht nur gegen den „ruhenden 
Verkehr“ werden Maßnahmen ergriffen. 
In den Papier heißt es weiter, dass auch 
„weniger Flächen für den fließenden Ver-
kehr“ zur Verfügung stehen sollen. Grüne 
und SPD bekennen sich zu weiteren Ein-
schränkungen für den Autoverkehr in 
Berlin. So soll die Menge an Kraftfahrzeu-
ge beispielsweise durch eine „Zuflussdo-

sierung“ gesteuert werden. Um Durch-
gangsverkehr in Wohnquartieren zu ver-
meiden, nennt der Text überdies bauliche 
Maßnahmen, etwa Betonpoller. 

Der Linkspartei geht es zu langsam
Die mitregierende Linkspartei stimmt 
der Marschrichtung an sich zu, und mo-
niert sogar, dass nicht alles schon viel 
früher umgesetzt worden sei. Ihr Vertre-
ter im Mobilitätsausschuss, Kristian Ron-
neburg, sagte: „Die Novellierung des Mo-
bilitätsgesetzes ist längst überfällig und 
eine Bringschuld von Rot-Grün-Rot aus 
der letzten Wahlperiode, doch wieder 
mal mussten SPD und Grüne monatelang 
streiten.“ 

Die verkehrspolitische Sprecherin der 
Grünen-Fraktion, Antje Kapek, ist dage-
gen zufrieden: „Das ist ein riesiger Schritt. 
Der ruhende und fließende Verkehr kann 

nun so umsortiert werden, dass der Wirt-
schaftsverkehr fließen kann.“ Die SPD 
feiert das Papier als Verhinderung einer 
sogenannten City-Maut, in den anderen 
Punkten haben sich die Grünen durchge-
setzt. Widerstand gegen die Senatspläne 
ist auch nach der Wiederholungswahl am 
12. Februar kaum zu erwarten, da CDU-
Spitzenkandidat Kai Wegner nach seinen 
eigenen Bekundungen eine Koalition mit 
den Grünen anstrebt. 

Dabei treffen die Maßnahmen eine 
stetig wachsende Bevölkerungsgruppe. So 
ist die Anzahl der registrierten Pkw im 
Bundesland Berlin im Verlauf der vergan-
genen zehn Jahre kontinuierlich angestie-
gen. Die Marke von 1,2 Millionen ange-
meldeten Personenkraftwagen wurde 
dabei im Jahr 2018 erreicht. Zurzeit sind 
1,24 Millionen Kraftfahrer auf Berlins 
Straßen unterwegs.  � Frank Bücker

VERKEHRSPOLITIK

Noch mehr Schikanen gegen Autofahrer
Berlin: SPD und Grüne einigen sich auf weitere einschneidende Maßnahmen

Grotesk 
VON THEO MAASS

Tatort Berlin-Zehlendorf, Teltower 
Damm, um 7.05 Uhr vor der Bäckerei 
Thoben. Ein eiliger Autofahrer hält 
kurz an, um Brötchen zu holen und 
einen Kontoauszug bei der Bank ne-
ben dem Bäcker ausdrucken zu lassen. 
Da schlägt die Ordnungsmacht uner-
bittlich zu. Blitzschnell, hinter einem 
Baum versteckt, schreibt ein Polizist 
einen Strafzettel. Das Parken ist dort 
nämlich ab Punkt 7 Uhr verboten, ob-
wohl dort sonst niemand unterwegs 
ist. Monate zuvor hat die Berliner Poli-
zei Corona-Demonstranten teilweise 
so brutal zusammenschlagen lassen, 
dass sich sogar der Folter-Beauftragte 
der Vereinten Nationen für den Vorfall 
interessierte. 

Andererseits tanzen die Freitags-
kinder und ihr Ableger von der „Letz-
ten Generation“ durch Straßenblocka-
den der werktätigen Bevölkerung auf 
der Nase herum unter teilweise aufrei-
zender Untätigkeit der Polizei, die 
häufig erst nach längerem Zuwarten 
einschreitet. 

Nun also der vorläufig letzte An-
schlag der „Letzten Generation“. In 
aller Gemütsruhe haben sie ein Hebe-
bühnenfahrzeug auf dem Pariser 
Platz in Stellung gebracht, dann mit-
tels Plattform zwei der ihren auf den 
15 Meter hohen Weihnachtsbaum ge-
hoben und dessen Spitze abgesägt. 
Der Gipfel der Groteske: Die Polizei 
stand daneben und schaute zu. Von 
der Dienststelle heißt es: „Es gibt viele 
Weihnachtsbäume in Berlin, solche 
Kontrollen sind da keine Seltenheit.“ 
Ja, da denke ich doch schon fast an 
den sprichwörtlichen Weihnachts-
mann. Aber das ist nur das letzte Glied 
in einer endlosen Kette. Am 16. No-
vember „besuchte“ die „Letzte Gene-
ration“ die FDP Bundesgeschäftsstelle 
und beschmierte sie. Ein Video zeigt, 
wie ein vor dem Gebäude geparkter 
Streifenwagen einfach davonfährt, 
während die Aktion läuft. 

Der Verdacht drängt sich auf, dass 
der Rechtsstaat nur noch dort durch-
gesetzt wird, wo es was zu kassieren 
gibt oder dort, wo Protestierer staat-
liche Maßnahmen hinterfragen. 

b MELDUNG

Ethno-Krieg in 
Frankfurt/Oder 
Frankfurt/Oder – Nach gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwischen ju-
gendlichen Immigranten hat die Poli-
zei in Frankfurt/Oder am 20. Dezem-
ber vier Wohnungen in der Oderstadt 
und eine weitere in Cottbus durch-
sucht. Nach Polizeiangaben ging es bei 
dem Einsatz um drei gewaltbereite 
Männer, die wiederholt an Auseinan-
dersetzungen in Frankfurt beteiligt 
gewesen sein sollen. Vollstreckt wer-
den sollte zudem ein Haftbefehl gegen 
einen 24-Jährigen, der verdächtigt 
wird, in mindestens zwei Fällen Perso-
nen mit einem Messer attackiert zu 
haben. In den vergangenen Wochen 
war es in einem Wohnviertel von 
Frankfurt/Oder wiederholt zu schwe-
rer Gewalt zwischen Afghanen, Syrern 
und Irakern gekommen. Eine speziell 
gebildete Ermittlungsgruppe der Poli-
zei bearbeitet mittlerweile 20 Straf-
verfahren. Dabei geht es unter ande-
rem um Delikte wie gefährliche Kör-
perverletzung, Widerstand gegen Voll-
streckungsbeamte, Bedrohung und 
schweren Landfriedensbruch. � H.M. 
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UKRAINE

Im „schwarzen Loch“ verschwunden
Westliche Waffen und Hilfsgelder drohen im Ukrainekrieg durch Korruption in falsche Hände zu gelangen

Das kommende Jahr sollte für Schottland 
das Jahr der Unabhängigkeit werden. Erst 
2014 hatte sich eine Mehrheit der Schot-
ten gegen eine Loslösung von Großbritan-
nien entschieden. Doch die schottische 
Regierungschefin Nicola Sturgeon glaubt, 
dass sie mittlerweile die Zahlen auf ihrer 
Seite hat. „Alle Umfragen sprechen da-
für“, sagte sie mit Blick auf ein neues  
Referendum. 

Doch der Oberste Gerichtshof des 
Vereinigten Königreichs, der Supreme 
Court, ging dazwischen. Ohne Zustim-
mung aus London bleibe Schottland ein 
Teil des Vereinigten Königreichs, lautete 
der Gerichtsentscheid vom November. 
Sturgeon setzt nun auf die Macht des Fak-
tischen. Sie will die nächste britische Par-
lamentswahl im Jahr 2024 zu einem Qua-
si-Referendum machen. „Wenn dann eine 
Mehrheit der Schotten bei Pro-Unabhän-

gigkeitsparteien ihr Kreuz macht, ist dies 
ein klares Mandat. London muss diesem 
demokratischen Willen entsprechen“, ar-
gumentiert sie. 

Unabhängigkeitsbestrebungen vom 
Vereinigten Königreich haben eine lange 
Tradition. Sturgeon glaubt, dass die Men-
schen 2014 anders entschieden hätten, 
wenn sie gewusst hätten, dass sich eine 
Mehrheit der Briten für den Brexit ent-
scheiden würde. Ihr Ziel ist es, Schottland 
wieder zurück in die EU zu führen. 

Ein neues Pulverfass
Doch nicht nur in Schottland haben die 
„Regionalisten“ wieder Zulauf. Und dies 
hat ebenfalls mit dem Brexit zu tun. Bei 
dem Referendum 2016 entschied sich 
zwar die Mehrheit der Engländer für ei-
nen EU-Austritt, und die Masse an Wäh-
lerstimmen gab dann den Ausschlag. 

Doch in Schottland und in Nordirland 
sprach sich eine Mehrheit für einen Ver-
bleib in der EU aus. 

Nach diesem Ergebnis forderte der da-
malige irische Premierminister Enda Ken-
ny ein Referendum über eine Vereinigung 
Nordirlands mit der Republik Irland. Dort 
würden derzeit mehr als zwei Drittel der 
Bürger für ein einiges Irland stimmen. Im 
Norden ist die Lage heikel. Ursprünglich 
lebten dort mehr Protestanten als Katho-
liken, und diese waren stets für einen Ver-
bleib bei Großbritannien.

Doch mittlerweile stellen die Katholi-
ken die Mehrheit der Bevölkerung. Und 
von dieser würde bloß ein Fünftel gegen 
einen Austritt aus Großbritannien stim-
men. Hintergrund ist die Angst vor neuen 
Unruhen. So verübte die republikanisch-
katholische Terrorgruppe Neue IRA wie-
der Anschläge. 

Selbst auf der Seite der London-treuen 
nordirischen „Loyalisten“ gibt es Unter-
grundaktivitäten. Sie stören sich am so-
genannten Nordirland-Protokoll in den 
Brexit-Vereinbarungen zwischen der EU 
und Großbritannien. Durch dieses ist auf 
der Irischen See eine Zollgrenze entstan-
den. Seit dem Karfreitagsabkommen 1998, 
das den Bürgerkrieg inklusive Terroran-
schlägen beendete, waren alle relevanten 
Kräfte an der Regierung in Belfast betei-
ligt. Nun stellen sich die protestantischen 
Unionisten quer. Experten sprechen von 
einem Pulverfass. 

Selbst in Wales, wo seit 100 Jahren die 
Labour-Partei regiert, gibt es erstmals seit 
Jahrzehnten Diskussionen über eine Los-
lösung von London. Wenn die Tendenz 
andauere, könnte aus Großbritannien in 
einigen Jahren ein Klein-England werden, 
sagen Zyniker.� Peter Entinger

VEREINIGTES KÖNIGREICH

Auf dem Weg zu einem Klein-England
Zurück in die EU – Schotten, Nordiren und inzwischen sogar die Waliser wollen sich von London loslösen

b MELDUNGEN

VON HERMANN MÜLLER

N och im September 2021 attes-
tierte der EU-Rechnungshof 
in einem Sonderbericht der 
Ukraine massive Probleme 

durch Großkorruption und der Berau-
bung des Staates. Nach den Erkenntnis-
sen der Rechnungsprüfer ist der osteuro-
päische Staat über Jahre durch Oligar-
chen, hohe Beamte und durch korrupte 
Politiker, Staatsanwälte und Richter re-
gelrecht ausgeplündert worden. 

Hintergrund der damaligen Prüfung 
war die Frage, wie die Ukraine mit Mitteln 
der EU umgeht, die unter anderem für 
den Kampf gegen die Korruption fließen. 
Seit dem Angriff russischer Truppen im 
Februar 2022 überweisen die EU und die 
USA Beträge nach Kiew, die sich in ganz 
anderen Dimensionen bewegen als die 
vorherigen Finanzhilfen. Allein der US-
Kongress hat seit Kriegsbeginn 65 Milliar-
den US-Dollar an Hilfen für die Ukraine 
genehmigt. In Washington diskutieren die 
Gesetzgeber derzeit über weitere 45 Mil-

liarden Dollar. Für die EU bezifferte der 
stellvertretende Kommissionschefs Val-
dis Dombrovskis im November 2022 die 
Hilfszahlungen seit Kriegsbeginn mit  
19,7 Milliarden Euro. Dabei war militäri-
sche Hilfe nicht einmal eingerechnet. 
2023 soll das Land von der EU nochmals 
18 Milliarden Euro erhalten.

Doch seit dem russischen Angriff auf 
die Ukraine wird westliche Kritik an der 
Korruption in der Ukraine meist nur noch 
sehr zurückhaltend formuliert. Ange-
sichts der hohen Milliardenbeträge und 
der Waffenlieferungen, die aus Richtung 
der EU und den USA in die Ukraine flie-
ßen, droht diese Zurückhaltung aber Fol-
gen zu haben. Schon in den vergangenen 
Monaten sind vereinzelt Vermutungen 
laut geworden, Waffen, die in die Ukraine 
geliefert werden, könnten irgendwann 
ihren Weg auf den internationalen 
Schwarzmarkt finden. 

Diese Befürchtung scheinen schnell 
Realität geworden zu sein: Waffen, die ur-
sprünglich für die Ukraine bestimmt wa-
ren, sind offenbar auf einem Konfliktherd 

auf dem afrikanischen Kontinent aufge-
taucht. Anfang Dezember sprach Nigerias 
Präsident Muhammadu Buhari auf dem 
Gipfeltreffen der Staatsoberhäupter der 
Tschadseebecken-Kommission die War-
nung aus, dass wegen des Krieges in der 
Ukraine Waffen und auch Kämpfer in die 
Region strömen. Profiteuer dieser Ent-
wicklung ist laut Buhari unter anderem 
die islamische Terrorgruppierung Boko 
Haram. 

Geldwäsche über Kryptobörse?
Bereits im April hatte der Nachrichtenka-
nal CNN eine anonyme Quelle innerhalb 
der CIA zitiert, der zufolge vom Westen 
gelieferte Waffen „in einem großen 
schwarzen Loch“ zu verschwinden dro-
hen, sobald sie die polnisch-ukrainische 
Grenze passiert haben. Die USA scheinen 
diesen weitgehenden Kontrollverlust in-
zwischen nicht mehr tatenlos akzeptieren 
zu wollen. 

Im November bestätigte das Pentagon 
erstmals ganz offiziell die Anwesenheit 
von US-Militärangehörigen in der Ukrai-

ne. Angeführt vom Brigadegeneral Gar-
rick Harmon, dem Militärattaché in Kiew, 
sollen die US-Militärberater die Aufgabe 
haben, Waffenlieferungen aus NATO-
Ländern an das Land zu überwachen, so 
das Pentagon. 

Mittlerweile steht allerdings nicht nur 
der Verdacht im Raum, dass Waffenhilfe 
für die Ukraine auf verschlungenen We-
gen wieder aus dem Land herausge-
schleust wird. Ein US-Journalist hat den 
Vorwurf erhoben, auch Spendengelder für 
die Ukraine seien bereits abgezweigt und 
veruntreut worden. Vorgebracht hat die-
sen schwerwiegenden Vorwurf der Radio-
moderator Hal Turner. Dieser warf Sam 
Bankman-Fried, dem Chef der im Novem-
ber in die Insolvenz geschlitterten Kryp-
tobörse FTX, vor, Teil eines Geldwäsche-
rings gewesen zu sein.

Nach Darstellung von Turner sollen 
über die Spendenaktion „Aid for Ukraine“ 
in den USA zunächst Hilfsgelder für die 
Ukraine eingesammelt worden sein. Die 
Ukraine hätte diese Gelder dann in Kryp-
towährung bei dem Unternehmen FTX 
angelegt. Letztendlich soll ein Teil dieser 
Spendengelder aber bei Kreisen innerhalb 
der US-Demokraten gelandet und von 
diesen für den Midterms-Wahlkampf ver-
wendet worden sein. Verdeckt wurde die-
ser Geldfluss laut Turner von der überra-
schenden Pleite der Kryptobörse im ver-
gangenen Herbst.

Der ukrainische Minister für digitale 
Transformation, Alex Bornyakov, hat die 
Vorwürfe dementiert. Der Minister er-
klärte über Twitter, FTX sei nur für die 
Umwandlung von Spenden verwendet 
worden, die in Kryptogeld eingegangen 
seien. Laut dem Minister soll FTX solche 
Spenden lediglich in herkömmliche Wäh-
rungen umgewandelt haben, Geld soll 
demnach jedoch nicht bei FTX angelegt 
worden sein.

Antikorruptionsaktivisten denken un-
terdessen bereits darüber nach, welche 
große Versuchung es darstellen wird, 
wenn in einigen Jahren Hunderte Milliar-
den von Euro und Dollar zum Wiederauf-
bau in die Ukraine fließen werden. Tetia-
na Shevchuk von der ukrainische Nicht-
regierungsorganisation Antac forderte 
gegenüber dem ZDF, es müsse bei Wie-
deraufbau-Hilfen immer eine unabhängi-
ge Aufsicht bestehen, damit keine Mittel 
verschwinden können.

Panzerabwehrwaffen für islamische Terroristen? Der Westen plant weitere Waffenlieferungen für die Ukraine, von wo aus auch 
deutsches Kriegsmaterial wie diese Panzerfäuste durch Korruption den Weg nach Afrika finden könnte� Foto: pa

Journalisten 
leben riskant
Paris – Nach Angaben der internatio-
nal tätigen Nichtregierungsorganisa-
tion Reporter ohne Grenzen (RSF) 
befanden sich zum 1. Dezember 2022 
weltweit 533 Medienschaffende in 
Haft – ein Anstieg gegenüber 2021 um 
13 Prozent. Die Hälfte sitzt in den Ge-
fängnissen oder Straflagern von fünf 
Staaten, nämlich China, Myanmar, 
dem Iran, Vietnam und Belarus, wobei 
das Reich der Mitte die Rangliste hin-
sichtlich der Menge der Eingesperrten 
anführt. Darüber hinaus wurden im 
bisherigen Verlauf des Jahres 57 Jour-
nalisten getötet, während man 2021 
noch 48 Opfer zählte. Acht Reporter 
starben allein in der Ukraine, die da-
mit zum zweitgefährlichsten Land für 
diesen Berufsgruppe avancierte. Noch 
riskanter war die Pressearbeit ledig-
lich in Mexiko, wo elf Journalisten 
durch Mörderhand fielen. Auf dem 
amerikanischen Doppelkontinent ka-
men prozentual mehr Reporter bei 
Gewaltakten ums Leben als in allen 
anderen Regionen der Welt. � W.K.

CIA lockt 
Russen 
Washington – Der US-Auslandsge-
heimdienst CIA bemüht sich verstärkt 
darum, Russen zu rekrutieren, die un-
zufrieden mit der Politik Putins sind. 
Dies sagte der stellvertretende CIA-
Direktor für verdeckte Operationen, 
David Marlowe, während eines Tref-
fens mit ausgewählten Dozenten und 
Mitarbeitern des Hayden Centers der 
George Mason University in Fairfax 
im US-Bundesstaat Virginia, an dem 
auch die Vize-CIA-Direktorin für Ana-
lyse, Linda Weissgold, teilnahm. Mar-
lowe meinte, es gebe auf der ganzen 
Welt Russen, die dem Krieg in der Uk-
raine ablehnend gegenüberstünden, 
und die CIA würde diese sehr gerne 
anwerben: „Wir sind offen für Ge-
schäfte.“ Besonders hofft er dabei auf 
die Kooperationsbereitschaft frust-
rierter Militärs und verärgerter Olig-
archen, welche erleben müssen, wie 
die Sanktionen gegen Russland ihre 
Interessen beeinträchtigen. � W.K.

Gefechte an 
der Grenze
Neu-Delhi – An der umstrittenen 
Grenze zwischen Indien und der 
Volksrepublik China, welche durch 
das Himalaya-Gebirge verläuft, kam es 
erneut zu Zusammenstößen zwischen 
Truppen beider Länder, nachdem sich 
bereits 2020 Scharmützel im Galwan-
Tal in der Region Ladakh mit 24 Toten 
ereignet hatten. Diesmal fand die Kon-
frontation weiter östlich im Tawang-
Distrikt statt, der an der Nahtstelle 
zwischen dem indischen Bundesstaat 
Arunachal Pradesh und dem von Chi-
na annektierten Tibet liegt. Die Vor-
fälle erfolgten unmittelbar im An-
schluss an gemeinsame Manöver indi-
scher und US-amerikanischer Militär-
einheiten in Uttarakhand im Dreilän-
dereck Indien-Nepal-Tibet. Sowohl 
die indische als auch die chinesische 
Regierung werfen nun der jeweils an-
deren Seite vor, die provisorische Waf-
fenstillstandslinie von 1962 über-
schritten zu haben, um ihren Einfluss 
in der Region auszuweiten. Dieses Mal 
kam es allerdings nicht zu Todes
opfern. � W.K.
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Laut Ökonomen geht es hierzulande viel zu langsam voran: Investionen in die Infrastruktur wie Glasfaserausbau in Brandenburg

VON PETER ENTINGER

D er Internationale Währungs-
fonds (IWF) hat seine Prog-
nose für die Weltwirtschaft 
deutlich gesenkt und sieht 

dabei vor allem Deutschland im Zentrum 
einer globalen Krise. Das Land habe 
„zweifelsohne große, aktuelle Proble-
me“, sagte Alfred Kammer, Direktor der 
Europaabteilung des IWF, dem „Spie-
gel“, und forderte die Bundesregierung 
auf, den Standort Deutschland mit staat-
lichen Investitionen zu stärken. 

Als größte Baustelle macht der IWF 
Energie, Infrastruktur, Fachkräfte und 
Digitalisierung aus. „Überall ist die Bun-
desrepublik zurückgefallen. Das kostet 
Produktivität und Wachstum. Obendrein 
ist Deutschland besonders von der sich 
ändernden Globalisierung betroffen. 
Was es jetzt braucht, ist ein großes staat-
liches Investitionsprogramm“, sagte 
Kammer. Als Beispiele nannte er Breit-
bandausbau, eine digitale Verwaltung 
und Energiesouveränität. 

Energiekosten verschärfen Krisen 
Vor allem die Energiekrise wird Deutsch-
land nach Einschätzung des IWF noch 
lange zu schaffen machen. „Dieser Win-
ter wird schwierig, aber der Winter 2023 
könnte noch schlimmer werden“, sagte 
IWF-Vizedirektorin Gita Gopinath und 
fügte hinzu: „Die Energiepreise werden 
noch für längere Zeit hoch bleiben. Dar-
auf muss Deutschland reagieren. Der 
Ausbau der Erneuerbaren Energien muss 
deutlich beschleunigt werden.“ Deutsch-
land habe einen größeren Industriesek-
tor als andere Länder. 

IWF-Direktor Kammer fordert, dass 
Deutschland noch „grüner“ werden müs-
se. „Die momentane Krise muss der 
Weckruf für eine neue, grüne Wirtschaft 
in Deutschland sein. Dafür muss die 
Bundesregierung alle Anstrengungen 
unternehmen“, so Kammer, der aller-
dings einen Vorteil in Deutschland sieht: 
„Die öffentlichen Haushalte sind finan-
ziell immer noch weit besser in Schuss 
als vielerorts sonst.“

Dass es in Deutschland einen erheb-
lichen Reformstau gibt, kritisiert nicht 
nur der IWF, sondern auch deutsche 
Ökonomen. Oliver Holtemöller, Direktor 
am Leibniz-Institut für Wirtschaftsfor-
schung in Halle (IWH), sieht die Bundes-
republik im Hinblick auf Digitalisierung 
international im Mittelfeld. „Ich bekom-
me von den Bundesministerien immer 
noch Faxe. Das ist ein absoluter Ana-
chronismus“, sagte er. Sein Institut sieht 
die deutsche Wirtschaft zum Jahres-
wechsel vor schwierigen Zeiten. „Der 
Energiepreisanstieg erhöht die Lebens-

haltungskosten und durch die vorsichti-
gere Kreditvergabe haben sich die Fi-
nanzierungsbedingungen verschlech-
tert“, so Holtemöller, fügte aber hinzu: 
„Die deutsche Konjunktur ist durchaus 
robust.“ 

Vor allem der Export habe sich von 
der Corona-Pandemie recht schnell und 
gut erholt. Allerdings bestünden auf-
grund der aktuellen Lage zahlreiche Un-
wägbarkeiten. „Die Gas- und Strom-
preisbremse dürfte den Konjunkturein-
bruch im Winter zwar abfedern, sie er-
höht aber auch das Risiko, dass die Infla-
tionsrate von den hohen schuldenfinan-
zierten staatlichen Transfers weiter an-
geheizt wird“, erklärte der Ökonom. 

Vor einer weiter steigenden Inflation 
warnt auch Marcel Fratzscher, Präsi-

dent des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW). Das Armutsri-
siko in Deutschland werde zunehmen, 
„weil eben gerade Menschen am unte-
ren Ende jetzt auch nicht die großen 
Lohnsteigerungen bekommen. Für Men-
schen mit mittleren und geringen Ein-
kommen wird das nächste Jahr eine Ka-
tastrophe.“

Wachstum ist möglich
Der IWF hatte seine globale Wachstums-
vorhersage für das kommende Jahr kürz-
lich von 2,9 auf 2,7 Prozent gesenkt. Im 
Euroraum werde das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) noch um 0,5 Prozent wach-
sen. Deutschland aber drohe eine Rezes-
sion um 0,3 Prozent, schreibt der Wäh-
rungsfonds in seinem „World Economic 

Outlook“. Nur ein Land schneide 2023 
noch schlechter ab – und das ist Russ-
land. 

Eine Lösungsmöglichkeit sieht DIW-
Chef Fratzscher wie der IWF in einem 
Ausbau der Erneuerbaren Energien: „Jetzt 
geht es darum, die Energiewende, den 
Umbau der Wirtschaft auf „rneuerbare 
Energien, auf nachhaltige Technologien, 
massiv zu beschleunigen. Dann kann 
Deutschland sogar gestärkt aus der Krise 
hervorgehen. 2023 – so sagen es die Ex-
perten einhellig – dürfte ein ungemütli-
ches Jahr werden. Für 2024 bleibt die 
Hoffnung, dass die Inflation so weit her-
untergeht, dass die Löhne und staatlichen 
Leistungen wieder stärker steigen“, sagt 
Fratzscher. Doch bis dahin liege noch ein 
weiter Weg vor der Bundesrepublik.

STAU BEI WIRTSCHAFTSREFORMEN

IWF sieht Deutschland in 
mehrere Krisen schlittern 

Schnellerer Ausbau Erneuerbarer Energien und Digitalisierung:  
In einer „grünen Wirtschaft“ soll die Lösung der Probleme liegen

Der Milliardär war sauer. „Ich werde als 
CEO zurücktreten, sobald ich jemanden 
finde, der dumm genug ist, den Job zu 
übernehmen! Danach werde ich nur noch 
die Software- und Server-Teams leiten“, 
schrieb Elon Musk auf seiner Internet-
plattform Twitter, nachdem er zuvor die 
Nutzer hatte abstimmen lassen, ob er zu-
rücktreten solle. Immerhin 17,5 Millionen 
Nutzer haben von dieser Möglichkeit Ge-
brauch gemacht und satte 57,5 Prozent 
haben sich für einen Abschied des US-
Milliardärs ausgesprochen. 

Musk stellte zwar umgehend die 
Rechtmäßigkeit des Votums in Frage und 
unterstellte seinen Gegnern, sogenannte 
„Bots“ zur Stimmen-Vermehrung einge-
setzt zu haben, aber die Wahl ignorieren 
konnte er dennoch nicht, er hatte sein 
Wort gegeben. Musk hatte den Posten des 
Vorstandsvorsitzenden im Zuge seines 

rund 44 Milliarden US-Dollar schweren 
Kaufs der Internetplattform im vergange-
nen Oktober übernommen, allerdings von 
Beginn an betont, dass dies keine Dauer-
lösung sei. „Ich plane die Arbeitsbelas-
tung in der kommenden Zeit zu reduzie-
ren und die Führung mit der Zeit abzu-
geben“, sagte er schon im November. 

Außer Zweifel steht, dass Musk auch 
nach einem möglichen Rücktritt als Twit-
ter-Boss der wichtigste Mann hinter der 
Plattform bleiben wird. Sie gehört ihm 
schließlich. Doch noch gibt er sich nicht 
geschlagen. Das Umfrage-Institut HarrisX 
hatte in der vergangenen Woche erklärt, 
dass in einer von ihr durchgeführten, un-
abhängigen Abstimmung eine Mehrheit 
von 61 Prozent der Teilnehmer für Musks 
Verbleib an der Spitze des Unternehmens 
gestimmt habe. „Interessant. Das weist 
daraufhin, dass wir immer noch ein klitze-

kleines Bot-Problem auf Twitter haben“, 
kommentierte der Unternehmer bissig. 

US-amerikanische Medien spekulie-
ren, Musk könne den Vorstandsposten bei 
Twitter in absehbarer Zeit an einen Ver-
trauten abgeben. Immer wieder fallen die 
Namen Jason Calacanis und David Sacks. 
Sacks und Musk kennen sich schon seit 
gemeinsamen Zeiten beim Bezahldienst 
Paypal. Investor Calacanis ist Seriengrün-
der und unterhält mehrere Podcasts. Er 
hat Musk bereits bei den Verhandlungen 
zum Twitter-Kauf beraten. 

Vorwurf: Er vernachlässigt Tesla
Der 51-jährige Musk hatte bei der Über-
nahme des Nachrichtendienstes ange-
kündigt, für mehr Meinungsfreiheit ein-
zutreten. Unter anderem ließ er darüber 
abstimmen, ob das gesperrte Konto des 
ehemaligen US-Präsidenten Donald 

Trump wieder freigeschaltet wird. Aus 
dem linken Spektrum hagelte es Kritik. 
Zahlreiche mehr oder wenige Prominen-
te, unter anderem aus Deutschland, ha-
ben ihr Konto mittlerweile gelöscht und 
sind auf alternative Plattformen abge-
wandert. Kritiker – auch aus seinem eige-
nen Umfeld – monierten, Musk benutze 
Twitter als Spielfeld für seine Eitelkeiten 
und vernachlässige seine Kern-Unter-
nehmen. 

Den Kauf von Twitter hatte der Multi-
milliardär unter anderem mit dem Ver-
kauf von Tesla-Aktien finanziert. Der 
Elektroautokonzern, bei dem Musk eben-
falls an der Spitze steht, hatte an der Bör-
se zuletzt hohe Einbußen hinnehmen 
müssen. Tesla-Investoren hatten Musk 
kürzlich aufgefordert, sich wieder ver-
stärkt Tesla zu widmen und den Auto-
bauer auf Kurs zu halten. � P.E.

TWITTER

Rätselraten über Musk-Nachfolge
Zweifelhafte Mehrheit hat den Konzernchef zum Rücktritt aufgefordert – Wer folgt auf den 51-Jährigen?
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Ladensterben 
schreitet voran
Berlin – Wie der Präsident des Han-
delsverbandes Deutschland (HDE), Ale-
xander von Preen, gegenüber den Zei-
tungen der Funke Mediengruppe mit-
teilte, führte die Corona-Politik mit ih-
ren wiederholten Lockdowns hierzulan-
de zur Schließung von rund 41.000 
Einzelhandelsgeschäften. Manche Fili-
alketten mussten fast ein Drittel ihrer 
Läden abstoßen. In der Vor-Corona-
Zeit belief sich die Zahl der Geschäfts-
aufgaben auf rund 5000 pro Jahr. Die-
jenigen Händler, die das Corona-De-
saster überlebten, haben oftmals ihre 
Rücklagen aufgebraucht, weswegen sie 
nun durch die explodierenden Energie-
preise und die galoppierende Inflation 
in existentielle Nöte geraten. Die Geld-
entwertung drückt auf die Kauflaune 
der Kunden und führte zu einem Um-
satzrückgang von zuletzt 2,8 Prozent. 
Gleichzeitig schmälern die hohen 
Energiekosten den verbleibenden Ge-
winn derart, dass er nun vielfach gegen 
Null tendiert. Damit dürfte das Laden-
sterben weitergehen. � W.K.

Futuristische 
Pläne
Peking/Riad – Während die Vereinigten 
Staaten von Amerika und Saudi-Arabien 
zunehmend auf Distanz zueinander ge-
hen, bemühen sich die Volksrepublik 
China und das Golf-Königreich um en-
gere Beziehungen. Anlässlich eines 
dreitägigen Staatsbesuches von Präsi-
dent Xi Jinping wurden bilaterale Ver-
einbarungen über Geschäfte im Um-
fang von fast 30 Milliarden US-Dollar 
unterzeichnet. Die treibende Kraft auf 
saudischer Seite war dabei Kronprinz 
Mohammed bin Salman, welcher die fi-
nanziellen und wirtschaftlichen Kapazi-
täten Pekings nutzen will, um seine fu-
turistischen Pläne für die weitere Ent-
wicklung der Golf-Monarchie voranzu-
treiben. Dahingegen strebt das Reich 
der Mitte danach, die Arabische Halb-
insel in die eigene Neue Seidenstraße 
einzubinden. Hierbei handelt es sich 
um ein großangelegtes Projekt zur 
Schaffung von Land- und Seeverbin-
dungen zwischen Asien, Afrika und Eu-
ropa sowie zur Intensivierung des Han-
dels unter chinesischer Führung. � W.K.

Immobilien: 
Preis sackt ab
Berlin – Preisrückgänge und eine ge-
sunkene Zahl von Immobiliengeschäf-
ten sind Anlass für die Vermutung, dass 
auf dem Berliner Immobilienmarkt eine 
Abkühlung einsetzt. Wie die Hypover-
einsbank berichtet, wurden auf dem 
Immobilienmarkt der Hauptstadt teil-
weise Preisrückgänge von bis zu 20 Pro-
zent beobachtet. Nach vorläufigen Da-
ten des Gutachterausschusses für 
Grundstückswerte in Berlin ist es im 
dritten Quartal 2022 sowohl bei den 
Transaktionen als auch beim Umsatz-
volumen zu einem deutlichen Rück-
gang auf dem Immobilienmarkt der 
Hauptstadt gekommen. Im Sommer 
hatte der Gutachterausschuss in einem 
Marktausblick eine Normalisierung vo-
rausgesagt und von einer stark nachlas-
senden Nachfrage nach Kaufimmobi-
lien berichtet. Wie der „Tagesspiegel“ 
berichtet, kann Berlin mit dieser Ent-
wicklung auf dem Immobilienmarkt 
nun wieder verstärkt in den Fokus in-
ternationaler Großanleger rücken.�H.M.



FLORIAN STUMFALL

Ü ber dem ebenso peinlichen 
wie ungezogenen Auftritt 
der deutschen Innenminis-
terin Nancy Faeser mit Arm-

binde in Katar droht ein ganz anderes 
Bubenstück der SPD-Politikerin in den 
Hintergrund zu treten, das dringend ins 
Licht der Öffentlichkeit gezogen gehört. 
Denn es handelt sich um einen Anschlag 
auf das Recht, verübt von der Ressortmi-
nisterin, deren dringlichste Aufgabe es 
ist, eben dieses Recht vor allen Anfech-
tungen zu schützen. Faeser regte an, von 
Staatsbediensteten, die im Verdacht ste-
hen, rechtes Gedankengut zu hegen, zu 
verlangen, dass sie diesen Verdacht aus-
räumen, indem sie beweisen, dass der 
Vorwurf falsch ist.

Die Initiative galt zunächst den 
Staatsbediensteten. Auf solche Weise 
müsse der Staat nicht in jedem Einzelfall 
kompliziert nachweisen, so die Begrün-
dung, dass der Verdächtige tatsächlich 
verbotene Ansichten vertrete oder gar 
derartige Pläne verfolge. Wie freilich je-
mand beweisen soll, dass er eine gewisse 
Meinung nicht hat und Gedanken der in-
kriminierten Art nicht wälzt, das konnte 
die Ministerin nicht sagen.

Und eben weil das nicht möglich ist, 
gehört es zu den Grundbestandteilen der 
abendländischen Rechtsgeschichte, dass 
im Bereich des Strafrechts die Schuld be-
wiesen werden muss und nicht die Un-
schuld. Und die Meinungskontrolle hat 
fraglos strafrechtlichen Charakter. Die 
Umkehrung der Beweislast, also die 
Pflicht des einzelnen, seine Unschuld 
glaubhaft zu machen, ist ein schwerwie-
gender Bruch mit der Rechtstradition, in 
der auch Deutschland steht. Im Zivilrecht 
mag es Ausnahmen in Sachen Beweislast 
geben, im Strafrecht nie.

Verdacht gegen eigene Beamte
Was Faesers Aktion in gesteigertem Maße 
unerträglich macht, ist der Umstand, dass 
sie sich gegen die Staatsbediensteten 
richtet, als deren oberste Dienstherrin die 
Ministerin eine besondere Verantwortung 
trägt. Sie verkennt, dass die Loyalität eine 
Beziehung auf Gegenseitigkeit ist und die 
Staatsdiener Anspruch auf den Schutz 
durch die Ordnung haben, der sie ver-
pflichtet sind. 

Die Sache erinnert an den Radikalen-
erlass des Jahres 1972, jedoch mit zwei 
Unterschieden. Damals ging es nicht um 

die Überwachung von Beamten, sondern 
die Prüfung der Verfassungstreue bei 
Neueinstellungen. Und zum zweiten war 
damals eine Umkehrung der Beweislast 
nicht vorgesehen. Trotzdem gab es sei-
nerzeit einen Sturmlauf der gesammelten 
Linken gegen den Erlass, den man mit 
dem böswillig falschen Begriff des Berufs-
verbots belegte. Nach einigen Jahren wur-
de der Radikalenerlass kassiert, ebenso 
wie auch Ministerin Faeser jetzt ihren 
Plan zurückzog. 

Vorläufig zurückzog, möchte man sa-
gen, denn, angenommen man wollte mit 

Rücksicht auf diesen Vorgang ebenfalls 
die Beweislast umkehren, so läge es an 
Faeser zu beweisen, dass sie endgültig das 
Vorhaben begraben, und nicht zunächst 
einen Versuchsballon gestartet habe, um 
den Plan später wieder aufzunehmen, 
wenn sich die erste Empörung gelegt hät-
te und die Bedingungen günstiger wären. 
Eines aber bleibt auf jeden Fall bestehen: 
Die verstörende Erkenntnis, dass ein Re-
gierungsmitglied und hier gar die für die 
Verfassung verantwortliche Ministerin 
jemals einen derartigen Plan überhaupt 
hat fassen können.

Denn auch das vorläufige Einlenken 
Faesers nimmt ihrem Versuch keineswegs 
den Charakter eines den Rechtsstaat be-
drohenden Vorgangs. Dass aber dieser 
keineswegs einen Einzelfall darstellt, 
macht die Sache noch schlimmer. Denn 
die Missachtung des Rechts musste man 
bereits bei der damaligen Kanzlerin Ange-
la Merkel beklagen, und das sogar mit ei-
ner gewissen Stetigkeit, die darauf schlie-
ßen lässt, dass der Regierungschefin über 
vier Legislaturperioden die Beziehung 
zum Recht überhaupt fehlte. 

Das zeigte sich, um nur drei Beispiele 
herauszugreifen, in der Art und Weise, in 
der sie die Kernkraft abschaffte, im Rah-
men einer Bundestagsrede, ohne irgend-
welche Beschlüsse, geschweige denn die 
Rücksicht auf bestehende Verträge und 

Gesetze; es zeigte sich in der Art, wie sie 
während eines Interviews im Nebensatz 
den Grundgesetzartikel 6 hinfällig mach-
te, der bis dahin Ehe und Familie einen 
besonderen Schutz gewährt hatte; und es 
war zu erleben, als sie verfügte – und dies 
ungeniert vor der Weltöffentlichkeit – 
dass eine demokratisch korrekte Wahl in 
Thüringen für nichtig erklärt werden und 
mit politisch korrektem Ausgang wieder-
holt werden musste.

Die Aufgabe des Rechts  
In diesem Zusammenhang kann man fest-
stellen, dass es zwischen der Ära Merkel 
und der gegenwärtigen Ampel-Regierung 
zu keinerlei Neuorientierung gekommen 
ist. Rot-Gelb-Grün hat keine neue politi-
sche Richtung eingeschlagen, sondern 
führt mehr oder minder unverändert den 
vorherigen Kurs fort, nur eben etwas ent-
schiedener und radikaler. Erst aus dieser 
Perspektive gewinnt die Ära Merkel neue 
Konturen. Doch weil der Niedergang auf 
so gut wie allen Gebieten in Deutschland 
derart mit Händen zu greifen ist, tritt der 
Verlust der Achtung des Rechts im politi-
schen Alltag kaum ins Bewusstsein.

Hier handelt es sich um eine abstrakte 
Größe, die allzu vielen Menschen für ihr 
Leben selten – bei einem Strafzettel auf 
dem Auto – oder aber gar nicht von Belang 
zu sein scheint. Doch das ist ein großer 
Irrtum. Der bedeutende Rechtsphilosoph 
Rene Marcic sagt: „Das Recht ordnet das 
Leben der Menschen menschenwürdig. 
Seine Funktion ist, Normen zu geben, die 
es vollbringen, dass die Handlungen der 
Menschen, wenn sie normgemäß handeln, 
miteinander nicht kollidieren.“

Wo das Recht missachtet wird, ent-
steht also die Gefahr zunächst der Unord-
nung und in der Folge des Triumphs des 
Stärkeren über den Schwächeren. Das 
Recht ist nicht nur eine juridische, son-
dern ebenso eine staatsbildende und kul-
turelle Größenordnung. Daher geschieht 
der schlimmste Verstoß gegen das Recht, 
wenn es der Staat selbst ist, der, vertreten 
durch die Mächtigen, diesen Verstoß ver-
anlasst. Und dann wird wahr, wovor der 
Kirchenlehrer Augustinus von Hippo be-
reits um die Wende des 4. zum 5. Jahrhun-
derts gewarnt hat: „Was anderes sind also 
Staaten“, so fragte er, „wenn ihnen das 
Recht fehlt, als große Räuberbanden?“

BODO BOST

Der Bürgermeister von Istanbul, Ekrem 
İmamoğlu, der den heutigen türkischen 
Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan 2019 
bereits einmal in seiner einstigen Hoch-
burg besiegt hat, gilt als stärkster Rivale 
für Erdoğan bei den Präsidentschafts-
wahlen im neuen Jahr. Im Dezember 
hatte ein türkisches Gericht den belieb-
ten Bürgermeister zu mehr als zwei Jah-
ren Haft und einem Politikverbot ver-
urteilt wegen Äußerungen, die er nach 
den Bürgermeisterwahlen 2019 gemacht 
hatte. 

İmamoğlu war aus der Wahl als Sie-
ger hervorgegangen, nachdem Erdoğans 
Partei AKP wegen angeblicher Unregel-
mäßigkeiten bei der Stimmabgabe eine 
Wiederholung der Wahl erzwungen hat-
te. Kurz nach dem Wahlergebnis be-
zeichnete İmamoğlu Mitglieder der 
Wahlkommission, die Erdoğan geholfen 
hatten, die Wahl zu annullieren, vor Re-
portern als „Idioten“.  

Das Urteil gegen ihn hat der türki-
schen Opposition indes neuen Auftrieb 
gegeben, weil es ihr die Möglichkeit ver-
schafft, ihre Basis jenseits ihrer traditio-
nellen Wählerschaft zu mobilisieren. 
Die Gefängnisstrafe erscheint unge-
recht, da nach Ansicht dreier renom-
mierter türkischer Rechtsprofessoren 
die Beleidigung von Wahlbeamten 
durch die Bezeichnung als „Idioten“ kei-
ne Straftat darstellt. İmamoğlu reagierte 
damals auf Erdoğans Innenminister Sü-
leyman Soylu, der ihn bei einem Besuch 
im EU-Parlament im Jahr 2019, bei dem 
İmamoğlu die Praktiken der türkischen 
Regierung bei Kommunalwahlen kriti-
siert hatte, in gleicher Weise als Idiot 
beschimpf hatte. Jetzt soll İmamoğlu 
ins Gefängnis, Soylu bleibt jedoch wei-
ter Innenminister. 

Dieser Schritt könnte unerwartete 
Auswirkungen auf die Opposition und 
die Präsidentschaftswahlen 2023 haben. 
Ironischerweise hatte ein türkisches 
Gericht 1998 ein ähnliches Urteil gegen 
den Wahlkämpfer Erdoğan erlassen, da-
mals Bürgermeister von Istanbul, weil 
er die Öffentlichkeit mit einem Gedicht 
aufgehetzt hatte. Erst diese Inhaftie-
rung machte ihn zum Märtyrer, es war 
der Beginn seiner Karriere, die er im 
kommenden Jahr letztmals krönen will. 
Erdoğan gelang es 1998, sich als Star 
gegen die staatliche Hierarchie und den 
damaligen korrupten Status quo zu po-

sitionieren. Das Urteil des Gerichts ze-
mentiert nun die Wahrnehmung 
İmamoğlus als Opfer staatlicher Unge-
rechtigkeit. Die türkische Öffentlichkeit 
bewundert den Außenseiter. 

İmamoğlus Ruf ist jedoch bereits 
seit 2019 durch eine Reihe von Missge-
schicken beschädigt worden. So konnte 
er städtische Dienstleistungen nicht 
verbessern, weil die Zentralregierung 
ihm die Aufnahme von Krediten unter-
sagt hat. Die oppositionsinternen Ver-
handlungen zur Auswahl eines Präsi-
dentschaftskandidaten, der Erdoğan bei 
den nächsten Wahlen herausfordern 
soll – wobei İmamoğlu, wenn er rechts-
kräftig verurteilt würde, wahrscheinlich 
unmöglich wäre – sind nun ins Wanken 
geraten. Oppositionsführer Kemal 
Kilicdaroğlu, Vorsitzender der Republi-
kanischen Volkspartei (CHP), will selbst 
als Kandidat antreten. Nur Meral Akse-
ner, die Chefin der nationalistischen İyi 
Partei (gute Partei), lehnt Kilicdaroğlu 
weiterhin ab. Aksener scheint nicht zu 
glauben, dass er gegen Erdoğan gewin-
nen könnte. 

İmamoğlu steht in den Umfragen 
weitaus besser da als Kilicdaroglu. Auch 
der ehemalige Ministerpräsident Ahmet 
Davutoglu, jetzt Vorsitzender der Zu-
kunftspartei (Gelecek) und einstiger 
Weggefährte Erdoğans, hat angedeutet, 
İmamoğlu als Präsidentschaftskandida-
ten zu unterstützen. Dieser muss jetzt 
gegen das Urteil Berufung bei den regio-
nalen Berufungsgerichten einlegen, und 
wenn das Urteil nicht zu seinen Guns-
ten ausfällt, wird er es vor dem Kassati-
onsgerichtshof weiterverfolgen. 

Unter normalen Umständen würde 
dies mindestens ein bis zwei Jahre dau-
ern. Aber die politischen Seilschaften in 
Ankara könnten das Verfahren be-
schleunigen, und ein endgültiges Urteil 
könnte noch vor den Wahlen im Juni ge-
fällt werden. Dann könnte İmamoğlu als 
Kandidat registriert werden, aber kurz 
vor den Wahlen durch ein Gerichtsurteil 
wieder ausgeschlossen werden. Damit 
hätte die Opposition keinen Kandidaten 
mehr, da er sofort aus der Politik aus-
geschlossen würde. Wenn İmamoğlu für 
die nächsten zwei Jahre aus der Politik 
ausgeschlossen wird, könnte er weder 
bei den Präsidentschaftswahlen noch 
bei den für März 2024 geplanten Kom-
munalwahlen antreten. Das wäre ein ab-
soluter Sieg für Erdoğan, wenn auch 
durch einen Justizputsch. 

Gefährliches Rechtsverständnis: Ministerin Nancy Faeser und Altkanzlerin Angela Merkel (v.l.)� Foto: imago/Political Moments

„Was anderes sind 
also Staaten, wenn 

ihnen das Recht 
fehlt, als große 

Räuberbanden?“

ANALYSE

KOLUMNE
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Umkehr der Beweislast

Erdoğans harter Rivale

b Der Autor ist ein christsoziales  
Urgestein und war lange Zeit  
Redakteur beim „Bayernkurier“. 
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VON TAMÁS FONAY

V or genau 200 Jahren, am 1. Ja-
nuar 1823, wurde der wohl be-
rühmteste ungarische Dichter 
geboren. Wie kein anderer 

prägt Sándor Petőfi die ungarische Poesie 
bis zum heutigen Tag so maßgebend, dass 
sein Name mit der Dichtkunst annähernd 
eins wurde: Wenn man in Ungarn nach 
Gedichten gefragt wird oder an Lyrik, Po-
esie, ja, sogar Literatur im Allgemeinen 
denkt, kommt den meisten sofort der Na-
me Petőfi in den Sinn. Jedoch war er nicht 
nur ein Dichter. Petőfi war vielmehr ein 
Freiheitskämpfer, ein Träumer und hat 
sich in seinen bloß 26 Lebensjahren als 
Volksheld verewigt.

Trotz seiner über (Dichter-)Generati-
onen andauernden Berühmtheit wurde 
und wird über ihn und sein Lebenswerk 
viel diskutiert. Petőfi ist eine solch kon
troverse Persönlichkeit der ungarischen 
Kulturgeschichte geworden, über die man 
alles Mögliche sagen kann, und gleichzei-
tig auch alles Gegenteilige. In den Augen 
einiger war er egoistisch, aufgeblasen und 
schrieb volkstümliche Gedichte, in den 
Augen anderer gab er sich bescheiden, zu-
rückhaltend, schweigsam und vertrat re-
publikanische Ansichten. 

Daher stellt sich angesichts seines Ge-
burtstags die Frage, wer dieser Mann war, 
nach dem in Ungarn in nahezu allen Ge-
meinden ein Platz oder eine Straße be-
nannt wird, was er tat und warum er in 
Ungarn, im „Land der zehn Millionen 
Freiheitskämpfer“ so bedeutend wurde, 
dass sein Name sogar über die Landes-
grenzen hinaus bekannt ist.

Petöfis Werdegang und Poesie
Sándor Petőfi (geboren als Sándor Petro-
vics) entstammte einer in Ungarn leben-
den slowakischen Familie, betrachtete 
und bezeichnete sich jedoch immer als 
Ungar. Nachdem er die Schule im Alter 
von 18 Jahren abgebrochen hatte, arbeite-
te er am Ungarischen Nationaltheater als 
Hilfskraft und wirkte teilweise in Statis-
tenrollen mit. Später schloss er sich einer 
wandernden Theatergruppe an und spiel-
te in verschiedenen Rollen.

In den Jahren von 1839 bis 1841 war er 
Soldat und anschließend wieder als wan-
dernder Schauspieler tätig. In dieser Zeit 
(um 1842) erschien sein erstes Gedicht 
und wurde vom damals bedeutenden Re-
dakteur und Dichter József Bajza, dem 
Herausgeber der Literaturzeitschrift  
„Athenaeum“, veröffentlicht. Aufgrund 
seiner andauernden prekären finanziellen 
Lage, hielt er sich bis 1844 mit Überset-
zungen über Wasser. 

Im Februar 1844 fasste er seine Ge-
dichte in einer Sammlung zusammen und 
bat den damals bedeutendsten Dichter 
Ungarns, Mihály Vörösmarty, der Petőfis 
Talent erkannte, um Hilfe. Vörösmarty 
setzte sich für ihn bei der Vereinigung 
„Nationaler Kreis“ (ungarisch Nemzeti 
Kör) – bestehend aus Intellektuellen und 
wohlhabenden Pester Bürgern – ein, die 
letztendlich die erste Ausgabe von Petőfis 
Gedichtsammlung finanzierte, die zu ei-
nem riesigen Erfolg bei der Leserschaft 
wurde. Dank dieser Ausgabe und ver-
schiedener Veröffentlichungen in Zeitun-
gen stieg er in kürzester Zeit zu einem der 
bekanntesten Dichter Ungarns auf.

Nichtsdestotrotz erfuhr er von eini-
gen intellektuellen Pester Kreisen Bösar-
tigkeit. Manche fühlten sich durch seinen 
Hochmut angegriffen, andere durch seine 
Erfolge, wieder andere durch die unge-
wöhnliche Originalität seiner Poesie, die 
sie als affektiert und ärmlich empfanden. 
Aus diesem Grunde wurde aus diesen 
Kreisen heraus eine regelrechte Kampag-
ne gegen ihn gestartet. Das Scheitern sei-
nes plötzlichen Aufflackerns der Liebe zu 
verschiedenen Frauen in dieser Zeit und 
die meist ungerechtfertigten Angriffe, die 

Jubiläum seinem Ruhm und seinem 
Glück im Wege standen, riefen die bittere 
Erinnerung an seine alten Leiden wach, 
und ein gewisser Pessimismus machte 
sich in ihm breit, welcher sich auf seine 
Werke im Jahr 1845 und am Anfang 1846 
spürbar auswirkte.

Der Herbst 1846 markiert den Beginn 
der wichtigsten Periode seines Lebens 
und Schaffens. Er lernte Júlia Szendrey, 
seine spätere Frau kennen, die seine Per-
sönlichkeit weiter bereicherte und eine 
neue Blüte seiner Poesie bewirkte. Seine 
Liebe zu seinem Land wuchs mit seiner 
Liebe zu ihr, und die patriotischen und 
politischen Tendenzen seiner Poesie ka-
men nun in ihrer vollen Größe zum Vor-
schein, während seine alten Themen und 
Gefühle, seine kindliche Neigung zur Lie-
be, ihn weiterhin inspirierten.

Die Rolle bei der 48-er Revolution
Bis März 1848 schrieb er weiter, genoss 
seinen Ruhm und ließ sich mit seiner 
Frau nieder. Außerdem wurde er zuneh-
mend über seine Gedichte hinaus poli-
tisch aktiv. Am 15. März 1847 war die Op-
positionspartei, welche die verschiede-
nen Strömungen der Reformopposition 
in Ungarn vereinte, auf der Nationalen 

Oppositionskonferenz in Pest gegründet 
worden. Zum Abschluss von deren Eröff-
nungssitzung trug Petőfi sein Gedicht 
„Im Namen des Volkes“ vor.

Danach spielte der Dichter, dessen 
Temperament ohnehin revolutionär war 
und dessen Werk von den Ideen der Frei-
heit, Gleichheit und Brüderlichkeit geprägt 
war, eine führende Rolle in der Bewegung 
der Pester Jugend, die unter dem Einfluss 
der Beratungen der Pressburger National-
versammlung, der Pariser Februarrevolu-
tion und der Wiener Revolution immer 
stärker wurde. In Vorbereitung auf die ur-
sprünglich für den 19. März angesetzte Na-
tionalversammlung schrieb er am 13. März 
das „Nationallied“ („Nemzeti Dal“).

Die Nachricht von der 48er-Revoluti-
on vom 14. März in Wien verbreitete sich 
auch in Pest wie ein Lauffeuer, weshalb 
sich die Jugendlichen, die ihren Sitz im 
Pester Café Pilvax hatten, unter der Lei-
tung von Petőfi zum Handeln entschie-
den. Am frühen Morgen des 15. März 1848 
proklamierten er und seine Kameraden 
das „Zwölf-Punkte-Programm“, das am 
Vortag ausgearbeitet worden war und die 
Forderungen der Pester Jugend beinhalte-
te. Im gleichen Atemzug verbreiteten sie 
das von Petőfi verfasste „Nationallied“.

Diese Forderungen und der unzensier-
te Druck des „Nationallieds“ waren ein 
prägender Ausdruck des Volkswillens und 
das erste Produkt einer freien Presse und 
wurden dementsprechend von der Bevöl-
kerung mit Begeisterung aufgenommen.

Petőfi selbst trug noch am selben Vor-
mittag sein Gedicht im Café Pilvax und 

anschließend im Hof der Medizinischen 
Universität vor und löste damit eine La-
wine nationaler Gefühle aus, die die Men-
schenmasse des Aufstandes an dem Tag 
vor sich trieb.

Im Laufe der Geschehnisse der Revo-
lution radikalisierte er sich jedoch und 
zeigte sich mit den Errungenschaften des 
ungarischen liberalen Adels und der Poli-
tik unzufrieden. Außerdem begeisterte er 
sich unter dem Einfluss der französischen 
Revolution für die Republik, rief zu einer 
weltweiten Freiheit auf und bekämpfte 
die Idee des Königtums, weshalb seine Be-
liebtheit sowohl in der ungarischen Be-
völkerung als auch unter den nationalen 
Entscheidungsträgern sank. Letztlich zog 
er für seine Ideale im Freiheitskampf ge-
gen die Habsburger an die Front und starb 
um den 31. Juli 1849 nahe Schäßburg.

Wirkung von Leben und Werk
In den nur sechs Jahren, in denen er als 
Dichter tätig war, schrieb Petőfi fast ein-
tausend Gedichte in ungarischer Spra-
che, von denen etwa 850 für die Nachwelt 
erhalten blieben, und leistete damit einen 
bleibenden Beitrag zur ungarischen Lite-
raturgeschichte. Er avancierte darüber 
hinaus zur bedeutendsten Figur der un-
garischen Romantik und etablierte neu-
artige Themen in der ungarischen Dich-
tung, die bis zu seiner Zeit unbekannt 
waren. Als erster schrieb er Familienlyrik, 
Liebesgedichte, welche die eheliche Lie-
be schilderten, und Landschaftslyrik mit 
einer würdigen Darstellung der ungari-
schen Tiefebene, der Puszta. 

Durch ihn wurde ein gänzlich neuer 
Ton in der ungarischen Literatur hörbar. 
Er sprach auf eine einfache und zugäng-
liche Weise zu allen Menschen, weil er die 
Sprache des Volkes in seine Schriften ein-
bezog und den Gedanken in den Mittel-
punkt seines Werkes stellte und nicht die 
äußere Form der Gedichte.

Petőfi wurde außerdem als Anführer 
der Märzjugend und einer der Helden des 
15. März sowie später als Märtyrer des 
Freiheitskampfes von 1848/49 ebenso zu 
einer zentralen Figur der nationalen Le-
gendenbildung. Sein Leben und seine 
Rolle bei der Revolution wurden damit 
genauso zum Gegenstand des Kults wie 
seine Poesie.

Rückblickend auf die letzten etwa 
zwei Jahrhunderte der ungarischen Ge-
schichte lässt sich feststellen, dass Petőfi 
nicht zu altern scheint. Er war nicht nur 
der fortschrittlichste Geist und der mo-
dernste Dichter seiner Zeit, sondern leb-
te schon damals so modern, dass ihn sei-
ne eigene Aktualität zeitlos machte. Sein 
revolutionärer Geist ist auch heute noch 
revolutionär. Seine Flamme der Liebe 
brennt nach wie vor als Flamme der Lie-
be. Was er als Tragödie empfand, betrübt 
noch heute, und sein Humor strahlt noch 
immer Heiterkeit aus. Und nicht zu ver-
gessen sei, dass sein Kampf für die unga-
rische Souveränität dem ungarischen 
Volk und der Politik, die derzeit die größ-
te Freiheit der letzten Jahrhunderte ge-
nießt, als mahnendes wie inspirierendes 
Vorbild dienen kann.

Dies vor allem aber ist den Ungarn be-
wusst: Petőfis Bedeutung für ungarische 
Geschichte und Gedichte spiegelt sich 
ebenso darin wider, dass ihm in seiner 
Heimat aufgrund seines runden Jahres-
tages ein ganzes Gedenkjahr mit den ver-
schiedensten Programmen, Ausstellun-
gen und Vorträgen gewidmet wird, um 
seine Botschaften dem ungarischen Pub-
likum näherzubringen. So wird er auch in 
Zukunft als prägender ungarischer Natio-
naldichter und Freiheitskämpfer in Erin-
nerung bleiben.

b Tamás Fonay ist Projektassistent  
des Deutsch-Ungarischen Instituts  
für Europäische Zusammenarbeit am  
Mathias-Corvinus-Collegium.
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Poetische Stimme eines Volks 
von Freiheitskämpfern

 Am Neujahrstag vor 200 Jahren kam der ungarische  
Nationaldichter Sándor Petőfi zur Welt
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VON RENÉ NEHRING

D as „kurze 20. Jahrhundert“ 
vom Ausbruch des Ersten 
Weltkriegs 1914 bis zum Zu-
sammenbruch des Kommu-

nismus 1989/91 wurde weltpolitisch von 
wenigen Großmächten geprägt: auf der 
einen Seite durch den Niedergang des 
Deutschen Reichs, Österreich-Ungarns, 
des Osmanischen Reiches, des russi-
schen Zarentums sowie des britischen 
Empire, auf der anderen Seite durch den 
Aufstieg der neuen Mächte USA, China 
und Sowjetunion. 

Unter diesen Großmächten nimmt die 
Sowjetunion eine besondere Stellung ein. 
Ihr Aufstieg erfolgte nicht nur auf der 
Grundlage eines klassischen außenpoliti-
schen Machtstrebens, bei dem mithilfe 
der ökonomischen und militärischen 
Stärke der eigene Einflussbereich vergrö-
ßert wird, sondern ganz wesentlich auch 
auf der Basis eines geschlossenen ideolo-
gischen Systems – des Kommunismus. 
Dieser ließ, zumindest anfänglich, rund 
um die Welt die Arbeiter und Bauern von 
einer besseren Zukunft träumen und ver-
half der Sowjetunion so zu Sympathien, 
die das alte Russland nie hatte. 

Folgen eines historischen Scheiterns
Doch schon bald zeigten sich die Schat-
tenseiten der neuen Zeit. Der ideologi-
sche Anspruch des Kommunismus, einen 
„neuen Menschen“ zu schaffen, führte 
zur Ausrottung eines Großteils zunächst 
der alten Eliten und bald darauf weiter 
Teile des eigenen Volkes. Ein soziologi-
sches Großexperiment, dessen Scheitern 
von Beginn an erkennbar war, und das 
dennoch fast ein Dreivierteljahrhundert 
dauerte. Zwar gelang den Kommunisten 
der Sprung von einem agrarisch gepräg-
ten Feudalstaat zur hochgerüsteten 
Schwerindustrienation, die noch vor dem 
technisch am höchsten entwickelten 
Land des 20. Jahrhunderts – den USA – in 
den Weltraum vorstieß, doch verdankt 
das System diese Entwicklung nicht der 
Freisetzung schöpferischer Energien, 
sondern vielmehr der gnadenlosen Aus-
beutung der schier unerschöpflichen Bo-
denschätze des Landes sowie der Arbeits-
kraft seiner Menschen. 

Schöpferisch war hingegen die Verar-
beitung des kommunistischen Experi-
ments in unzähligen Erzählungen, Fil-
men, Liedern, Denkmälern und Bildern – 
mal als das Regime verklärende Propagan-
da, mal als nüchterne Schilderung, wie die 
Menschen im Sowjetalltag zugrunde gin-
gen. Zu nennen sind hier Romane wie Mi-
chail Scholochows „Der stille Don“ und 
Alexander Fadejews „Die junge Garde“ 
sowie Boris Pasternaks „Doktor Schiwa-
go“, Alexander Solschenizyns „Archipel 
Gulag“ und Wassili Grossmans „Leben 
und Schicksal“ oder Filme wie Sergej Ei-
sensteins „Panzerkreuzer Potemkin“ und 
Alexander Dowschenkos „Erde“. Nicht zu 
vergessen auch die Propagandagemälde 
Wladimir Serows, dessen Namen zwar 
kaum jemand kennt, dessen Bilder – etwa 
„Lenin proklamiert die Sowjetmacht“ – 
fast jeder schon einmal gesehen hat. 

Obwohl diese Sowjetunion längst Ge-
schichte ist, beschäftigen ihre Hinterlas-
senschaften bis heute die Tagespolitik. 
Seit rund zehn Monaten hält der Krieg 
zwischen Russland und der Ukraine, also 
den beiden größten Teilstaaten des un-
tergegangenen Reiches, die Welt in Atem. 
Auch sonst führen Konflikte um das Aus-

füllen des durch den Zerfall der Sowjet-
union entstandenen Vakuums sowie 
Moskauer Versuche, verlorene Größe zu-
rückzugewinnen, regelmäßig zu neuen 
Kämpfen an der Peripherie des einstigen 
Herrschaftsbereichs. 

Ein wenig beachtetes Datum
Über all das ist viel geschrieben worden. 
Weltweit haben Autoren wie Helmut Alt-
richter, Anne Applebaum, Jörg Baberow-
ski, Stéphane Courtois, Orlando Figes, 
Irina Scherbakowa, Karl Schlögel und Ti-
mothy Snyder sowohl die Geschichte der 
Sowjetunion im Ganzen als auch deren 
einzelne Kapitel wie die Oktoberrevolu-
tion, den Bürgerkrieg, die Zwangskollekti-
vierung von Industrie und Landwirt-
schaft, den Terror der Stalinzeit, den Gro-
ßen Vaterländischen Krieg und auch den 
Niedergang im Wettrüsten des Kalten 
Krieges in ihren Arbeiten erzählt. 

Um so erstaunlicher, dass ein bedeu-
tendes historisches Ereignis – die eigent-
liche Staatsgründung der Sowjetunion, 
die sich dieser Tage zum hundertsten Mal 
jährt – nur selten beleuchtet wird. Zwar 
gilt der Beschuss des Petersburger Win-
terpalais‘ (den von der Propaganda spä-
ter verklärten „Sturm“ auf den Zarensitz 
hat es nicht gegeben) zurecht als Auftakt 
der Sowjetzeit, doch ist die am 30. De-
zember 1922 erfolgte Konstituierung der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken als Staatsgründungsakt keineswegs 
zu vernachlässigen. 

Denn mit der Proklamation der  
Sowjetherrschaft durch Lenin im No-
vember 1917 war die neue Macht alles an-
dere als gefestigt. Außenpolitisch stand 
das Land noch im Krieg mit Deutschland 
und den Mittelmächten des Ersten Welt-
kriegs, und im Inneren brach unmittelbar 
nach der Revolution ein mehrjähriger 

blutiger Bürgerkrieg zwischen der Roten 
Armee der neuen Machthaber und deren 
innenpolitischen Gegnern – Sozialdemo-
kraten und gemäßigte Linke, Anhänger 
des Zaren und freie Nationalisten, ent-
wurzelte Bauern und umherziehendes 
Lumpenproletariat – aus. Der Bürger-
krieg zwischen „Roten“ und „Weißen“ 
wurde mit einer beispiellosen Grausam-
keit geführt, gerade auch gegen die Zivil-
bevölkerung. Folter und schwere Miss-
handlungen, Brandschatzungen und 
Massenerschießungen standen auf der 
Tagesordnung. Historiker schätzen, dass 
zwischen acht und zehn Millionen Rus-
sen ihr Leben verloren.

Eine Macht auf unsicherem Grund
Als Lenin im Vertrag von Brest-Litowsk 
Frieden mit den Mittelmächten schloss, 
schickten die Entente-Staaten Frankreich 
und Großbritannien – eben noch Verbün-
dete im Weltkrieg – Interventionstruppen 
nach Russland, nicht zuletzt auch, um der 
von den neuen Machthabern verkündeten 
Weltrevolution frühzeitig Einhalt zu ge-
bieten. Hinzu kamen die Unabhängig-
keitsbestrebungen in zahlreichen Regio-
nen des Reiches. Das Großherzogtum 
Finnland strebte ebenso nach staatlicher 
Eigenständigkeit wie die baltischen Staa-
ten Estland, Lettland und Litauen. Auch 
das Gouvernement Bessarabien wollte 
Russland verlassen und gründete die Re-
publik Moldau, schloss sich jedoch schon 
bald Rumänien an. Auch mit der Türkei 
galt es den Grenzverlauf zu klären, was im 
Vertrag von Kars gelang. Und im fernen 
Sibirien gab es autonome Gebiete wie die 
Fernöstliche Republik. 

Die Ukraine und Weißrussland wiede-
rum hatten sich mit dem Ende des Ersten 
Weltkriegs zunächst als unabhängige 
Volksrepubliken gegründet, wurden je-

doch schon 1918 beziehungsweise 1919 
nach dem Vorbild Russlands zu „Sozialis-
tischen Sowjetrepubliken“ ausgerufen, 
und rückten damit gleichsam wieder stär-
ker an Russland heran. Ähnlich verlief die 
Entwicklung in Transkaukasien. 

Polen hingegen akzeptierte die nach 
dem Ersten Weltkrieg als Curzon-Linie 
gezogene neue polnisch-russische Grenze 
nicht und entfachte unter der Führung 
des Marschalls Józef Piłsudski einen neu-
en Krieg gegen Russland. Dieser wurde 
1921 mit dem Vertrag von Riga beendet, 
der die Grenze rund 200 bis 250 Kilome-
ter östlich der Curzon-Linie zog. 

Der Erfolg der Kommunisten war also 
mit der Eroberung der Macht in Sankt Pe-
tersburg keineswegs gesichert. Ganz im 
Gegenteil ließ es die Liste innerer und 
äußerer Probleme gerade in den ersten 
Jahren für wahrscheinlicher erscheinen, 
dass der erste Arbeiter-und-Bauern-Staat 
der Geschichte weiter zerfallen würde. 
Dass sich die Bolschewiken letztlich 
durchsetzten, lag außenpolitisch an ei-
nem gewissen Pragmatismus Lenins, der 
früh erkannte, um welche Territorien 
sich zu kämpfen lohnte – und welche er 
lieber in die Freiheit entließ. 

Kriegskommunismus und  
Neue Ökonomische Politik
Innenpolitisch agierte das Regime deut-
lich weniger pragmatisch. Neben den 
massenhaften Liquidierungen aller tat-
sächlichen oder eingebildeten Feinde eta-
blierte die Führung den sogenannten 
Kriegskommunismus, ein planwirtschaft-
liches Modell, das der Partei während des 
Bürgerkriegs einen zentralistischen Zu-
griff auf die ökonomischen Ressourcen 
ermöglichen sollte und dafür die systema-
tische Enteignung aller Unternehmen 
und Produktionsmittel betrieb. Die theo-

retischen Überlegungen gingen bis hin 
zur Abschaffung des Geldes und seines 
Ersatzes durch eine Verteilungswirt-
schaft. Gesteuert wurde der „Kriegskom-
munismus“ durch den „Obersten Volks-
wirtschaftsrat“, der das Prinzip der Räte-
herrschaft auch auf die Wirtschaft über-
trug. An die Stelle der alten Firmenleitun-
gen traten „Fabrikkomitees“, die als 
scheindemokratische Gremien aus-
schließlich den Willen der kommunisti-
schen Partei durchdrückten. Der wich-
tigste Auftrag des „Kriegskommunismus“ 
war jedoch nicht die Gewährleistung der 
Versorgung der Bevölkerung, sondern der 
Roten Armee, damit diese den Kampf an 
den vielfältigen Fronten bestehen konnte. 

Doch schon bald mussten die roten 
Machthaber erkennen, dass ihr Wirt-
schaftsmodell gescheitert war. Die Pro-
duktion von Agrar- und Konsumproduk-
ten ging zurück und ließ sich durch keine 
Zwangsmaßnahme aufrechterhalten. Da-
für stiegen die Preise, und der Hunger 
nahm bedrohliche Ausmaße an. Gegen 
etliche Widerstände in der kommunisti-
schen Partei drückten Lenin und Trotzki 
deshalb ab 1921 die „Neue Ökonomische 
Politik“ durch, die wieder mehr Eigenver-
antwortung auf nahezu allen Feldern der 
Wirtschaft und des Handelns zuließ und 
schon bald nicht nur zu einer Verbesse-
rung der Versorgungslage, sondern auch 
zu mehr Freiheiten für die Bürger führte. 

Parallel zur Korrektur ihrer fatalen an-
fänglichen Wirtschaftspolitik setzten sich 
die Bolschewiken allmählich auch im Bür-
gerkrieg durch. Zwar bedeutete die Nie-
derlage im Polnisch-Sowjetischen Krieg 
im März 1921 die Akzeptanz eines weite-
ren schmerzhaften Gebietsverlustes, 
doch wurden durch die Beendigung des 
Krieges mit Polen die dort gebundenen 
Kräfte frei für die Kampfschauplätze des 
Bürgerkriegs. Bereits im November 1920 
waren die „Weißen“ auf der Krim geschla-
gen worden, nun konnten auch das 
Schwarzmeergebiet, der Kaukasus und 
der Ferne Osten erobert werden. Mit dem 
Fall Wladiwostoks war der Bürgerkrieg 
faktisch vorbei. 

Etablierung der Sowjetmacht 
Als sich dann am 30. Dezember 1922 die 
Russische Sozialistische Föderative Sow-
jetrepublik, die Ukrainische Sozialistische 
Sowjetrepublik, die Weißrussische Sozia-
listische Sowjetrepublik und die Trans-
kaukasische Sozialistische Föderative So-
wjetrepublik (bestehend aus Armenien, 
Aserbaidschan und Georgien) zur Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken zu-
sammenschlossen, war dies also weit 
mehr als ein bloßer Verwaltungsakt, bei 
dem unter anderem der Regierungssitz 
von St. Petersburg beziehungsweise Pet-
rograd nach Moskau zurückverlegt wurde. 
Vielmehr markiert dieses Datum die end-
gültige Etablierung der Sowjetmacht nach 
innen wie die Festlegung ihres Herr-
schaftsgebiets nach außen. 

Mit dieser machtpolitischen Konsoli-
dierung und mit den Erfolgen der Neuen 
Ökonomischen Politik hätte die Geschich-
te der Sowjetunion vielleicht einen fried-
licheren und freiheitlicheren Verlauf neh-
men können als es dann gekommen ist. 
Doch für die Russen und die Welt gleicher-
maßen fatal verstarb wenig später, im Ja-
nuar 1924, der unbestrittene Anführer der 
Revolution, Wladimir Iljitsch Lenin. Da-
mit war der Weg frei für Josef Stalin – der 
die kommunistische Partei und das Land 
schon bald mit neuem Terror überzog. 

Verklärung einer Schreckensherrschaft: Wladimir Serows Gemälde „Lenin proklamiert die Sowjetmacht“ (Auszug)� Foto: Ullstein
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TOTALITARISMUS

Ein wenig beachteter Markstein der 
Geschichte des Kommunismus

Vor 100 Jahren wurde die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken gegründet. Nach Jahren brutaler Kämpfe  
mit ihren inneren und äußeren Gegnern hatten die Bolschewisten damit ihre Macht endgültig gefestigt 



GESCHICHTE & PREUSSEN

ERNST NOLTE

Nicht vergehende Vergangenheit
Der vor 100 Jahren geborene Geschichtsdenker postulierte einen Zusammenhang zwischen Bolschewismus und Nationalismus

VON ERIK LOMMATZSCH

M anche  Sätze von Ernst 
Nolte muss man mindes-
tens zweimal lesen, hier 
war er ein klassischer, deut-

scher Gelehrter. Aber es lohnt sich. So etwa 
seine Definition: „Faschismus ist Antimar-
xismus, der den Gegner durch die Ausbil-
dung einer radikal entgegengesetzten und 
doch benachbarten Ideologie und die An-
wendung von nahezu identischen und 
doch charakteristisch umgeprägten Me-
thoden zu vernichten trachtet, stets aber 
im undurchbrechbaren Rahmen nationaler 
Selbstbehauptung und Autonomie.“ Diese 
Formulierung findet sich in Noltes grund-
legender Studie „Der Faschismus in seiner 
Epoche“. 1963 veröffentlicht, stieß das 
Buch in der Wissenschaft schnell auf posi-
tive Resonanz und wurde in alle großen 
europäischen Sprachen übersetzt.

Dabei hatte Nolte ursprünglich gar 
nicht den Weg eines Historikers einge-
schlagen. Geboren wurde er am 11. Januar 
1923 in einem Vorort von Witten an der 
Ruhr. Sein Vater wirkte später als Konrek-
tor einer Volksschule. Der Kriegsdienst 
blieb Nolte aufgrund der Fehlbildung ei-
ner Hand erspart. Nach dem Staatsexa-
men wirkte er als Gymnasiallehrer für 
Deutsch und Griechisch. Unterbrochen 
wurde diese Tätigkeit durch die Promoti-
on im Fach Philosophie, wobei sein großer 
Wunsch, die Doktorarbeit bei Martin Hei-
degger anfertigen zu können, nicht in Er-
füllung gegangen war. 

Mit den ihn umtreibenden wissen-
schaftlichen Fragen beschäftige er sich 
zunächst nebenberuflich. Das „Faschis-
mus-Buch“ wurde zum Durchbruch. Der 
Sozialhistoriker Hans-Ulrich Wehler, der 
sich später als einer von Noltes größten 
Opponenten gerieren sollte, urteilte da-
mals, dem Autor sei es gelungen, die Dis-
ziplinen Philosophie und Geschichtswis-
senschaft „wieder zusammenzubinden“, 
mit „dem bedeutendsten Werk, das der 
deutschen Geschichtsschreibung seit 
mehr als zwei Jahrzehnten zugewachsen 
ist“, habe man es zu tun.

Nolte wurde Professor für Neuere 
Geschichte, 1965 in Marburg, 1973 wech-
selte er an die Freie Universität Berlin. 
Als diszipliniert und zurückhaltend galt 
er, mitunter heißt es, er sei gar ein wenig 
scheu im Umgang gewesen. Die Zuspit-
zung, die gewagte These erfolgte eher im 
Schriftlichen. 

Ihm ging es um Zusammenhänge
Nolte ging es immer um die großen Li-
nien, die Zusammenhänge, die Frage nach 
den Ursachen. Als Wissenschaftler, der 
sich selbst als Geschichtsdenker verstand, 
ließ er sich nicht von Denkverboten lei-
ten, die sich große Teile der Gesellschaft 
selbst verordnet hatten – und haben. 1986 
wurde er eingeladen, bei den Frankfurter 
Römerberggesprächen vorzutragen. 
Rückblickend schrieb Nolte, er habe auf 
diesem „halbwissenschaftlichen und 
halbpolitischen Kongreß von Linkslibera-
len“ seine „älteste Auffassung“ darlegen 
wollen, deren Kern bereits im „Faschis-
mus-Buch“ enthalten gewesen sei. Er war 

der Meinung, „man könne den National-
sozialismus Hitlers unter übernationalen 
Gesichtspunkten nur aus seinem Verhält-
nis zum Bolschewismus Lenins versteh-

bar machen, und der primären bolsche-
wistischen Idee einer ‚Weltheilung durch 
Vernichtung‘ des Kapitalismus habe die 
sekundäre Idee der ‚Weltheilung durch 
Vernichtung‘ des Judentums entspro-
chen“. Unabdingbar sei es jedoch, „die 
Unterschiede zwischen den beiden Ideo-
logien herauszuarbeiten“.

Da ihn die Veranstalter der Römer-
berggespräche wieder ausluden, veröf-
fentlichte er seinen Text am 6. Juni in der 
„Frankfurter Allgemeinen“ unter dem 
Titel „Vergangenheit, die nicht vergehen 
will“. Er sprach sich hier klar für eine His-
torisierung der Zeit der nationalsozialis-
tischen Herrschaft aus. Jede Vergangen-
heit müsse „in ihrer Komplexität erkenn-
bar werden“, um „die Schwarz-Weiß-Bil-
der der kämpfenden Zeitgenossen“ zu 
korrigieren. In der Bundesrepublik sei 
eine Atmosphäre entstanden, in der das 

„Ausgleiten eines Kommunalpolitikers in 
eine Geschmacklosigkeit“ zu „Sympto-
men von ‚Antisemitismus‘ aufgebauscht“ 
werde. 

Seine Hauptthese, die Verbrechen der 
Nationalsozialisten seien eine Reaktion 
auf diejenigen der Bolschewisten gewe-
sen, spitzte er in pointierten Fragen zu, 
etwa: „War nicht der ‚Archipel GULag‘ ur-
sprünglicher als Auschwitz?“ Dass es 
Nolte um Erkenntnis und keinesfalls um 
Verharmlosung ging, war klar erkennbar, 
ausdrücklich sprach er von der „Ungeheu-
erlichkeit der fabrikmäßigen Vernichtung 
von mehreren Millionen Menschen“. 

Die Gegenreaktion ließ nicht lange 
auf sich warten. Am 11. Juli veröffentlich-
te der Philosoph Jürgen Habermas in der 
„Zeit“ einen Artikel mit dem Titel „Eine 
Art Schadensabwicklung. Die apologeti-
schen Tendenzen in der deutschen Zeit-

geschichtsschreibung“. Nolte bewusst 
oder aus Kenntnisarmut missverstehend, 
war dies der Beginn des sogenannten His-
torikerstreites, eine große Zahl von Pub-
lizisten und Wissenschaftlern meldete 
sich zu Wort. Die Debatte, die sich beson-
ders intensiv über die nächsten beiden 
Jahre erstrecken sollte, kam nie zu einem 
Abschluss. Hauptgegenstand war die 
Deutung des Holocaust und die Frage 
nach der – von Nolte angemahnten – Ver-
gleichbarkeit. Sein Wille zur  „Versteh-
barmachung“ wurde als „Revisionismus“ 
mit der Absicht, die NS-Verbrechen zu 
entschuldigen, denunziert. Er wurde 
mehr und mehr isoliert, auch handfeste 
Folgen, wie ein brennendes Auto, blieben 
nicht aus. 

Verlust der Interpretationshoheit 
Das Aufbranden des „Historikerstreites“ , 
in der Noltes seit Jahren bekannte Sicht 
plötzlich von seinen Kritikern skandali-
siert wurde, ist vor allem im Zusammen-
hang mit den politischen Entwicklungen 
erklärbar. Seit Oktober 1982 regierte eine  
Koalition aus Union und FDP, die sozial-
liberale Ära war beendet. Im linken Lager 
wurde befürchtet, dass man im Zuge der 
vom neuen Bundeskanzler Helmut Kohl 
angekündigten „geistig-moralischen 
Wende“ und seiner anfangs sichtbar be-
triebenen Geschichtspolitik die insbeson-
dere im Zuge von „1968“ erlangte Inter-
pretationshoheit verlieren werde. Be-
kanntlich erwiesen sich diese Ängste als 
unbegründet, Noltes Mahnungen zur un-
aufgeregten Historisierung als Vorausset-
zung für Erkenntnisgewinn sind aktueller 
denn je.

Dass er durch die Art der persönlich 
diffamierenden Auseinandersetzungen 
verletzt war, merkte man ihm an, an sei-
nen Auffassungen hielt er fest. Als Autor 
war er stets äußerst produktiv, das 1998 
erschienene Buch „Historische Existenz“ 
betrachtete er als sein Hauptwerk. Im Al-
ter erfreute er sich in Italien hoher Wert-
schätzung als akademischer Lehrer. Am 
18. August 2016 ist Ernst Nolte in Berlin 
gestorben.
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Löste den sogenannten Historikerstreit aus: Der Historiker Ernst Nolte

„Faschismus ist 
Antimarxismus, der 
den Gegner durch 

die Ausbildung einer 
radikal entgegen-

gesetzten und doch 
benachbarten 
Ideologie ... “

Ernst Nolte 
Historiker
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VON WOLFGANG KAUFMANN

W enn die Klima-Terroris-
ten der „Letzten Gene-
ratio n “  h e u t e  z u m 
A u f stand blasen und 

prophezeien, ohne radikales Gegensteu-
ern werde unsere Erde an „Überhitzung“ 
zugrunde gehen, dann befinden sie sich in 
ebenso zahlreicher wie illustrer Gesell-
schaft. Denn in den vergangenen zweitau-
send Jahren gab es bereits mehr als 180 
Ankündigungen, dass der Weltuntergang 
bevorstehe. 

Die früheste dieser Vorhersagen 
machte die jüdische Sekte der Essener. 
Das erste konkrete Datum nannte dahin-
gegen Hydatius, ein Bischof im heutigen 
Portugal, welcher meinte, das Ende brä-
che am 27. Mai 482 herein. Wie viele ande-
re Apokalyptiker seiner Zeit erklärte er 
die erwartete finale Katastrophe mit dem 
Erscheinen des Antichristen. Später ka-
men dann noch andere Ursachen ins 
Spiel: Kometen, Überflutungen, Erdbe-
ben, die „Pestilenz“ sowie der Siegeszug 
des Islam. 

Sehr beliebt waren auch Zahlenspiele 
– bis hin zur Verbreitung des viel beach-
teten Gerüchts, mit Ablauf des 13. Zyk-
lus’ des Maya-Kalenders zum 21. Dezem-
ber 2012 schlage das letzte Stündlein 
unseres Planeten. Dahingegen hatte der 
spanische Reformator Miguel Serveto 
den Weltuntergang auf das Jahr 1585 
gelegt, weil die Herrschaft des Teufels 
325 n. Chr. mit dem Konzil von Nicäa be-
gonnen habe und bekanntlich 1260 Jahre 
währe. Ebenso warnten gleich mehrere 
hochrangige Kleriker, darunter auch 
Papst Silvester II., vor dem Jahreswech-
sel von 999 zu 1000 – was sich dann 1999 
in modernerer Form wiederholte, als et-
liche Experten versicherten, dass es mit 
Anbruch des 1. Januar 2000 zu gravieren-
den Fehlfunktionen aller Computer auf 
der Welt mit dramatischen Folgen kom-
men werde.

Viele Daten verstrichen einfach
Sehr viele der Weltuntergangs-Prophe-
ten folgten einer religiösen Inspiration, 
wie zuletzt unter anderem der US-ame-
rikanische Fernsehprediger John Hagee, 
welcher 2014 mit seinen „Blutmond-Pro-
phezeiungen“ von sich reden machte. 
Weitere waren ganz gewöhnliche 
Schwindler oder ein Fall für die Psychia-
trie. Als typische Beispiele hierfür seien 
das „Sprachrohr Jesu“ namens Uriella 
alias Erika Hedwig Bertschinger-Eicke 
sowie der russische Sektenführer Pjotr 
Kusnezow genannt. Dahingegen besaßen 
rational durchdachte Verweise auf real 
bestehende existentielle Gefahren, die 
tatsächlich zur Auslöschung der Mensch-
heit führen könnten, bislang einen relati-
ven Seltenheitswert – abgesehen von den 
Warnungen vor Atomkriegen oder be-
stimmten Formen von Umweltereignis-
sen wie eben dem Klimawandel. 

Indes schätzt die Global Catastrop-
hic Risks Conference die Wahrschein-
lichkeit des Aussterbens unserer Spezi-
es innerhalb der kommenden 100 Jahre 
auf immerhin 19 Prozent. Denn es gibt 
zahlreiche, teilweise kaum bekannte Be-
drohungen, denen der Homo sapiens oft 
nichts entgegenzusetzen vermag. Diese 
lassen sich allesamt drei Gruppen zuord-
nen: Vom Menschen ausgelöste Katastro-
phen, kritische Eigenschaften unseres 
Planeten sowie todbringende Einflüsse 
aus dem Kosmos.

Zur ersteren Kategorie gehören ne-
ben dem viel beschworenen nuklearen 
Holocaust oder der immer wieder be-
fürchteten Zerstörung unseres eigenen 
Lebensraumes auch fehlgeleitete techni-
sche Entwicklungen wie die Schaffung 
einer künstlichen Superintelligenz, die 
sich irgendwann nicht mehr kontrollie-
ren lässt, beziehungsweise der Bau von 
autonomen Waffensystemen, welche 
plötzlich alle Menschen ins Visier neh-
men. Ebenso existenzgefährdend sind 
Biotechnologien, allen voran die hoch-
riskante Gain-of-Function-Forschung, in 

deren Rahmen natürlich vorkommende 
Erreger noch ansteckender und tödlicher 
gemacht werden, als sie es ohnehin 
schon sind. Wenn solche Killer-Mutan-
ten aus Versehen oder auf Initiative von 
Bioterroristen in die Umwelt gelangen, 
könnte die Menschheit verloren sein. 
Gleichzeitig besitzen aber auch „norma-
le“ Pandemien das Potential zur Auslö-
schung des Homo sapiens. In der Tier-
welt finden sich genügend Viren und 
Bakterien für ein plötzliches Massenster-
ben aufgrund von Verkettungen unglück-
licher Umstände.

Der Toba führte zum „Flaschenhals“
Als weitere in der Natur unseres Plane-
ten liegende Gefahren gelten gigantische 
Beben und Tsunamis wegen der Ver-
schiebung der insgesamt 52 tektonischen 
Platten der Erde sowie Vulkanausbrüche 
der größtmöglichen Stärke Acht des Vul-
kanexplosivitätsindexes. Solche Super-
Eruptionen ereignen sich im Durch-
schnitt alle 14.300 Jahre, wobei der Aus-
bruch des Toba auf der indonesischen 
Insel Sumatra vor 74.000 Jahren tatsäch-
lich fast schon einmal zum Aussterben 
der Menschheit geführt hätte. Damals 
fiel die globale Durchschnittstemperatur 
durch die Verdunkelung der Atmosphäre 
infolge der ausgeworfenen Asche derart 
drastisch, dass höchstwahrscheinlich 
nur wenige hundert Individuen überleb-
ten. Daher rührt auch der genetische 
„Flaschenhals“, also die auffallend gerin-
ge Variabilität im Erbgut der heute le-
benden Menschen. 

Die größten Unwägbarkeiten birgt 
allerdings das Weltall. Aus den Tiefen 

des Raums stammten unter anderem all 
die Meteoriten, Asteroiden und Kome-
tenkerne, welche bereits auf die Erde 
niedergeprasselt sind und dabei schon 
mehrere globale Katastrophen ausge-
löst haben. Für die Erdbevölkerung 
könnten Impakte von Himmelskörpern 
mit über 500 Metern Durchmesser töd-
lich sein. Davon wurden inzwischen 
mehrere tausend lokalisiert, die sich auf 
einem potentiellen Kollisionskurs zur 
Erde befinden. 

Verwüstung durch Sonneneruption
Weitere Gefahren gehen von unserem 
Zentralgestirn aus. Wenn Sonnenstürme 
dafür sorgen, dass die Erde mit Unmen-
gen von energiereichen Teilchen bom-
bardiert wird, drohen Schäden an le-
benswichtigen Infrastrukturen bezie-
hungsweise der folgenschwere Kom-
plettausfall aller elektronischen Syste-
me. Noch vernichtender wirken indes die 
sogenannten Superflares, bei denen eine 
Million mal mehr Energie freigesetzt 
wird als im Rahmen einfacher Sonnen-
stürme. Lange nahmen die Astronomen 
an, die Sonne sei aufgrund ihrer vier Mil-
liarden Jahre längst zu kraftlos hierfür. 
Doch inzwischen wurden bei Sternen 
gleichen Alters und Typs zahlreiche Su-
perflares registriert. 

Ebenfalls hochproblematisch sind 
Supernovae. Darunter versteht man das 
explosionsartige Aufblitzen von Sternen 
am Ende ihrer Lebenszeit. Dabei entsteht 
eine extrem starke Gamma-Strahlung, 
welche die schützende Ozonschicht der 
Erde zu zerstören vermag, sofern das ster-
bende Gestirn weniger als 100 Lichtjahre 

entfernt ist. Doch damit nicht genug: Soll-
ten zwei Neutronensterne kollidieren 
oder ein überschwerer Stern kollabieren, 
wird die Gammastrahlung in stark gebün-
delter Form ausgeworfen, wodurch sie 
sogar in mehreren tausend Lichtjahren 
Entfernung unermessliche Schäden anzu-
richten vermag. 

Und dann wären da noch die mysteri-
ösen Miyake-Ereignisse. 2012 veröffent-
lichte die japanische Astronomin Fusa 
Miyake gemeinsam mit drei Fachkollegen 
einen Artikel in der Zeitschrift „Nature“, 
in dem sie nachwies, dass die Erde in den 
Jahren 774/775 von besonders vielen ener-
giereichen kosmischen Strahlen getroffen 
wurde. Deren Intensität lag wahrschein-
lich beim Hundertfachen des Werts einer 
heftigen Sonneneruption. Dieses nach 
Miyake benannte Ereignis resultierte 
nicht aus den bislang bekannten Ursa-
chen für eine starke Strahlungsbelastung 
der Erde. Insbesondere scheiden Super-
flares der Sonne als Ursache aus. Das er-
gaben die Untersuchungen eines Wissen-
schaftlerteams um den australischen Phy-
siker Benjamin Pope, über die am 26. Ok-
tober 2022 in den „Proceedings of the 
Royal Society“ berichtet wurde. 

„Ziemlich alarmierend“
Die Forscher identifizierten noch fünf 
weitere Miyake-Ereignisse während der 
Jahre 7176, 5410, 5259 und 663 vor Chr. so-
wie 993 nach Chr. Und diese korrelierten 
allesamt nicht mit der Aktivität der Sonne 
in den vergangenen Jahrtausenden. Au-
ßerdem müssen die Strahlungsausbrüche 
ungleich länger gedauert haben als Son-
nenstürme. Laut Pope und dessen Kolle-

gen besteht eine einprozentige Wahr-
scheinlichkeit, dass es in den kommenden 
zehn Jahren zu einem neuerlichen Miya-
ke-Ereignis kommt, wobei „die Auswir-
kungen auf die globale Infrastruktur un-
vorstellbar wären“. Gleichzeitig gebe es 
keinerlei Möglichkeiten der Vorhersage – 
und das „ist ziemlich alarmierend“. 

Aliens könnten uns ausrotten
Als eine weitere Gefahr aus dem Kosmos, 
die das Ende der Menschheit besiegeln 
könnte, gilt die Ankunft feindlich gesinn-
ter sowie technologisch haushoch über-
legener Außerirdischer, welche sich unse-
ren Planeten aneignen und dafür einen 
potentiellen Konkurrenten ausrotten 
wollen. Sollte allerdings der italienische 
Physik-Nobelpreisträger Enrico Fermi 
mit seiner 1950 formulierten Annahme 
Recht haben, dann droht uns kein Besuch 
von Aliens: Da der Kosmos bereits seit 
Milliarden von Jahren existiere, sollte es 
doch eigentlich auch zahlreiche uralte 
und ungeheuer weit fortgeschrittene Zivi-
lisationen geben, deren Existenz wir in-
zwischen hätten wahrnehmen müssen. 
Also sei die Menschheit wohl singulär. 

Dabei bietet sich aber eine sehr logi-
sche alternative Erklärung an: Techni-
sche Zivilisationen bestehen einfach 
nicht lange genug, um in den Weiten des 
Kosmos in nennenswerter Weise Prä-
senz zu zeigen, weil sie frühzeitig auf 
ihre Selbstauslöschung hinarbeiten. In 
diesem Fall wäre es gleichfalls sinnlos, 
sich vor einer Invasion von Außerirdi-
schen zu fürchten, jedoch höchst ratsam, 
das Treiben der Menschen hier auf der 
Erde zu beargwöhnen.
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Hätte die Menschheit vor 74.000 Jahren beinahe komplett ausgelöscht: Super-Eruption eines Vulkans (Animation)� Foto: Shutterstock

Was die Menschheit tatsächlich 
umbringen könnte 

Vulkanausbrüche, Meteoriteneinschläge, Gammastrahlen oder manipulierte Viren: Auf den Homo sapiens 
lauert eine Vielzahl von Gefahren, die unserer Art tatsächlich den Garaus machen könnten



VON JURIJ TSCHERNYSCHEW

I n diesem Jahr werden über die 
Neujahrsfeiertage bis zu 60.ooo 
Touristen im Königsberger Gebiet 
erwartet. Zu Beginn des Jahres, 

während der Januarferien, wurde die Re-
gion bereits von 57.000 Touristen be-
sucht, das sind sieben Prozent mehr als 
ein Jahr zuvor. 

Die Einwohner der Gebietshaupt-
stadt Königsberg begehen Neujahr und 
Weihnachten dieses Jahr ohne Feierlich-
keiten auf dem Hansaplatz. Laut der Ver-
waltungsleiterin Jelena Djatlowa haben 
die Stadtbehörden zurzeit keine Aus-
schreibungen für die Organisation von 
Neujahrsfeuerwerken und festlichen 
Veranstaltungen durchgeführt. „Wir le-
ben jetzt unter Coronavirus-Einschrän-
kungen“, sagte sie. Dennoch laden in der 
Pregelmetropole Neujahrs- und Weih-
nachtsmärkte zum Besuch ein. Bereits 
im vergangenen Jahr gab es keine offizi-
ellen Feierlichkeiten am Weihnachts-
baum der Hauptstadt. Auf das traditio-
nelle Feuerwerk wollen die meisten 
Städte der Region verzichten.

Sechs Märkte in Königsberg
In Königsberg finden insgesamt sechs 
Weihnachtsmärkte statt. Im Frühjahr  
wurde ein Veranstaltungsort auf dem Ge-
lände der ehemaligen und nun wiederbe-
lebten Brauerei Ponarth eröffnet. Vor 
dem Krieg war sie eine der größten Braue-
reien Ostpreußens. Nun ist sie  eine neue 
Attraktion für die Einwohner der Stadt 
und ihre Besucher geworden. Bis Silves-
ter kann man auf dem Gelände Geschen-
ke, Souvenirs, Kunsthandwerk und war-
me Snacks kaufen.

Auf dem Platz neben dem Denkmal 
Mütterchen-Russland im Stadtzentrum 
wurde eine Kunsthandwerksmesse eröff-
net, auf der man handgefertigte Geschen-
ke erwerben kann. Bis zum 30. Dezember 
werden kostenlose Handwerkskurse und 
ein Unterhaltungsprogramm angeboten. 
Bis zum 8. Januar hat eine Eislaufbahn 
beim Haus der Räte geöffnet.

Es gibt auch einen Weihnachtsmarkt 
auf dem Kneiphof. Traditioneller Glüh-
wein, Lebkuchen und eine Vielzahl war-
mer Köstlichkeiten erwarten die Besu-
cher. Der Markt hat bis zum 13. Januar 
geöffnet. Vom 4. bis 10. Januar wird die 
Professor-Baranova-Straße in einen Ba-
sar mit Straßencafés verwandelt. Den Be-
suchern wird Kunsthandwerk und -ge-
werbe angeboten.

Während keine andere Stadt in der 
Region mit Königsberg konkurrieren 
kann, was die Anzahl und Vielfalt der 
Märkte angeht, behält der Kurort Cranz 
die Oberhand, was den Glanz und die 

Vielfalt der Weihnachtsdekorationen an-
geht.

Cranz erstrahlt in hellem Glanz
Die Besucher werden von einer leuchten-
den Kuppel über dem Hauptweihnachts-
baum der Stadt begrüßt: Die Tanne sieht 
spektakulär und „europäisch“ aus. Die 
örtliche Verwaltung beschränkte sich auf 
wenig öffentlichen Schmuck, da die Inha-
ber von Cafés, Restaurants, Geschäften 
und Souvenirläden ja schon einen erheb-
lichen Beitrag zur Beleuchtung des Kur-
ortes leisten. Die einzige Bedingung der 
Verwaltung war, dass die Fassaden mit 

Glühbirnen in „warmen Farben“ deko-
riert werden sollten. Ansonsten waren der 
Phantasie der Besitzer keine Grenzen ge-
setzt.

Schmuck bleibt bis Februar
Und so prangen Kompositionen aus Na-
delzweigen, leuchtenden Hirschen, Weih-
nachtsmännern und Gruppen roter Luft-
ballons am Eingang vieler Einrichtungen. 
Die Neujahrsdekorationen auf den Stra-
ßen von Cranz werden auch nach den 
Neujahrsferien zu sehen sein. Einige wer-
den bis Ende Februar das Auge des Besu-
chers erfreuen.
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Ein Küchenregal, ein Schrankschlüssel, ein 
Wasserkocher, eine Brille, die in einem zer-
störten Einkaufszentrum gefunden wurde, 
ein Elektronikmodul aus einem ausgebrann-
ten Auto – das sind Fundstücke aus den 
Kriegsgebieten in der Ukraine, die in der Ga-
lerie Amfilada, dem Sitz des städtischen Kul-
turzentrums in der Kaiserstraße, ausgestellt 
sind. „Der Krieg in der Ukraine dauert be-
reits seit 2014 an. Die Ukrainer bemühten 
sich acht Jahre lang, der Welt zu beweisen, 
dass es sich nicht um einen regionalen Kon-
flikt, sondern um einen echten Krieg han-
delt. Es ist bedauerlich, dass sie nicht früher 
gehört wurden. Aber im Moment ist das 
nicht nötig. Die ganze Welt ist Zeuge der 
schrecklichen Ereignisse in der Ukraine. Die 
schrecklichen Nachrichten von Verlust und 
Zerstörung sind überall zu hören. Millionen 
von Flüchtlingen aus der Ukraine verlassen 
ihre Heimat und sind gezwungen, in ver-
schiedene Teile der Welt zu fliehen. Der Prä-

sident der Ukraine hält täglich diplomati-
sche Manöver ab und berichtet unermüdlich 
über die Lage. Es scheint, dass alles um uns 
herum nach dieser Katastrophe schreit“, 
liest man in der Einleitung zur Ausstellung. 

Die Ausstellung, die bis Ende Januar 
2023 besucht werden kann, trägt den Titel 
„Steine können nicht schweigen“. Sie ent-
stand auf Initiative des Städtischen Kul-
turzentrums und der Gruppe „Zwei Flü-
gel“, die im Juni gegründet wurde, um 
Ukrainer und Polen kulturell und künst-
lerisch zusammenzubringen, erläuterte 
Mariusz Sieniewicz, Direktor des Städti-
schen Kulturzentrums. Bei der Ausstel-
lungseröffnung erklärte Sieniewicz auch 
die Leitidee der Exposition. „Wir haben 
uns mit dem Verband Zwei Flügel darauf 
geeinigt, diese Welt in all ihrer Alltäglich-
keit und gleichzeitig in ihrem Schrecken 
zu zeigen. Das ist die lebendige Materie 
des Krieges, in der sich das menschliche 

Leben abspielt, aber durch so einfache 
Gegenstände wie zum Beispiel Schlüssel 
dargestellt wird. Es ist diese Unverblümt-
heit, diese Unmittelbarkeit.“ 

Symbole der Absurdität
Alle Ausstellungsgegenstände kamen 
dank Freiwilligen, Journalisten und Mili-
tärangehörigen nach Allenstein, die von 
Tatiana Revenko, der Kuratorin der Aus-
stellung, angesprochen wurden. Sie äu-
ßerte sich bei der Eröffnung der Ausstel-
lung wie folgt über den anhaltenden Kon-
flikt in der Ukraine: „Das Absurde an die-
ser Situation ist, dass der Krieg nicht in 
der Vergangenheit, in der alten Welt, in 
einem anderen Leben, sondern jetzt ge-
schieht. Dieser Krieg produziert immer 
noch ähnliche Gegenstände wie die der-
zeit ausgestellten.“

Wie die Organisatoren der Ausstel-
lung betonen, warten Freiwillige bei ihrer 

Suche in den Trümmern zerstörter Ge-
bäude in verschiedenen Teilen der Ukrai-
ne auf symbolische Funde. „Ein intakter 
Baum inmitten der Ruinen, ein Küchen-
regal, das tapfer an den Resten einer ein-
gestürzten Wand hängt oder ein Schließ-
fachschlüssel, der von einem Überleben-
den in seiner Tasche gefunden wurde, 
während die gesamte Umgebung durch 
einen Raketenangriff zerstört wurde. Sol-
che Funde und Dinge sehen aus wie le-
bende Geister, die eine schreckliche Ge-
schichte weitererzählen, wenn nichts 
mehr vom Leben übrigbleibt. Einige die-
ser Gegenstände wurden auch zu Quasi-
Flüchtlingen und fanden ihren Weg nach 
Polen. (...) Sie tragen die Energie des Krie-
ges und der Geflüchteten in sich, sie sym-
bolisieren den unbeugsamen Geist des 
ukrainischen Volkes“, heißt es in der Be-
schreibung der Ausstellung von Revenko.

� Dawid Kazański

ALLENSTEIN

„Steine können nicht schweigen“
Eine Ausstellung im städtischen Kulturzentrum zeigt zerstörte Alltagsgegenstände aus der Ukraine 

NÖRDLICHES OSTPREUSSEN

Viele Märkte, aber kein Feuerwerk
In Königsberg und anderen Städten fällt in diesem Jahr der Jahreswechsel bescheidener aus 

b MELDUNGEN

Rückkehr der 
Grabfahne
Rastenburg – Eines der wichtigsten 
Exponate des Kętrzyński-Museums in 
der Deutschordensburg in Rastenburg 
ist nach der Konservierung an seinen 
Platz zurückgekehrt. Die aus einem 
vernieteten Kupferblech gefertigte 
Grabfahne von Friedrich von der Groe-
ben wurde in den letzten Monaten in 
einer Werkstatt in Thorn konserviert. 
Schon allein das Auf- und Abhängen 
sowie der Transport des 2,52 x 1,32 Me-
ter großen Kunstwerks war eine logis-
tische Meisterleistung. Die Arbeiten 
kosteten etwas über 80.000 Złoty, von 
denen das polnische Ministerium für 
Kultur und nationales Erbe knapp 
50.000 übernahm. Der preußische 
Aristokrat Friedrich von der Groeben 
(1645–1712) stand in Diensten des pol-
nischen Königs und gilt auch in Polen 
als Held der Schlacht vor Wien 1683. 
Von dort kam er mit einem pompösen 
türkischen Zelt zurück, das heute im 
Deutschen Historischen Museum in 
Berlin zu sehen ist.� U.H.

Bau eines 
Pilgerwegs
Rößel/Heiligelinde – Der Bürger-
meister von Rößel, Marek Janiszew-
ski, hat eine Ausschreibung für einen 
Pilgerweg für Fußgänger und Radfah-
rer von Rößel nach Heiligelinde ange-
kündigt. Der seit Jahren erwartete 
Pilgerweg entsteht längs der Straße, 
die beide Orte verbindet, nahe der 
historischen Rosenkranzkapellen aus 
dem 17. Jahrhundert. An einer von ih-
nen, der Kapelle Nummer 11 mit ei-
nem Sandstein-Flachrelief mit der 
Darstellung der Auferstehung Christi, 
wurden konservatorische Arbeiten 
fertiggestellt. Sie erstrahlt wieder in 
ihrem ursprünglichen Rosa; ihr Putz 
wurde erneuert und das Dach unter 
Verwendung der Originalziegel reno-
viert. Verantwortlich dafür ist der 
Verein der Freunde von Rößel und 
Umgebung. � U.H.

Als hätte es die Sowjetzeit nie gegeben: In Cranz schmücken phantasievolle Dekorationen prächtige Häuser� Foto: J.T.

Aussstellungsstück: Reste eines Buchs
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ZUM 102. GEBURTSTAG
Richardt, Johanna, geb. Berger, 
aus Wehlau, am 3. Januar

ZUM 100. GEBURTSTAG
Krehl, Georg, aus Allenburg, Kreis 
Wehlau, am 31. Dezember
Mühlfellner, Edith, geb. Broszeit, 
aus Gronwalde, Kreis Elchniede-
rung, am 4. Januar
Scheffler, Edith, geb. Neumann, 
aus Sensburg, am 5. Januar

ZUM 99. GEBURTSTAG
Evers, Lotti, geb. Cub, aus  
Prostken, Kreis Lyck, am  
1. Januar
Göb, Marianne, aus Steinberg, 
Kreis Lyck, am 1. Januar
Specht, Margot, geb. Becher, aus 
Merunen, Kreis Treuburg, am 
30. Dezember

ZUM 98. GEBURTSTAG
Baus, Liesbeth, aus Lissau, Kreis 
Lyck, am 3. Januar
Gründler, Edith, geb. Scherello, 
aus Heldenfelde, Kreis Lyck, am 
5. Januar

ZUM 97. GEBURTSTAG
Hinz, Dora, geb. Hebmüller, aus 
Sandau, Kreis Ebenrode, am 4. Ja-
nuar
Kexel, Edelruth, geb. Strauß, aus 
Saalfeld, Kreis Mohrungen, am 
4. Januar
Pohl, Trauthilde, aus See- 
frieden, Kreis Lyck, am 30. De-
zember
Stegeberg, Christel, geb. Vogel, 
aus Tawellenbruch, Kreis Elchnie-
derung, am 5. Januar

ZUM 96. GEBURTSTAG
Dubberstein, Hildegard, geb. 
Schetzko, aus Deumenrode, Kreis 
Lyck, am 4. Januar
Fink, Bruno, aus Grünhayn, Kreis 
Wehlau, am 1. Januar
Leferink, Herta, geb. Mann, aus 
Jägersdorf, Kreis Neidenburg, am 
5. Januar

Rottmann, Liesbeth, geb. Wolff, 
aus Satticken, Kreis Treuburg, am 
5. Januar

ZUM 95. GEBURTSTAG
Gothan, Eva-Charlotte, geb. 
Matheuszik, aus Prostken, Kreis 
Lyck, am 5. Januar
Krüger, Helmut, aus Gollen, Kreis 
Lyck, am 5. Januar
Pomian, Bruno, aus Treuburg, am 
2. Januar
Tepper, Erika, geb. Zisseck, aus 
Mingfen, Kreis Ortelsburg, am 
30. Dezember

ZUM 94. GEBURTSTAG
Dortschy, Christel, geb. Josuhn, 
aus Hohensprindt, Kreis Elchnie-
derung, am 30. Dezember
Godzieba, Erna, geb. Bendel, aus 
Klaussen, Kreis Lyck, am 4. Januar
Junker, Waltraud, geb. Lendzian, 
aus Altkirchen, Kreis Ortelsburg, 
am 31. Dezember
Leu, Silvia, geb. Jansen, aus Lyck, 
am 31. Dezember
Nickel, Dagmar, aus Lyck, Lycker 
Garten 3, am 3. Januar
Pries, Helga, geb. Höhnke, aus 
Bürgersdorf, Kreis Wehlau, am 
31. Dezember
Saling, Frieda, geb. Gusewski, 
aus Nußberg, Kreis Lyck, am 31. 
Dezember
Scharmacher, Kurt, aus Parneh-
nen, Kreis Wehlau, am 31. De- 
zember
Trinogga, Elisabeth, geb. Jen-
nert, aus Fließdorf, Kreis Lyck, am 
1. Januar
Wascheszio, Werner, aus Prost-
ken, Kreis Lyck, am 4. Januar

ZUM 93. GEBURTSTAG
Baumann, Hildegard, geb. Grä-
wert, aus Schönhofen, Kreis Treu-
burg, am 2. Januar
Bohlmann, Else, geb. Stiebel,  
aus Auersberg, Kreis Lyck, am 
2. Januar
Conson, Dietrich, aus Polenzhof, 
Kreis Elchniederung, am 31. De-
zember
Hipler, Bruno, aus Klinken, Kreis 
Treuburg, am 3. Januar
Kamp, Karl-Heinz auf ’m, aus 
Zohpen, Kreis Wehlau, am 31. De-
zember
Klewitz, Gerhard, aus Groß Dege-
sen, Kreis Ebenrode, am 4. Januar

Krüger, Dr. Gerda, geb. Koriath, 
aus Wallendorf, Kreis Neidenburg, 
am 1. Januar
Lechleiter, Irmgard, geb. Wlotz-
ki, aus Kandien, Kreis Neidenburg, 
am 1. Januar
Payk, Heinz, aus Höhenwer- 
der, Kreis Ortelsburg, am 30. De-
zember
Petrat, Irmgard, geb. Hamann, 
aus Gauleden, Kreis Wehlau, am 
30. Dezember
Trost, Heinrich, aus Auerbach, 
Kreis Wehlau, am 4. Januar

ZUM 92. GEBURTSTAG
Ciesla, Paul, aus Steinberg, Kreis 
Lyck, am 2. Januar
Ewald, Edith, geb. Biallas, aus 
Lyck, am 3. Januar
Fröhlian, Heinrich, aus Klein Las-
ken, Kreis Lyck, am 4. Januar
Hanke, Ilse, geb. Masurat, aus  
Seckenburg, Kreis Elchniederung, 
am 5. Januar
Hartstang, Grete, geb. Schmuck, 
aus Sortlack, Kreis Preußisch Ey-
lau, am 2. Januar
Hein, Alfred, aus Rantau, Kreis 
Fischhausen, am 5. Januar
Jegull, Irmgard, aus Wie- 
sengrund, Kreis Lyck, am 4. Ja- 
nuar
Köpke, Christa, geb. Brillat, aus 
Fischhausen, am 30. Dezember
Mex, Arnold, aus Treuburg, am 
31. Dezember
Reese, Eva-Maria, geb. Schalwat, 
aus Bruchhöfen, Kreis Ebenrode, 
am 4. Januar
Rodeck, Gerhard, aus Cranz, 
Kreis Fischhausen, am 3. Ja- 
nuar
Sunderkamp, Gertrud, geb. Phi-
lipp, aus Hügelwalde, Kreis Or-
telsburg, am 31. Dezember

ZUM 91. GEBURTSTAG
Bartsch, Hedwig, geb. Loch,  
aus Schnippen, Kreis Lyck, am 
2. Januar
Bartsch, Ilse, geb. Kupzik, aus 
Baitenberg, Kreis Lyck, am  
1. Januar
Becker, Helmut, aus Kloben, 
Kreis Mohrungen, am 9. Januar
Chitralla, Kurt, aus Wallenrode, 
Lindenhof, Kreis Treuburg, am 
2. Januar
Emmenecker, Christa, geb. Fil-
brich, aus Pillau, Kreis Fischhau-
sen, am 4. Januar

Hoche, Hertha, geb. Domas, aus 
Rudau, Kreis Fischhausen, am 
1. Januar
Paschkewitz, Rolf, aus Ebenrode, 
am 3. Januar
Piotrowski, Hildegard, geb. Gay, 
aus Schalensee, Kreis Lötzen, am 
31. Dezember
Quinque, Christel, geb. Milew-
ski, aus Eichensee, Kreis Lyck, am 
5. Januar
Rohr, Wolfgang, aus Treuburg, am 
4. Januar
Schröder, Waltraut, geb. Murza, 
aus Stettenbach, Kreis Lyck, am 
4. Januar
Schulze, Edith, geb. Nikulski, aus 
Wittingen, Kreis Lyck, am 3. Januar
Stankewitz, Werner, aus Millau, 
Kreis Lyck, am 3. Januar
Warda, Ursula, geb. Plaga, aus 
Lyck, Hindenburgstraße 17, am  
3. Januar
Wunderlich, Christel, geb. 
Haupt, aus Dünen, Kreis Elchnie-
derung, am 31. Dezember
Zilkenath, Heinz, aus Tapiau, 
Kreis Wehlau, am 3. Januar

ZUM 90. GEBURTSTAG
Brandecker, Hans-Joachim, aus 
Tapiau, Kreis Wehlau, am 31. De-
zember
Czerwinska, Malgorzata, geb. 
Porsch, aus Mohrungen, am 4. Ja-
nuar

Galla, Gustav, aus Ull- 
eschen, Kreis Neidenburg, am  
4. Januar
Gatte, Margarete, geb. Schroe-
der, aus Montzen, Kreis Lyck, am 
4. Januar
Giese, Margarete, geb. Bubber, 
aus Auglitten, Kreis Lyck, am 
31. Dezember
Kaulfuß, Hannelore, geb. Schra-
der, aus Eschenberg, Kreis Elch-
niederung, am 5. Januar
Lange, Edelgard, geb. Litzbarski, 
aus Kownatken, Kreis Neidenburg, 
am 4. Januar
Molik, Hannelore, geb. Rad- 
datz, aus Lötzen, am 30. De- 
zember
Niklas, Christel, geb. Klein, aus 
Canditten, Kreis Preußisch Eylau, 
am 31. Dezember
Nowicki, Auguste, geb. Kubandt, 
aus Keipern, Kreis Lyck, am 1. Ja-
nuar
Seyda, Harry, aus Alexbrück, Kreis 
Ebenrode, am 1. Januar
Stenger, Betty, geb. Kristahn, aus 
Uderhöhe, Kreis Wehlau, am 
30. Dezember

ZUM 85. GEBURTSTAG
Czerwinski, Elke, geb. Holm, aus 
Andreken, Kreis Lyck, am 3. Januar
Dube, Helga, geb. Sadlowski, aus 
Wehlau, am 2. Januar
Henke, Gisela, geb. Brodd,  
aus Biothen, Kreis Wehlau, am 
2. Januar
Hiemer, Irmtraut, geb. Truscheit, 
aus Alt Seckenburg, Kreis Elchnie-
derung, am 31. Dezember
Koch, Sigrid, geb. Malinka, aus 
Bergenau, Kreis Treuburg, am 
5. Januar
Krause, Werner, aus Freythen, 
Kreis Ortelsburg, am 31. Dezember
Kubinkiewicz, Helga, geb. Ko-
pitzka, aus Lyck, am 4. Januar
Landmann, Inge, geb. Kowallik, 
aus Reimannswalde, Kreis Treu-
burg, am 4. Januar
Männel, Erika, geb. Werner, aus 
Moptau, Kreis Wehlau, am 30. De-
zember
Motzkuhn, Günter, aus Schel- 
lendorf, Kreis Ebenrode, am  
4. Januar

Naujokat, Gerda, geb. Schwedes, 
aus Schleusen, Kreis Ebenrode, am 
5. Januar
Pröhl, Ute, geb. Baller, aus Kreu-
zingen, Kreis Elchniederung, am 
4. Januar
Romond, Wolfgang, aus Peters-
grund, Kreis Lyck, am 30. De- 
zember
Rücker, Helga, geb. Goetzie, aus 
Polenzhof, Kreis Elchniederung, 
am 30. Dezember
Sbresny, Werner, aus Rosenheide, 
Kreis Lyck, am 1. Januar
Wiese, Elfriede, geb. Piechottka, 
aus Nußberg, Kreis Lyck, am 1. Ja-
nuar

ZUM 80. GEBURTSTAG
Banning, Brigitte, geb. Arndt, aus 
Dietrichsdorf, Kreis Neidenburg, 
am 2. Januar
Ganz, Rosemarie, aus Du- 
neiken, Kreis Treuburg, am 3. Ja- 
nuar
Hensel, Gerlinde, geb. Thied-
mann, aus Groß Keylau, Kreis 
Wehlau, am 3. Januar
Lippick, Diethelm, aus Kleschen, 
Kreis Treuburg, am 5. Januar
Neckritz, Werner, aus Mohrun-
gen, am 3. Januar
Opretzka, Dagmar, geb. Bernatz-
ki, aus Puppen, Kreis Ortelsburg, 
am 4. Januar
Pollack, Manfred, aus Schirrau, 
Kreis Wehlau, am 4. Januar
Roland, Elke, geb. Kalnassy, aus 
Plauen, Kreis Wehlau, am 31. De-
zember
Trinkies, Rose-Marie, geb.  
Neubauer, aus Lötzen, am 30. De-
zember
Witt, Karin, geb. Steinhorst, aus 
Flammberg, Kreis Ortelsburg, am 
3. Januar

ZUM 75. GEBURTSTAG
Köhn, Dieter, aus Sangnitten, 
Kreis Preußisch Eylau, am  
2. Januar
Patzki, Hans-Werner, aus Birken-
mühle, Kreis Ebenrode, am  
3. Januar
Steinbach, Peter, Kreisgemein-
schaft Wehlau, am 5. Januar

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Glückwünsche an: 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Wir gratulieren …

Zusendungen für die Ausgabe 2/2023

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 2/2023 (Erstverkaufstag 13. Januar) bis spätestens 
Dienstag, den 3. Januar, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 
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Marzipan nach
Königsberger Originalrezept

Bestellhotline:

08247 - 3508 - 0

Königsberger Marzipan-Brot, 50g

Art.-Nr. 500101

Königsberger Marzipan-Herz,

mit Fondant gefüllt, 25g

Art.-Nr. 501001

www.schwermer.de/shop
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Hamburg

Erster Vorsitzender: Hartmut 
Klingbeutel, 
Geschäftsstelle: Haus der Hei-
mat, Teilfeld 1, 20459 Hamburg, 
Telefon (0178) 3272152
 

Brauchtumsstunde
Hamburg – Freitag, 30. Dezember, 
14 Uhr, Haus der Heimat, Teil-
feld 8, Hamburg: Brauchtumsstun-
de der ost- und mitteldeutschen 
Landsmannschaften im Landes-
verband der vertriebenen Deut-
schen in Hamburg (L.v.D.). 

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender: Gerhard 
Schröder, Engelmühlenweg 3, 
64367 Mühltal,  
Tel. (06151)148788

Hessen

Jahreshauptversammlung
Wetzlar – Dienstag, 17. Januar, 
11 Uhr, Gaststätte Matchball beim 
Tennisplatz,  Bodenfeld, 
35576  Wetzlar, Telefon (06441) 
45439: „Erinnerungen an die Flucht 
aus Westpreußen im Januar 1945“, 
Vortrag von Margarete Weise ver-
bunden mit der Jahreshauptver-
sammlung. 

Vorsitzender: Alexander Schulz, 
Willy-Reinl-Straße 2, 09116  
Chemnitz, E-Mail: alexander.schulz-
agentur@gmx.de, Telefon (0371) 
301616

Sachsen

Drei Regionalverbände
Chemnitz – Im November wurden 
drei Regionalverbände in Sachsen 

für die Vertriebenenarbeit gegrün-
det. Viele werden Fragen haben, 
warum dieser Schritt in Sachsen 
notwendig wird, denn es gibt doch 
die Landesgruppen und ihre Kreis-
gruppen noch. Doch die Frage ist 
schnell beantwortet. Viele dieser 
Gruppen finden keine Vorstände 
für ihre Vereinsarbeit mehr, dabei 
spielt das Alter eine große Rolle, 
und von der Jugend möchten sich 
viele Menschen nicht an einen Ver-
ein binden. Auch spielen große 
Diskrepanzen zwischen den Ver-
einsmitgliedern und der Jugend, 
von der Auffassung der Vereins-
führung oder das Loslassen oder 
Platz machen für die Jugend, eine 
große Rolle. Die neuen Ideen der 
Jugend sind für die Vorstände der 
Gruppen nicht vorstellbar. Diese 
Not wurde von unserem Vertriebe-
nen Beauftragten Jens Baumann 
erkannt und die Lösung zur Grün-
dung von Regionalverbände ins 
Gespräch und nun zur Umsetzung 
gebracht.

Die Bildung der Regionalver-
bände sind in den drei großen 
Kreisfreien Städten Chemnitz, 
Dresden und Leipzig gegründet 
worden.

Was sollen diese Regionalver-
bände (RV) organisieren?

Die RV‘s sollen all die Aufgaben 
der Gruppen übernehmen, wo die 
Kraft für diese Organisation nicht 
mehr vorhanden ist, wie zum Bei-
spiel Mitgliederbetreuung, stellen 
von Anträgen zur Förderung von 
Veranstaltungen und Heimatnach-
mittage, versenden und Verteilung 
der Verbandszeitung und vieles 
mehr, also Verwaltungsarbeit eines 
Vorstandes.

Die Vorstände der RV‘s beste-
hen aus dem Vorsitzenden, dem 
Stellvertreter und dem/r Schatz-
meister/in. In Chemnitz wird Lia-
ne Labuhn (Ost- und Westpreu-
ßen) als Vorsitzende den RV füh-
ren und Alexander Schulz (Ost- 
und Westpreußen) begleitet sie als 
Stellvertreter und Lilli Tews 
(Deutsche aus Russland) ist unse-
re Schatzmeisterin.

In Leipzig bilden Henry Hufen-
reuten (Ost- und Westpreußen) 

den Vorsitz, Peter Wolf (Ost- und 
Westpreußen) als Stellvertreter 
und Barbara Tews als Schatzmeis-
terin den Vorstand.

Der Vorstand des Regionalver-
bandes in Dresden wird durch 
Frank Hirche als Vorsitzender, 
Herr Hörmann (Sudetendeutsche) 
und dem Schatzmeister.

In diesen Regionalverbänden 
bleiben aber die Gruppen der Ver-
triebenen eigenständig bestehen, 
die noch die Kraft eines eigenen 
Vorstandes haben, aber es gibt 
auch die Möglichkeit der Einzel-
mitgliedschaft in den RV beizutre-
ten. Hier in Sachsen sind wir gut 
für unsere Arbeit in der Zukunft 
aufgestellt.� Alexander Schulz

Kreisvertreter: Andreas Galenski, 
Sauerbruchstraße 2, 42549 Vel-
bert, Tel. (02051) 87729, Kreisver-
treter-Allenstein@t-online.de, 
www.allenstein-landkreis.de  
Geschäftsstelle: Gemeindever-
waltung Hagen, Postfach 1209, 
49170 Hagen. Tel. (05401) 9770

Allenstein-Land

Wahlaufruf
Hagen – In den nächsten Tagen er-
halten unsere Mitglieder eine Auf-
forderung, Wahlvorschläge für den 
nächsten Kreistag abzugeben. 
Nach Ablauf der dafür vorgesehe-
nen Frist, erstellt der Wahlaus-
schuss die Wahlliste, die Mitte Ja-
nuar unseren Mitgliedern zur Ab-
stimmung vorliegen wird. Die Aus-
zählung der Stimmen wird der 
Wahlausschuss im Februar 2023 
vornehmen. Bei der Wahl zur 
Kreisversammlung ist jedes Mit-
glied der Kreisgemeinschaft wahl-
berechtigt und wählbar. Machen 
Sie davon Gebrauch, kandidieren 
Sie für das höchste Gremium des 
Landkreises Allenstein. Gestalten 
Sie die Geschicke unserer Kreisge-
meinschaft – Heimat verpflichtet!

Wahlleiter, Andreas Grunwald, 
Porschestraße 5, 51381 Leverkusen 

Kreisvertreter: Wolfgang Sopha, 
Westerfeld 1, 24992 Janneby.  
Stellvertretender Vorsitzender: 
Uwe Nietzelt, Nikolaikirchhof 45, 
04600 Altenburg. Familienf.: Heid-
run Meller, Nikolaikirchhof 45, 
04600 Altenburg, Telefon (03447) 
8966021, H.Meller@t-online.de, 
www.kreis-fischhausen.de. Gst.: 
Fahltskamp 30, Postfach 1732, 
25407 Pinneberg, Telefon (03447) 
8966746

Fischhausen

Kalender
Pinneberg – In diesem Jahr kön-
nen wir auch wieder unseren Ka-
lender „Unser schönes Samland“ 
für 2023 anbieten. Aus der Vielzahl 
unserer Fotos haben wir zwölf in-
teressante Motive, von der Heimat 
früher und heute, herausgesucht. 
Bestellen kann man den Kalender 

gegen eine Spende von zwölf Euro 
in unserer Geschäftsstelle Fahlts-
kamp 30 in Pinneberg, per Telefon 

unter (03447) 8966746 oder per E-
Mail: geschaeftsstelle@kreis-fisch-
hausen.de.
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Aus den Landesgruppen und Heimatkreisen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Gleich unter 040-41 40 08 42 oder per Fax 040-41 40 08 51 anfordern!

Abonnieren Sie die PAZ
und sichern Sie sich Ihre Prämie

Q Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum Preis 

von z. Zt. 168 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte die  

Q Prämie Nr. 1 (Leuchtglobus) oder  

Q Prämie Nr. 2 (Renaissanceglobus).

Name :

Vorname:

Straße / Nr.:

PLZ /Ort:

Telefon:

Die Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Voraussetzung 

für die Prämie ist, dass im Haushalt des Neu-Abonnenten die PAZ 

im vergangenen halben Jahr nicht bezogen wurde. 

Die Prämie gilt auch für Geschenkabonnements; näheres dazu  

auf Anfrage oder unter www.paz.de

Q Lastschrift     Q Rechnung

IBAN:

Bank:

Datum, Unterschrift:

Bitte einsenden an: 

Preußische Allgemeine Zeitung 

Buchtstraße 4 – 22087 Hamburg A
Z
-
0
4
-
C Zeitung für Deutschland  

www.paz.de

Prämie 2: Renaissanceglobus

Pergamentfarbene Ozeane, Länder mit 

typischem Randkolorit auf Pergament-

fond, Darstellungen von Fregatten, 

Seeschlangen und einer Windrose 

zeichnen diesen Globus aus. Beleuchtet 

sind die Entdeckerrouten von Christoph 

Kolumbus bis Magellan zu sehen. Das 

Kartenbild wurde nach Originalkarten 

aus dem 16. Jahrhundert gestaltet.

Prämie 1: Leuchtglobus

Das physische Kartenbild zeigt detailliert 

die Landschaftsformen sowie die 

Gebirgszüge und Gebirgsregionen, die 

Tiefebenen, das Hochland, die Wüsten 

und in einer plastischen Deutlichkeit 

durch Farbabstufungen die Meerestie-

fen. Das politische Kartenbild dokumen-

tiert alle Staaten und die verwalteten 

Gebiete unseres Planeten. Sichtbar sind 

Flug-, Schiffahrts- und Eisenbahnlinien.

Prämie 1: 
Leuchtglobus

Prämie 2: 
Renaissanceglobus

ANZEIGE

Ostpreußisches Landesmuseum

Verkürzte Öffnungszeiten: bis 
31. März, täglich außer Montag 
10 bis 17 Uhr, das Brauereimuse-
um Lüneburg ist bis 28. Februar 
geschlossen.

Ausstellungen

Bis 19. März: Verschwunden – 
Orte, die es nicht mehr gibt. 
Eine Ausstellung des Bundes der 
Vertriebenen (BdV) und des 
Zentrums gegen Vertreibungen 
(ZgV). 

In den Gebieten, die bis zur 
Flucht und Vertreibung am Ende 
des Zweiten Weltkrieges von 
Deutschen besiedelt waren, be-
finden sich zahlreiche Orte, in 
denen heute keine Menschen 
mehr leben. Sie liegen vor allem 

im heutigen Polen, Russland und 
Tschechien.

Neben völlig verschwundenen 
Ortschaften sind aber auch zahl-
reiche Kulturzeugnisse unterge-
gangen oder bewusst zerstört 
worden. Der Untergang dieser 
Orte und Kulturstätten hatte vor 
allem demografische, aber auch 
ideologische, ökonomische oder 
soziale Gründe. Es ist das Anlie-
gen dieser Ausstellung, in einer 
„historischen Spurensuche“ ih-
rem Schicksal exemplarisch 
nachzuspüren.

Noch bis 29. Januar: Romanti-
sche Augen-Blicke. Gemälde 
und Zeichnungen deutschbalti-
scher Kunst des 19. Jahrhun-
derts aus einer Privatsammlung 

In der Kabinettausstellung wer-
den erstmals 40 Gemälde und 
Zeichnungen deutschbaltischer 
Provenienz aus der Ostdeut-
schen Studiensammlung des 
Sammlers Helmut Scheunchen 
präsentiert. Gezeigt wird eine 
Auswahl von Zeichnungen, Aqua-
rellen, Druckgrafiken und Gemäl-
den deutschbaltischer Künstle-
rinnen und Künstler oder sol-
chen, die in den Ostseeprovinzen 
des russischen Reiches im 19. 
Jahrhundert gearbeitet haben. 
Diese ermöglicht einen auf-
schlussreichen Einblick in die 
kunstgeschichtliche Situation 
dieser Region und die damalige 
künstlerische Erlebniswelt.

Internet: www.ostpreussi-
sches-landesmuseum.de

Und die Meere rauschen den Choral der Zeit.
Elche stehen und lauschen in die Ewigkeit.

Unvergessen

Meine liebe Mama

Frieda Fauser
geb. Klatt

geboren in Schulkeim, aufgewachsen in Moritten,

wäre am 29. Dezember 2022 100 Jahre alt geworden.
Ihre Reise ins Licht trat sie ganz still und leise am 7. März 2014 an.

Ich gedenke Ihrer in Dankbarkeit und Liebe.

Über Deine wunderschöne Heimat Ostpreußen hast Du mir
mit so viel Hingabe und oft unter Tränen erzählt. So ist dieses Land

der dunklen Wälder auch fest in meinem Herzen verankert.

Deine Karola

ANZEIGE
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

 3  7    9  5
 9  8    6  2
    3  9   
   2 6  8 1  
  8      9 
   9 5  1 3  
    7  2   
 5  1    4  9
 2  3    7  1

 3  7    9  5
 9  8    6  2
    3  9   
   2 6  8 1  
  8      9 
   9 5  1 3  
    7  2   
 5  1    4  9
 2  3    7  1

 3 1 7 2 8 6 9 4 5
 9 5 8 1 7 4 6 3 2
 4 2 6 3 5 9 8 1 7
 7 3 2 6 9 8 1 5 4
 1 8 5 4 3 7 2 9 6
 6 4 9 5 2 1 3 7 8
 8 9 4 7 1 2 5 6 3
 5 7 1 8 6 3 4 2 9
 2 6 3 9 4 5 7 8 1

Diagonalrätsel: 1. Achsel, 2. Alster,  
3. rapide, 4. Monaco, 5. Relikt,  
6. Nutria – Alpaka, Leinen

Kreiskette: 1. Meiler, 2. Solist,  
3. Elster, 4. Werfer, 5. Klarer –  
Meisterwerk

Sudoku:

PAZ22_52

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein Wort für eine besonders gelungene Künstlerarbeit.

1 Holzhaufen für die Köhlerei, 2 Einzelsänger, -spieler, 3 schwarz-weißer
Rabenvogel, 4 Ballsportler; Leichtathlet, 5 durchsichtiger Schnaps (ugs.)

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen, ergeben die bei-
den Diagonalen zwei Gewebearten.

1 Schulter
2 Fluss durch Hamburg
3 reißend schnell
4 europäisches Fürstentum
5 Überbleibsel
6 Biberratte

FÜR SIE GELESEN

Bücher von und über Ostpreußen

Günther Kienitz: „Wir Kinder von 
Moritten. 
Flucht und 
Vertreibung 
aus Ostpreu-
ßen“, 2022, ge-
bunden, 
663 Seiten,  
32 Euro

Erinnerungen 
an die Flucht
Der Jurist Günther Kienitz erzählt 
in seinem Erlebnisbericht „Wir 
Kinder von Moritten. Flucht und 
Vertreibung aus Ostpreußen“ die 
düsteren Erinnerungen an die 
Flucht seiner Familie aus Moritten 
nach Benstorf und stellt das Ge-
schehene in einen historischen 
Kontext. Als Mann der Rechtswis-
senschaft beschäftigt Kienitz die 
Aufarbeitung von Schuld und trifft 
so auf die Ungerechtigkeit, dass 
Rechtsleute nach 1945 ihre beruf-
liche Laufbahn fortsetzen konn-
ten, bevor er zu seiner eigenen Fa-
miliengeschichte kommt. Im Au-
gust 1944 kam der Krieg nach Mo-
ritten, 30  Kilometer südlich von 
Königsberg gelegen und zwingt 
seine Mutter mit ihren beiden Söh-
nen zur Flucht. Kienitz fügt immer 
wieder Exkurse, Bilder in Schwarz-
Weiß und Farbe, Urkunden und 
Karten ein. Das Buch ist aus-
schließlich über die Buchhandlung 
Lesezeichen unter Telefon (05108) 
1298, info@lesezeichen-gehrden.
de, zu beziehen. � CRS

Fritjof Berg: „Land der dunklen 
Wälder. Erinnerungen und Wege 

eines Ostpreu-
ßen“ mit CD, Lin-
denbaum Verlag, 
Beltheim-Schnell-
bach 2022, gebun-
den, 809 und 857 
Seiten, 39,80 Euro

Drei in einem 
Schuber
Musik trifft die Seele der Men-
schen; so ist es ein wirkliches 
Glück, dass diesen drei Bänden, in 
zwei Büchern und einem Schuber 
auch eine CD mit sechs ostpreußi-
schen Liedern beiliegt. Es handelt 
sich um eine Aufnahme der Chor-
gemeinschaft des Heinrich-Albert- 
Chors und der Rundfunkspielschar 
Königsberg, die bei einem Nach-
kriegsauftritt entstanden ist – mit 
Berg als Mitsänger. Der erste Band 
seiner „Erinnerungen“ nimmt den 
Vater Heinrich in den Mittelpunkt 
und wird mit Erlebnissen des Au-
tors bereichert. Heinrich war Bä-
ckermeister in Königsberg und hat 
seinen Sohn oft mit ins gepachtete 
Jagdrevier mitgenommen. Der 
zweite Band erzählt authentisch 
von Fritjof Bergs Schulzeit und sei-
nem Chorleben, der dritte Band 
von seiner Studien- und der Nach-
kriegszeit. Viele Bilder, auch in 
Farbe, dokumentieren ein sehr be-
wegtes Leben, das in Königsberg 
beginnt und für Ostpreußen wei-
terwirkt. � CRS

Gerhard E. Feurle: „,Zustände 
und Gebräuche’ in Königsberg 

und Berlin im 
frühen 19. Jahr-
hundert“, Books 
on Demand, Nor-
derstedt 2021, ge-
bunden, 313 Sei-
ten, 29,99 Euro

Historischer 
Spaziergang
Dem Mitgründer der Altertumsge-
sellschaft Prussia ist dieses Sach-
buch von Gerhard E. Feurle gewid-
met. Der Königsberger Regierungs-
rat Karl Heinrich Bartisius hat in 
seinen Tagebucheinträgen und in 
seiner Schrift „Zustände und Ge-
bräuche in der Stadt Königsberg zu 
Anfang des 19. Jahrhunderts“� sein 
eigenes Leben beschrieben und da-
bei auch das Leben und die Ge-
schichte der ostpreußischen 
Hauptstadt nachgezeichnet. Die 
Aufzeichnungen lesen sich wie ei-
ne Stadtführung durch Königsberg 
mit Einblicken in die Stuben seiner 
Bewohner. So wird vom Jahrmarkt 
genauso erzählt wie von den Ge-
schenken, die es zu Weihnachten 
für die Kinder gab. Bartisius unter-
nahm viele Reisen, die ebenso Ein-
lass gefunden haben in seine Auf-
zeichnungen. Herausgeber dieses 
historischen Dokuments ist der 
Mediziner Gerhard Engelbert 
Feurle. Der Text ist mit Bildern 
und Tabellen und einem Anhang 
sinnvoll ergänzt. � CRS

Georg v. Groeling-Müller: „Vom 
Hitlerjungen zum Liberalen – von 

Ostpreußen nach 
Bremen“, Books 
on Demand, Nor-
derstedt 2021, ge-
bunden,  
153 Seiten, 
9,99 Euro

Interview für 
Demokratie
Georg v. Groeling-Müller ist eine 
Größe in der Bremer Freien Demo-
kratischen Partei. Sein Leben be-
ginnt 1927 auf einem kleinen Gut 
in Ostpreußen, genauer: Karoli-
nenhof in der Gemeinde Döhrin-
gen im Kreis Osterode. Was er dort 
und wie drei politische Systeme, 
nämlich die Weimarer Republik, 
die nationalsozialistische Diktatur 
und die Bundesrepublik Deutsch-
land erlebt und in Bremen Fuß ge-
fasst hat, schildert Groeling-Mül-
ler in einem Interview, das Claus 
und Carsten Jäger mit ihm geführt 
haben. 1949 beginnt seine Zeit als 
Lehrling in einer Bremer Taufa-
brik. Offen und mit viel Hinter-
grundwissen schildert der Ost-
preuße sein Leben und liefert so 
ein Zeitdokument, das sich trotz 
der Interviewstruktur gut und flüs-
sig lesen lässt. Freiheit ist für ihn 
ein Hauptbegriff, und so lesen sich 
Fragen und Antworten oft als Par-
teiwerbung, was sie bei mehr als 
60 Jahren Mitgliedschaft vermut-
lich nicht verhindern lässt.� CRS

Josef Blank: „Schicksal der ver-
gessenen Kriegswaisenkinder in 

Ostpreußen ab 
Februar 1945“, 
Druckhaus Sport-
flieger, Frankfurt 
am Main/Berlin 
2022, 261 Seiten,  
12 Euro

Trauer und 
Bewältigung
Josef Blank ist betroffen. 1936 er-
blickte er in Ostpreußen das Licht 
der Welt und erlebte seine ersten 
Kindertage in Bartenstein und  
Guttstadt. Während des Zweiten 
Weltkriegs verlor er seine Eltern 
und sein Zuhause. Er verbrachte 
viele Jahre in verschiedenen Wai-
senhäusern. Ein Zuhause schuf er 
sich erst wieder mit seiner Frau 
Annemarie und seinen Kindern. 
Sein Zeitzeugenbericht ist ein Ma-
nifest für Kinderrechte und vor al-
lem Verarbeitung seiner Traumata. 
Offen und ehrlich spricht Blank 
über die Art und Weise, wie mit 
Waisenkindern wie ihm selbst und 
seinen drei Geschwistern umge-
gangen wurde. Die Genfer Erklä-
rung des Völkerbundes aus dem 
Jahr 1924 stellt er seinen Schilde-
rungen voran, in der es heißt, dass 
ein hungerndes Kind genährt, ein 
krankes gepflegt, ein verwaistes 
und verlassenes aufgenommen 
und unterstützt werden solle. Er-
lebt hat er eine Umsetzung aller-
dings nicht. � CRS

Elisabeth Fendl, Sarah Scholl-
Schneider, Tobias Weger (Hg.): 
„Jahrbuch Kulturelle Kontexte 

des östlichen Eu-
ropa, Band 62“, 
Waxmann, Müns-
ter/New York 
2021, 261 Seiten, 
32 Euro

Heimatliche 
Enklaven?
Zu diesem Titel sind in dem Jahr-
buch „Kulturelle Kontexte des öst-
lichen Europa“ in insgesamt 13 Bei-
trägen Bildungs- und Begegnungs-
einrichtungen deutscher Flücht-
linge und Vertriebener aus dem 
östlichen Europa, wissenschaftlich 
thematisiert worden. Welche Be-
deutung, Zeichenhaftigkeit und 
Funktion haben diese Orte und 
Einrichtungen, die als Stätte der 
Begegnung, des Austauschs, der 
Bildung, gemeinsamer Aktivitäten 
und Stärkung des Gruppenzusam-
menhalts von deutschen Flüchtlin-
gen und Vertriebenen Bedeutung 
erlangt? Und welchen Veränderun-
gen unterlagen sie? Allerdings 
kommen ostpreußische Einrich-
tungen im Gegensatz zu sudeten-
deutschen nicht vor, übertragen 
lässt sich die Forschung jedoch 
auch. Elisabeth Fendl, Sarah 
Scholl-Schneider und Tobias Weg-
ner haben diesen Band herausge-
geben, um Anregungen zu liefern, 
sich noch stärker mit diesem The-
ma auseinanderzusetzen. � CRS
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Pressemitteilungen

A ls „instinktlos und un-
sozial“ hat BdV-Lan-
desvorsitzender Chris-
tian Knauer die von 

der Bundesregierung im Novem-
ber beschlossene „Abmilderung 
von Härtefällen im Rentenrecht“ 
bezeichnet. Anstatt die mehrmali-
gen Kürzungen bei den Berech-
nungen der Altersrenten für Aus-
siedler und Spätaussiedler schritt-
weise zurückzunehmen, versuche 
man, einen Teil der Betroffenen 
mit einer Einmalzahlung von 
2500  Euro abzuspeisen. Die von 
der alten Bundesregierung 2021 
geplante Ausgestaltung des Fonds 
war hinsichtlich der Leistungshö-
he eine „Kompromisslösung“, die 
ebenfalls dem Schicksal wie der 
Lebensleistung der Betroffenen 
nicht wirklich entsprochen hätte. 
Der Bund der Vertriebenen (BdV) 
werde weiterhin auf eine deutliche 
Nachbesserung der nunmehr be-
schlossenen Ausgestaltung des 
Härtefallfonds für Spätaussiedler, 
jüdische Kontingentflüchtlinge 
und Härtefälle aus der Ost-West-
Rentenüberleitung drängen, auch 
um ein Abdriften von enttäuschten 
Landsleuten an die politischen 
Ränder aktiv und entschlossen 
entgegenzuwirken.

Auch BdV-Präsident Bernd Fa-
britius hat Anfang Dezember in 
einer Presseerklärung deutlich ge-
macht, dass sich der BdV weiter 
dafür einsetzen werde, Generatio-
nengerechtigkeit im Rentenrecht 
für die Aussiedler und Spätaus-
siedler über die Rücknahme der 
Kürzungen im Fremdrentenrecht 
zu erwirken. Ungerechte gesetzli-
che Regelungen, die den Weg in die 
Altersarmut zur Folge haben, ge-
hörten abgeschafft.

Die Kabinettsentscheidung 
stützt sich, so der BdV-Präsident, 
auf die Zustimmungen der jeweili-

gen Beauftragten der Bundesregie-
rung für die Anliegen der Betroffe-
nen. Sowohl die Beauftragte für die 
Anliegen der Spätaussiedler und 
deutschen Minderheiten, Natalie 
Pawlik, MdB, als auch jener für 
Ostdeutschland, Carsten Schnei-
der, MdB, hätten der Mittelabsen-
kung durch das federführende 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales zugestimmt.

Nach langen Debatten hatte 
2021 die Regierung unter Angela 
Merkel den Härtefallfonds als Aus-
gleich für die niedrigen Renten 
und als Anerkennung der Lebens-
leistung auf den Weg angedacht. 
Durch die Bereitstellung eines 
Haushaltsbetrages von einer Mil-
liarde Euro als Anteil des Bundes 
und der Planung einer ebenso 
nachhaltigen Beteiligung der Län-
der beabsichtigte man einen Aus-
gleich für Härten in der renten-
rechtlichen Eingliederung voran-
zubringen. Die neue Bundesregie-
rung habe diesen Ansatz nunmehr 
völlig unzureichend durch eine 
untergesetzliche Übertragung der 
um die Hälfte gekürzten Bundes-
mittel in eine nichtrechtsfähige 
Stiftung des Privatrechts, gekrönt 

von der Entlassung der Länder aus 
der ursprünglich angedachten 
Pflicht zur Beteiligung, umgesetzt

Mit ihrer Entscheidung hat die 
Ampelkoalition die Basis für eine 
würdige Regelung für den betroffe-
nen oder begünstigten Personen-
kreis entzogen. Konnten die Be-
troffenen – nach den alten Plänen 
mit gleichwertiger Beteiligung der 
Länder – mit einer Ausstattung des 
Fonds in Höhe von rund zwei Mil-
liarden Euro rechnen, so soll nun-
mehr eine halbe Milliarde ausrei-
chen, um Nachteile zu mildern, die 
durch gesetzliche oder fehlende 
gesetzliche Regelungen erst ent-
standen sind. Zu beklagen ist zu-
dem, dass neben jüdischen Kontin-
gentflüchtlingen und Ostrentnern, 
die durch die Rentenüberleitung 
besonders benachteiligt sind, nur 
Spätaussiedler und nicht auch Aus-
siedler zu dem Kreis der An-
spruchsberechtigten zählen. 

Als Aussiedler werden jene Ver-
triebenen bezeichnet, die bis zum 
31. Dezember 1992 in Deutschland 
Aufnahme gefunden haben. Aber 
auch innerhalb der Gruppe der 
Spätaussiedler ist der Personen-
kreis nunmehr eingegrenzt. Der 
Anspruch soll nur erfüllt sein, 
wenn der Spätaussiedler bei Ein-
reise das 50. Lebensjahr über-
schritten und vor dem 1. April 2012 
in Deutschland Aufnahme gefun-
den hatte sowie am 1. Januar 2021 
in Rente stand.

Bis September 2023 soll 
Verfahren beendet sein
Die Umsetzung des Härtefallfonds 
soll eine beim Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales noch zu er-
richtende Bundesstiftung über-
nehmen, in die der Bund die ent-
sprechenden Mittel einzahlt. In-
nerhalb von drei Jahren soll dann 
die Auszahlung an die Betroffenen 

erfolgen. Wie in einer Presseerklä-
rung der Bundesregierung zu lesen 
ist, müsse die gesetzliche Rente 
zudem „in Grundsicherungsnähe“ 
liegen, um einen Anspruch auszu-
lösen. Das Antragsverfahren solle 
bis zum 30. September 2023 been-
det sein. Die geplante Einmalzah-
lung in Höhe von einmalig 2500 
Euro solle somit zur Abmilderung 
von empfundenen Härten beitra-
gen und die Lebensleistung aner-
kennen.

Nach Berechnungen der BdV-
Bundesgeschäftsstelle könnten so-
mit maximal 200.000 Menschen 
von der Neuregelung profitieren. 
Dabei rechnet man lediglich mit 
rund 60.000 berechtigten Spät-
aussiedlern, obwohl rund 
750.000 Spätaussiedler Rentenbe-
zieher sind und nur wenige ausrei-
chend hohe Renten beziehen. An-
gesichts dieser Eckdaten wird die-
se Härtefallfondslösung zur Be-
kämpfung der Altersarmut unter 
den Spätaussiedlern kaum beitra-
gen und durch die hohen Energie-
preise sowie die aktuelle Inflation 
unbemerkt verpuffen. Außerdem 
bleibe die Gruppe der Aussiedler 
ausgeschlossen, obwohl auch diese 
von den Kürzungen im Fremdren-
tenrecht in den 1990er Jahren 
stark betroffen sind.

Auch wenn die Planungen der 
Bundesregierung, so Knauer, „völ-
lig unzureichend“ seien, bleibt zu-
mindest zu hoffen, dass ähnlich 
wie in der ursprünglichen Planung 
auch die Bundesländer zu einer 
Zusatzausstattung des Härtefall-
fonds beitrügen. Hierfür räumt ih-
nen der Härtefallfonds bislang eine 
Frist bis zum 31. März 2023 ein. 
Eine Frist, die aufgrund der fortge-
schrittenen Zeit und der hohen Er-
wartungen an die Höhe der Zusatz-
mittel nicht haltbar erscheint, da 
die Länder an ihre eigene Haus-

haltsgesetzgebung gebunden sind. 
Daher wäre es der Sache zuträg-
lich, wenn der Bund den Fonds of-
fenhalten und Zustiftungen und 
Beteiligungen längerfristig mög-
lich wären.

Altersarmut trotz 
Lebensleistung
Es sei mehr als „schmerzlich und 
unsozial“, so BdV-Landesvorsit-
zender Knauer, dass die vor 25 Jah-
ren beschlossenen einschneiden-
den Kürzungen im Rentenrecht für 
Aus- und Spätaussiedler nicht ab-
gebaut worden seien. Dadurch hät-
ten sich Altersarmut und Abhän-
gigkeit der Spätaussiedler von 
staatlichen Leistungen im Alter 
deutlich manifestiert, obwohl die 
Menschen langjährig beschäftigt 
waren, zum Wohlstand des Landes 
und zur Wirtschaftsleistung im ho-
hen Maße beigetragen und für ihre 
Lebensleistung Respekt, Anerken-
nung und eine angemessene Ver-
sorgung im Alter verdient hätten.

Die Absenkung um 40 Prozent, 
die Deckelung der Entgeltpunkte, 
die pauschale Kürzung der Kinder-
erziehungszeiten sowie die Aus-
grenzung der nichtdeutschen Ehe-
partner aus dem Rentenrecht seien 
die Hauptursachen der Altersar-
mut von Aussiedlern und Spätaus-
siedlern. 

Fast überall seien sie es selbst, 
die in den Familien die Hauptlast 
der finanziellen Versorgung im Al-
ter tragen, weil ihre nichtdeut-
schen Ehepartner keine Anerken-
nung der Renten aus den Her-
kunftsgebieten erfahren würden. 
Hinzu komme, dass Aussiedler und 
Spätaussiedler lange Zeit, eben-
falls aufgrund politischer Ver-
säumnisse, große Schwierigkeiten 
mit der Anerkennung ihrer Berufs- 
und Bildungsabschlüsse hatten 
und so auch keine ausreichende 

rentenrechtliche Absicherung auf-
bauen konnten.

Enttäuscht über den Kabinetts-
beschluss zeigte sich auch BdV-Vi-
zepräsident und Bundesvorsitzen-
der der Ost und Mitteldeutschen 
Vereinigung der CDU/CSU, Egon 
Primas: „Mit diesem Beschluss 
kann keine der Zielgruppen dieses 
Härtefallfonds zufrieden sein, zu-
mal er weit von einem sozialen 
Ausgleich entfernt ist. Er fällt ekla-
tant hinter die von der letzten Ko-
alition bereits beschlossenen Be-
träge zurück.“ Mit den Stichtags-
regelungen würden große Teile der 
Aussiedler und Spätaussiedler aus 
der Regelung ausgeschlossen. Vor 
der Bundestagswahl seien Aner-
kennungszahlungen in Höhe von 
10.000 Euro pro Fall im Gespräch 
gewesen. Zur Wahrheit gehöre 
auch, dass die neue Bundesregie-
rung den Härtefallfonds gar nicht 
mehr umsetzen wollte. 

Erst nach vehementen Forde-
rungen der Bundestagsabgeordne-
ten Ottilie Klein, Silke Launert so-
wie Christoph de Vries, habe die 
Ampel überhaupt eine Anerken-
nungsleistung für die Betroffenen 
beschlossen. Es mache fassungs-
los, dass die Beauftragte der Bun-
desregierung für Aussiedlerfragen, 
die selbst aus dem Personenkreis 
stammt, der Mittelkürzung durch 
die Bundesregierung und dem Aus-
schluss der Aussiedler aus der neu-
en Regelung ausdrücklich zuge-
stimmt hat. Die Union stehe nach 
wie vor zu ihrem Regierungspro-
gramm zur Bundestagswahl 2021. 
Dort heiße es wörtlich: „Wir wol-
len Aussiedler und Spätaussiedler 
sowie jüdische Kontingentflücht-
linge besserstellen und renten-
rechtliche Benachteiligungen be-
seitigen.“

Internet: www.bdv-bayern.de

Instinktlos und unsozial
Die Vereinigten Landsmannschaften Bayern e.V. sind ob der Benachteiligung von Aussiedlern und Spätaussiedlern entsetzt

Die Regierung der Republik Polen 
hat den muttersprachlichen 
Deutschunterricht für Kinder der 
deutschen Minderheit zu Beginn 
dieses Schuljahres einseitig von 
drei Stunden auf eine Stunde pro 
Woche reduziert, während Kinder 
anderer nationaler Minderheiten 
von dieser Maßnahme nicht be-
troffen sind. Begründet wird diese 
Entscheidung mit der Behaup-
tung, Deutschland finanziere kei-
nen herkunftssprachlichen Unter-
richt für die in der Bundesrepublik 
lebenden Schüler mit polnischen 
Wurzeln. Diese Aussage ist unzu-
treffend.

Przemysław Czarneks 
Vorwürfe sind falsch
Allein in Nordrhein-Westfalen er-
halten derzeit knapp 5100 Schüler 
herkunftssprachlichen Polnisch-
unterricht in über 300 Lerngrup-
pen, es gibt 45 Lehrkräfte und 36,5 
Vollzeitstellen, so der ehemalige 
NRW-Staatssekretär für Integra-
tion Thorsten Klute (SPD). Laut 
der Nachrichtensendung „Fakty“ 
des polnischen Fernsehsenders 
TVN fördern die deutschen Bun-
desländer herkunftssprachlichen 

Polnischunterricht für 15.000 
Schüler mit 200  Millionen Euro, 
der polnische Staat den mutter-
sprachlichen Deutschunterricht 
von 50.000  deutschstämmigen 
Schülern jedoch nun mit lediglich 
noch 200 Millionen Zloty (etwa 43 
Millionen Euro). Die Vorwürfe des 
polnischen Bildungsministers 
Przemysław Czarnek (PiS) sind 
somit nicht nur einfach unbegrün-
det. Das Gegenteil seiner Behaup-
tungen ist zutreffend: Die finan-
zielle Förderung polnischen her-
kunftssprachlichen Unterrichts in 
der Bundesrepublik ist sogar deut-
lich umfangreicher als die Förde-
rung des muttersprachlichen 
Deutschunterrichts in der Repub-
lik Polen, obwohl die Nachfrage 
wesentlich geringer ist. 

Das Land Nordrhein-Westfa-
len ist Patenland für die Lands-
mannschaft der Oberschlesier 
und Partnerregion der polnischen 
Woiwodschaft Schlesien. Viele 
Kommunen in unserem Land ha-
ben Patenschaften für Städte und 
Kreise in den historischen deut-
schen Ostgebieten übernommen 
und unterhalten heute Partner-
schaften mit den dortigen polni-

schen Gebietskörperschaften. 
Stellvertretend können an dieser 
Stelle Gelsenkirchen, Hagen, Her-
ne, Remscheid, Bochum und We-
sel für die ostpreußischen Städte 
und Kreise Allenstein, Lyck, Or-
telsburg, Sensburg, Neidenburg 
und Rastenburg genannt werden. 
Weitere einfache Partnerschaften 
wie die von Lichtenau in Westfa-
len mit Mehlsack [Pieniężno], 
Legden im Münsterland mit Rößel 
[Reszel], Nettetal am Nieder-
rhein mit Lyck [Ełk] und Velbert 
mit Mohrungen [Morąg] sind 
seither hinzugekommen, um nur 
einige Beispiele von Verbindun-
gen zwischen Nordrhein-Westfa-
len und der heutigen Woiwod-
schaft Ermland-Masuren zu nen-
nen.

Wir appellieren an die Vertre-
ter der Landes- und Kommunal-
politik, den Musterfall der Diskri-
minierung der deutschen Volks-
gruppe in der Republik Polen ge-
genüber den polnischen Ge-
sprächspartnern anzusprechen 
und sich im europäischen Geist 
für die Sicherung der Minderhei-
tenrechte vor Ort einzusetzen. 
Auch Kommunalvertreter haben 

eine wahrnehmbare Stimme, wie 
es der ehemalige Breslauer Stadt-
präsident Rafał Dutkiewicz und 
der Elbinger Landrat Maciej Ro-
manowski konstruktiv unter Be-
weis gestellt haben. Außerdem 
haben sich einige Gemeinden in 
der Woiwodschaft Oppeln, Ober-
schlesien, in unterschiedlichem 
Umfang dazu bereit erklärt, weg-
fallenden Deutschunterricht aus 
eigenen Mitteln auszugleichen. 
Diese Schritte verdienen Aner-
kennung. 

Wir unterstützen die Forde-
rung des Vorsitzenden des Ver-
bandes der deutschen sozial-kul-
turellen Gesellschaften in der Re-
publik Polen (VdG), Raphael Bar-
tek, und des Bundestagsabgeord-
neten Stephan Mayer (CSU) nach 
einem deutlicheren Zeichen auf 
höherer Ebene vonseiten der Bun-
desregierung und des Bundesau-
ßenministeriums. Wir unterstrei-
chen die Notwendigkeit der von 
BdV-Präsident Bernd Fabritius in 
seiner damaligen Funktion als Be-
auftragter der Bundesregierung 
für Aussiedler und nationale Min-
derheiten geforderten Schadens-
begrenzung in Form einer Finan-

zierung eines Angebots mutter-
sprachlichen Deutschunterrichts 
für die Schülerinnen und Schüler 
der deutschen Minderheit durch 
den deutschen Staat. Die Einrich-
tung einer deutschen Schule in 
Allenstein mit Internatsanbin-
dung für den Einzugsbereich des 
südlichen Ostpreußens, wie sie 
von der Landsmannschaft Ost-
preußen seit Jahren gefordert 
wird, erweist sich als dringlicher 
denn je. Es darf nicht sein, dass 
der von der polnischen Regierung 
grundlos und willkürlich losgetre-
tene Konflikt auf dem Rücken von 
Kindern und Jugendlichen ausge-
tragen wird, denen Bildungschan-
cen und Identität genommen wer-
den sollen. 

Auch vonseiten der Europäi-
schen Union muss eine klare Stel-
lungnahme erfolgen, wenn sie als 
Wertegemeinschaft glaubwürdig 
sein möchte, in der Minderheiten-
rechte geachtet und verteidigt 
werden.  
Landsmannschaft Ostpreußen Lan-
desgruppe Nordrhein-Westfalen e.V.

Internet: http://www.ostpreus-
sen-nrw.de/

Diskriminierung in der Republik Polen stoppen
Pressemitteilung der LO-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen zu Kürzungen des Deutschunterricht für die Deutsche Minderheit
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BdV-Landesvorsitzender in Bay-
ern: Christian Knauer

„Auch vonseiten 
der 

Europäischen 
Union muss eine 

klare 
Stellungnahme 
erfolgen, wenn 
sie als Werte- 
gemeinschaft 
glaubwürdig 

sein möchte, in 
der Minderhei-

tenrechte 
geachtet und 

verteidigt 
werden.“

Landesgruppe NRW 
Landsmannschaft 

Ostpreußen
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VON HANS-JÜRGEN MÜLLER

A m 1. Dezember war es soweit: 
Die Schuldirektorin des Her-
mann-Sudermann-Gymnasi-
ums, Jolita Andrijauskiene, 

begrüßte mit herzlichen Worten des Dan-
kes und Anerkennung über die bisher ge-
leistete erfolgreiche Arbeit die Schulge-
meinschaft und alle geladenen Gäste. Zu-
gleich bedankte sie sich auch bei der Stadt 
Memel und allen Freunden der Schule für 
die vielfältige und langjährige Unterstüt-
zung der Schule.

Eingerahmt wurde die Festveranstal-
tung durch ein abwechslungsreiches mu-
sikalisches Programm des bekannten 
Schulchores unter der Leitung von Asta 
Almine. Als ein Motto der Feier wurde im-
mer wieder ein Zitat des litauischen Poe-
ten Vytautas Macernis eingeblendet: „Je-
der trägt die Seele wie eine Laterne“. Als 
erster Ehrengast übermittelte der stell-
vertretende Bürgermeister Arvidas Cesiu-
lis die Grüße der Stadtgemeinde. Auch der 
deutsche Honorarkonsul Arunas Baublies 
betonte die besondere Bedeutung der 
Schule für die deutsche Kulturarbeit. Mit 
großer Freude wurden die Worte der ers-
ten Schulleiterin, Angele Klitiene, aufge-
nommen, die die entscheidende Aufbau-
arbeit der Schule bis 2005 leitete. 2006 
wurde die Schulleitung von der jetzigen 
Direktorin Andrijauskiene übernommen. 
Klitiene bezeichnete die heutige Ehren-
vorsitzende des „Vereins der Deutschen 
in Klaipėda/Memel“ Magdalena Piklaps 
als die Mutter der Schule, sie selbst emp-
fand sich als Hebamme. 

Gründung der Schule
Zwischen den nachfolgenden Grußwor-
ten erschienen die wichtigsten Stationen 
der 30-jährigen Schulgeschichte auf einer 
Tafel, die am 1. September 1992 als Schule 
der Deutschen Minderheit ihre Tätigkeit 
aufnahm. Die Initiative für diese einmali-
ge Schulgründung ging vom damaligen 

„Deutsch-Litauischen Kulturverein“ aus, 
der Vorgängerverein des heutigen „Ver-
eins der Deutschen in Klaipėda /Memel“. 
So war es nur folgerichtig, dass eine Dele-
gation dieses Vereins angekündigt wurde: 
Arnold Piklaps als heutiger Vorsitzender, 
Magdalena Piklaps als Ehrenvorsitzende, 
Rasa Müller als Kulturmanagerin und Vor-
standsmitglied und der Vorsitzende des 
Partnervereins in Berlin.

Nach seinem Grußwort für eine weite-
re gute Zukunft überreichte Piklaps als 
Geschenk des Vereins der Schuldirektorin 
einen Scheck von stolzen 3600 Euro für 
die weitere Arbeit des Gymnasiums. Der 
Vorsitzende der Berliner Memellandgrup-
pe, der 2014 eine Schulpartnerschaft zwi-

schen dem Schiller-Gymnasium in Berlin 
mit dem Hermann-Sudermann-Gymna-
sium begründete, überreichte Andrijaus-
kiene ein Fotoalbum und 100 beidseitig 
bedruckte Schals für die Schulgemein-
schaft des Sudermann-Gymnasiums: eine 
Seite des Schals in den litauischen Natio-
nalfarben mit dem Schullogo und auf der 
anderen Seite das Vereinslogo mit der 
deutschen Fahne. Zwischen der Schule 
und dem Verein besteht seit Bestehen ein 
enges partnerschaftliches Verhältnis. Aus 
Anklam reisten auch Manfred Schukat 
und Friedhelm Schülke vom Landesvor-
stand der LO in Mecklenburg-Vorpom-
mern an und überreichten für alle Schüler 
einen süßen Schokokuss.

Das beliebte Hermann-Sudermann 
Gymnasium genießt nicht nur in Memel 
einen hervorragenden Ruf – zurzeit besu-
chen über 700 Schüler die dreizügige Schu-
le. Ein Fünftel der Lehrerschaft unterrich-
tet das Fach Deutsch. Erfreulicherweise 
hat sich die Zahl der Deutschstunden im 
Gegensatz zum Deutschunterricht in der 
Republik Polen insgesamt nicht verringert. 
Von der ersten bis zur vierten Klasse haben 
die Kinder fünf bis sechs Stunden Deutsch, 
von der 5. bis zur 8. Klasse fünf Stunden 
und von der 9. bis 12. Klasse mindestens 
vier, teilweise auch sechs Stunden. Im Lau-
fe der Schulzeit durchlaufen die Schüler 
mehrere Sprachprüfungen von A1 bis C1. 
Jährlich erreicht ein Fünftel der Abiturien-

ten das Deutsche Sprachdiplom – Zweite 
Stufe (DSD  II). Mit diesem Diplom der 
Kultusministerkonferenz können die Abi-
turienten an allen deutschen Universitäten 
gleichberechtigt mit den Bundesdeutschen 
ein Studium aufnehmen. Seit April 2013 
wird an der Schule in den zehnten Klassen 
auch das Deutsche Sprachdiplom - Erste 
Stufe (DSD I) angeboten.

Besonderheiten des Gymnasiums
Die Schule ist die einzige deutsche Schule 
im Baltikum und damit einzigartig. Um auf 
das Hermann-Sudermann-Gymnasium 
aufgenommen zu werden, bedarf es eini-
ger Voraussetzungen. Zum Beispiel reicht 
ein Nachweis einer „Deutschstämmig-
keit“ in der Familie. Es ist aber auch mög-
lich, als Litauer aufgenommen zu werden. 
Hier spielen die konkreten Beziehungen 
zu Deutschland eine Rolle, aber auch ein 
begründetes Interesse an der deutschen 
Sprache und Kultur können angeführt 
werden. Auch die Mitgliedschaft im „Ver-
ein der Deutschen in Klaipėda/ Memel“ ist 
ein Kriterium.

Namensgeber der Schule, allerdings 
erst seit 1997, ist der ostpreußische Schrift-
steller und Bühnenautor Hermann Suder-
mann (litauisch: Hermano Zudermano 
gimnazija). Er wurde 1857 im Kreis Heyde-
krug geboren und brachte sich mit dem 
Drama „Die Ehre“ (1889) und dem Roman 
„Der Katzensteg“ (1890) ins Gespräch. 
Sein erfolgreichstes Bühnenstück trägt 
den Titel „Heimat“. Es erzählt von einer 
jungen Frau, die ihren eigenen Weg geht 
und damit sehr viel Erfolg hat. 2001 haben 
erstmals 15 Schüler das Abitur bestanden. 
Der Abiturjahrgang 2003/04 war der erste 
Jahrgang, der im Fach Deutsch ab der ers-
ten Klasse von einem Muttersprachler 
unterrichtet worden ist. 

b Weitere Informationen sind über die 
Internetseite der Schule zu erhalten – nur 
in litauischer, teils englischer Sprache:  
https://hzg.lt

Ein Geburtstagsgeschenk gab es auch: Das Team des „Vereins der Deutschen in Klaipėda /Memel“, (v. l.) Rasa Müller, Magdalena Pik-
laps, Arnold Piklaps und H.-J. Müller, überreicht der Schule einen Scheck� Foto: Hans-Jürgen-Müller

Für Rosi Zgorzelska aus dem oberschlesi-
schen Friedersdorf [Biedrzychowice) bei 
Oberglogau [Głogówek] ist Weihnachten 
die schönste Jahreszeit. So organisiert die 
Aktivistin der Deutschen Minderheit und 
Oberglogauer Stadträtin in ihrem Hei-
matmuseum „Pfarrscheune“ alljährlich 
einen Weihnachtsmarkt. In diesem Jahr 
ließ sie die Tradition des Wagenrad-Ad-
ventskranzes wieder aufleben, so wie sie 
es aus ihrer Kindheit kennt. Auf dem Wa-
genrad haben 20 rote und vier weiße Ker-
zen Platz, die an den entsprechenden Ta-
gen von Dorfkindern angezündet werden.

Vor 20 Jahren hat Zgorzelska das Hei-
matmuseum gegründet. Anfänglich wollte 
sie die Dorfgemeinschaft aktivieren und 
Friedersdorf im Wettbewerb „Schönstes 
Dorf der Woiwodschaft Oppeln“ noch 
besser dastehen lassen, das damals ohne-
hin zu den saubersten Ortschaften der 
Region zählte. Davon können sich Durch-
reisende an der Hauptverkehrslinie von 
Cosel nach Neisse besonders an Sonn-
abenden überzeugen, wenn nach alter 
deutscher Sitte traditionell die Straße ge-
kehrt und die Blumenrabatten, die noch 
vor den Gartenzäunen direkt am Straßen-
rand angelegt sind, gejätet und gewässert 
werden. 

Neben der Pfarrei, die zur barocken, 
katholischen Mariä-Himmelfahrt-Kirche 
gehört, moderte seit Jahren eine unge-
nutzte Scheune vor sich hin. Zgorzelska 
erkannte als Vorsitzende des Deutschen 
Freundschaftskreises (DFK) in ihr den 
perfekten Treffpunkt für die Ortsgruppe  
und fand rasch viele helfende Hände. Die 
Friedersdorfer renovierten nicht nur den 
ehemaligen Getreidespeicher, sondern 
bauten auch das Gebäude aus, in dem 
einst Heuwagen und Kutschen Unter-
stand fanden. Gelder dafür konnte Zgor-
zelska aus EU-Töpfen, dem Staatshaus-
halt der Republik Polen für landwirt-
schaftliche Zwecke und von der Woiwod-
schaft Oppeln generieren. „Plötzlich hat-
ten wir ein dreistöckiges Gebäude zur 
Verfügung, für das ich längst einen Plan 
hatte. Seit sieben Generationen in Frie-
dersdorf – da hat sich einiges an Familien-
andenken gesammelt“, so Zgorzelska, die 
fast das gesamte Museum aus eigenen Be-
ständen bestücken konnte. Bald schon 
organisierte sie in der Pfarrscheune Ver-
anstaltungen für Schüler, die hier erfah-
ren, wie man einst in Oberschlesien lebte. 
In einer originalgetreu nachgebauten Kü-
che können sie Omas Rezepte ausprobie-
ren, Brot backen oder Obst einweckten. 

Weit über die Grenzen des Landkrei-
ses hinaus sind ihre Sonderausstellungen 
bekannt. Die Präsentation zum Ersten 
Weltkrieg besuchte selbst der einstige 
deutsche Botschafter in Warschau, Rolf 
Nickel. Zuletzt stellte sie schlesisches 
Porzellan aus. „Darauf bin ich besonders 
stolz, denn es besuchen uns Menschen 
aus dem ganzen Land. Wir hatten Gäste 
sogar aus Japan und Neuseeland“, freute 

sie sich. Selbst die Corona-Politik hat 
Zgorzelska nicht davon abhalten können, 
ihr kulinarisches Projekt durchzuführen. 
„Es haben fast 50 Leute daran teilgenom-
men. Für die Europäischen-Erbe-Tage ha-
ben wir in der Zeit einen Film herausge-
bracht, der von fünf Friedersdorfern han-
delt, die es zu etwas gebracht haben“, 
zählte sie auf. Auch eine Publikation mit 
schlesischen Gerichten gehört zur Ge-

meinschaftsarbeit im Rahmen der Muse-
umsprojekte. „Meinen Beitrag dafür habe 
ich allgemein den oberschlesischen kuli-
narischen Traditionen gewidmet, beson-
ders den Getränken, Likören und Einge-
wecktem konzentriert. Das Buch enthält 
Rezepte, die man in unserem Dorf und in 
Oberschlesien zubereitete, wie beispiels-
weise der Ostermarzipan“, sagt sie. „Eine 
Dorfbewohnerin hat neben dem Rezept 
auch die Originalformen aus dem 19. Jahr-
hundert beigesteuert, die man für dieses 
Gericht verwendete“, berichtete sie.

Neu geplant wird eine Graphik- und 
Aquarellausstellung des Oberglogauers 
Max Rauer Pollak. „Erst wollte er Pfarrer 
werden, wechselte dann aber zur Kunst. 
Während seines Studiums an der Breslau-
er Kunstakademie wurde er einberufen 
und an die Ostfront geschickt. Neben sei-
nem Gewehr trug er stets Bleistift und 
Papier bei sich und zeichnete, was er im 
Krieg sah“, sagte Zgorzelska, die bereits 
2018 einige seiner Zeichnungen erwerben 
konnte. Nun hat Pollaks Witwe Christine 
Schafer, ebenfalls eine Oberglogauerin, 
dem Friedersdorfer Heimatmuseum wei-
tere Kriegszeichnungen übergeben. Die 
Sonderausstellung ist für 2023 in der 
Pfarrscheune geplant.� Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Die Gold-Rosi Oberschlesiens
Aus einer Scheune wird das Heimatmuseum der Deutschen in der Republik Polen schlechthin

Kennt zu jedem Stück der Sammlung eine Geschichte: Rosi Zgorzelska� Foto: CWW

MEMEL

Einzigartig im Baltikum
Eine Festveranstaltung zum 30. Geburtstag des Hermann-Sudermann-Gymnasiums



VON BRIGITTE STRAMM

Z u keiner anderen Jahreszeit ha-
ben sich so viel überlieferte 
Bräuche erhalten wie zur Weih-
nachts-, Silvester- und Neu-

jahrszeit. Es ist spannend zu lesen, wie 
diese sich über die Jahrhunderte erhalten 
haben, allerdings auch einem Wandel und 
dem Zeitgeschmack unterworfen waren. 
Dank des Stralsunders Gunnar Möller 
und seinem Buch „Weihnachten und Neu-
jahr im alten Vorpommern“ können wir in 
die „Alte Zeit“ eintauchen, dem Vergessen 
entrissen.

Wetterregeln
Bei der ländlichen Bevölkerung waren na-
türlich die Wetterregeln bestimmend, 
denn dadurch wurde die kommende Ern-
te bestimmt. Es wurden zum Beispiel die-
se Wetterregeln überliefert: „Sylvesters 
Nachtwind un Sünnenschien verdarwt die 
Hoffnung up Kurn un Wien – Silvester 
Nachtwind und Sonnenschein verdirbt 
die Hoffnung auf Korn und Wein“. „Is Ni-
johr ahn Storm un Rägen, bliwwt Gott 
nich ut mit Glück un Sägen – Ist Neujahr 
ohne Sturm und Regen, bleibt Gott nicht 
aus mit Glück und Segen“. „Nijohrs Mor-
genrot makt oft väl Not – Neujahrs Mor-
genrot macht oft viel Not“. Auch in den 
„Zwölfnächten“ vom 25. Dezember bis 6. 
Januar umgab unsere Ahnen der Zauber 
der Weissagung, der sich im Volksglauben 
noch bis heute für diese Zeit erhalten hat.

Das Nyejar-Backwerk
Im alten Vorpommern glaubte man, der 
unheimliche sagenumwobene „Wode“ 
geht mit seinem Gefolge um und treibt 
sein Unwesen, deshalb beging man den 
Jahreswechsel lieber zu Hause. Der Stral-
sunder Bürgermeister Franz Wessel 
(1487–1570) hielt die vorreformatorischen 
Gebräuche zum Jahreswechsel fest. Es 
wurde berichtet, dass zusammen geba-
cken und geschwelgt sowie „dull unde 
vull“ ins neue Jahr gegangen wurde. Zur 
Tradition gehörte es auch, am Neujahrs-
abend „Neujahr“ zu backen. Das „Nyejar“ 
genannte Backwerk wurde zum Teil bis 
zur Ernte aufgehoben und dem Mäher zur 
Arbeit mitgegeben, damit er ohne Ver-
druss tätig sein konnte. 

Neujahrsbacken war auf dem flachen 
Land noch weit bis in die Neuzeit hinein 
ein Muss in der Mehrheit der pommer-
schen Familien. „Auf Rügen sagte man, 
dass man zu Sylvester die Hände in Mehl 
halten müsse, sonst essen die Zwerge, 
oder der Hausgeist Puck im nächsten Jahr 
mit“, berichtete noch 1917 der Volkskund-
ler Otto Lauffer. Und das Mitessen bedeu-
tete, im kommenden Jahr keine ausrei-
chende Ernte einzufahren. 

Von Saßnitz hieß es im ausgehenden 
19. Jahrhundert: „ …wenn man nicht 
backt, überhaupt nicht mit Mehl an dem 
Tage (Silvester) zu thun macht, wird alles 
Mehl im nächsten Jahr zu Asche“. Das 
noch heute übliche Pfannkuchenessen zu 
Silvester ist das letzte Überbleibsel dieses 
vielleicht schon vorchristlichen Brauchs. 
Sogar die beim Backen entstandene Holz-
asche war wichtig, man sprach ihr beson-
dere Kräfte zu. Besondere Kräfte, die man 
durch das Bestäuben des Viehs auf dieses 
übertragen wollte. 

Geschenke zum Jahreswechsel
In früheren Zeiten wurden übrigens die 
Erwachsenen nicht zum Weihnachtsfest, 
sondern zum Jahreswechsel beschenkt. Je 
nach Stand des Schenkenden fielen die 
Gaben doch recht üppig aus. „Darüber hi-
naus erhalten wir eine ungefähre Vorstel-
lung, wer in der städtischen Oberschicht 
einer vorpommerschen Stadt des 16. Jahr-

hunderts welche Gaben verschenkte. 
Englische Kaufleute, die sich in Stralsund 
aufhielten, sandten Bürgermeister Gentz-
kow und seiner Frau zum Neujahrstag 
1559 ein paar gekräuselte und ausgeschnit-
tene Ärmel, zwei Nasentücher und zwei 
gerupfte und ausgenommene Kapaunen 

zu einer „gratulation des nien jars“. Im 
selben Jahr vermachte Gentzkows Mutter 
ihm ein Stübchen „Clarets“ (Würzwein), 
im Jahr darauf einen goldenen Ring. 
Handwerker und Klienten, die sich für 
Unterstützungen bedanken oder bei ein-
flussreichen Gönnern das Wohlwollen si-
chern wollten, machten mit kleinen Auf-
merksamkeiten, wie einem Paar Pantof-
feln, einem großen Bäckerbrot oder einer 
Wildschweinkeule, ihre Aufwartung. 

Der pommersche Herzog Barnim X. 
(1540–1603), der zunächst im Amt Rügen-
walde, ab 1600 in Stettin regierte, führt in 
einem Ausgabenbuch detailliert auch 
Weihnachts- und Neujahrsgeschenke an 
Personen seines Hofes auf.  1601 gab der 
Herzog seiner Gemahlin Anna Maria von 
Brandenburg einen Portugieser zum 
„Neuen Jahr“ und am 1. Januar erhielt 
„Steffan Trumpters seynen Sohn 1 Golt-
gulden zu newen Jhare verehret“.

Zwei Jahre später bekam derselbe 
nochmals einen Taler zum neuen Jahr. 
Eheleute konnten sich noch im 18. Jahr-
hundert mit kleinen praktischen Ge-
schenken zu Neujahr eine Freude berei-
ten, wie der Stralsunder Pastor Müller 
berichtete. Aus dem Tagebuch des 
Schweizer Theologen Johann Caspar La-
vater (1741–1801), der 1763/1764 beim Bar-
ther Reformtheologen Johann Joachim 
Spalding weilte, geht hervor, dass man 
sich in Spaldings Haushalt zu Weihnach-
ten offensichtlich nichts schenkte, son-

dern am Silvesterabend kleine Aufmerk-
samkeiten verteilte. Noch bis ins 19. Jahr-
hundert wurden von Weihnachten bis 
Silvester „Julklapp“-Geschenke überge-
ben. Auch das Versenden von teils auf-
wendigen Neujahrswünschen war üblich, 
von denen es eine Sammlung im Stralsun-

der Stadtarchiv gibt. Der älteste stammt 
aus dem Jahr 1596.

Das gemeinsame Feiern in größeren 
Gemeinschaften wurde populärer. Für 
das 18. Jahrhundert überlieferte der an 
der Greifswalder Universität als Biblio-
thekar tätige schwedische Theologe Jacob 
Wallenius (1761–1819), wie man in den ge-
hobenen Kreisen seinerzeit in Schwe-
disch-Pommern den Jahresausklang und 
den Beginn des neuen Jahres beging. Am 
Neujahrstag 1799 erhielt Wallenius Be-
such von der gesamten schwedischen 
Landsmannschaft der Universität, die 

ihm ihre Grüße übermittelte. Es wurde 
jetzt üblich, nach üppigem Festmahl mit 
lautem Gejohle durch die Stadt zu ziehen.

Bengalische Feuer
In Greifswald zogen Studenten zu Neu-
jahrsumzügen mit Fackeln durch die Stadt 

zum Marktplatz, um dort Pechtonnen 
und Tannenbäume anzustecken. Diese 
erstmals für 1735 bezeugte Tradition wur-
de auch noch bis ins 19. Jahrhundert ge-
pflegt, wie der Greifswalder Kaufmann 
und Schriftsteller Otto Wobbe in seinen 
Lebenserinnerungen wiedergibt: Von 
dem flachen Dache der „Rat=Apotheke“ 
ließ der Apotheker Ende des 19. Jahrhun-
derts bei allerhand festlichen Gelegenhei-
ten bengalische Flammen auf dem Markt 
erstrahlen. Regelmäßig geschah das in der 
Neujahrsnacht, die damals noch ganz an-
ders gefeiert wurde als in jüngerer Zeit. 
Auch hat er hat eine gute Beschreibung 
der singenden und beglückwünschenden 
Silvesterheischeumzüge der Greifswalder 
Jugend hinterlassen und bedauerte es 
schon 1919, dass diese nicht mehr statt-
finden. 

In Kamp bei Anklam am Peenestrom 
wurde noch bis in die 1930er Jahre zu Sil-
vester eine Teertonne mit Heu gefüllt und 
auf das Eis oder die Wiese gestellt. Um 
Mitternacht zündete man die Tonne im 
Beisein der Bewohner des Dorfes an und 
wünschte einander alles Gute im neuen 
Jahr. Anschließend feierte man im Dorf-
krug.

Theodor Fontane in Swinemünde
Etwas gesitteter ging es nach den Schilde-
rungen Theodor Fontanes (1819–1898), 
der von 1827 bis 1832 in Swinemünde leb-
te, bei den dortigen Silvesterfesten der 

Bürger zu, die in Form eines „Ressource-
balls“ für die städtischen Honoratioren 
stattfanden. Um Mitternacht kam dann 
der Nachtwächter in den Saal, blies in sein 
Horn und wünschte laut mit einem ge-
reimten Spruch ein fröhliches Neujahr.  
Silvesterbälle waren im 19. und frühen 20. 
Jahrhundert gerade in den Städten allge-
mein üblich. 

Sehr viel tanzfreudiger als wir heutzu-
tage bewegten sich unsere Altvorderen 
bei verschiedenen Volkstänzen, wie dem 
Kegel oder der Schwedischen Quadrille, 
auf dem Tanzparkett und natürlich wurde 
auch kräftig dem Punsch, Sekt oder Wein 
zugesprochen. Edmund Hoefer, Schwie-
gersohn des Gutsbesitzers Christian von 
Rodbertus auf Gransebieth bei Grimmen, 
verarbeitete 1856 seine dort gewonnenen 
persönlichen Eindrücke der Weihnachts- 
und Silvesterfeierlichkeiten, in seinem 
Roman „Schwanwiek“, und er schrieb 
zum Silvesterfest: Geschenke freilich 
gibt’s nicht, dafür aber hat alle Lust und 
alle Ausgelassenheit freie Bahn. Silvester-
bälle wurden jetzt veranstaltet, auf denen 
man sich in großer Garderobe amüsierte.

So „Neumodisch“ ging es meistens auf 
dem flachen Land und dort vor allem bei 
den einfacheren Leuten nicht zu. Die Zeit-
schrift „Sundine“ schilderte in ihrer Aus-
gabe vom 19. Januar 1832, dass alle Haus-
bewohner zu Silvester zu einem fröhli-
chen Abend mit Scherzen, Blei- oder 
Zinngießen und Kaffeesatzlesen zusam-
menkamen. Halb scherz-, halb ernsthaft 
erhoffte man sich aus dem Erkennen der 
gegossenen Metallteile oder dem Kaffee-
satzdeuten Auskünfte für die Zukunft im 
neuen Jahr.

Herz oder Esel?
Heischeumzüge gab es auch zu Silvester. 
Noch im frühen 20. Jahrhundert kannte 
man in Vorpommern das Überbringen 
von Glückwünschen der jungen Leute 
gleich nach Mitternacht. In Gruppen zo-
gen diese von Haus zu Haus. Mit Kreide 
schrieben sie an Türen und Fensterläden 
die neue Jahreszahl und malten, je nach-
dem, welche Gefühle sie der Familie des 
Hausherrn gegenüber hegten, ein Herz 
oder einen Esel dazu. Patenkinder such-
ten am Neujahrsmorgen ihre Paten und 
Großeltern auf, um ihnen alles Gute für 
das neue Jahr zu wünschen. Sie überreich-
ten selbst geschriebene Glückwünsche 
und erhielten dafür ein kleines Geschenk. 
Wunsch und Gegenwunsch, Gabe und 
Gegengabe kennzeichneten somit den 
Jahreswechsel auch in Vorpommern, um 
das Übel hinaus- und das Glück hineinzu-
lassen, wie Walter Bartz in seinen Auf-
zeichnungen über „Alte Neujahrsbräuche 
aus Vorpommern“ berichtete. 

Heutzutage leben sporadisch einige 
Bräuche wieder auf, meistens in den Fa-
milien durch Erzählungen der Altvorde-
ren erhalten. Fest steht, Traditionen zu 
Silvester und Neujahr haben einen eige-
nen Zauber, der jeden gefangen nimmt.

Die Anziehungspunkte heutzutage 
sind Feuerwerke, die das Neue Jahr begrü-
ßen. Dabei sollte man sich unbedingt an 
den Höhenfeuerwerken der Städte erfreu-
en, die von Pyrotechnikern kunstvoll zu-
sammengestellt werden – und ohne 
Pfannkuchen geht es auch nicht. Zudem 
gibt es in vielen Familien eigene Rituale.

Ein gutes, gesundes Jahr 2023!

IM WANDEL

Silvester- und Neujahrsbräuche in Pommern
Von Zeremonien aus alter Zeit, Wetterregeln, Nyejar-Backwerk und allerlei Gepflogenheiten zum Jahreswechsel

Endlich wieder: Der Tradition folgend, wird am 31. Dezember auf der Nordmole im Stralsunder Hafen ein Feuerwerk gezündet. 
Nach zwei Jahren Feuerwerks-Abstinenz ist nun wieder die Gelegenheit, sich entlang der Sundpromenade mit der Familie, mit 
Freunden und Verwandten sowie Gästen der Stadt zu treffen. Das kurz nach 18:30 Uhr auf der Nordmole gezündete Höhenfeuer-
werk ist somit die perfekte Einstimmung auf den Silvesterabend 
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Illustre Gesellschaft: Fritz Bergens „Neu-
jahrsball“, 1889

b Buchtipp Der Stralsunder Gunnar Möl-
ler stellt in seinem äußerst interessanten 
Buch „Weihnachten und Neujahr im alten 
Vorpommern“ Bräuche und Sitten aus 
über fünf Jahrhunderten für den vorpom-
merschen Raum vor. Erschienen im Verlag 
Böhlau, Köln 2021, 250 Seiten, 28 Euro
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„Aber ganz wichtig ist: Wir retten die Welt!“

„In meinem Herzen 
hat Immanuel Kant 
schon immer eine 
Heimat gehabt“

Ursula Thiele, Leverkusen  
zum Thema: Wir geben Kant eine 

Heimat (Nr. 50)

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

BEITRAG WIRD UTOPIE BLEIBEN 
ZU: EIN FRIEDEN IST MÖGLICH 
(NR. 51)

Vielen Dank für den sachlich richtigen, 
wichtigen und kompetenten Beitrag von 
Harald Kujat zum Thema der Woche! Er 
müsste eigentlich in sämtlichen Medien 
dieses Landes erscheinen, da er den ein-
zigen Weg zeigt, wie eventuell noch eine 
Katastrophe für Deutschland und Europa 
vermieden werden kann. Doch leider wird 
er eine Utopie bleiben, da dafür vernunft-
begabte und verantwortungsvolle Politi-
ker notwendig wären. Doch diese sind 
leider nirgendwo zu entdecken.

Im Gegensatz dazu wird weiterhin an 
der Kriegsspirale gedreht und einem Po-
litclown wie Selenskyj, der in den USA 
jüngst um Waffen „bat“ (von Deutschland 
werden sie bekanntlich „gefordert“, was 
sehr viel über das jämmerliche Ansehen 
Deutschlands in der Welt aussagt) und 
diese gewiss auch erhalten wird. Denn 
Waffenlobby und verantwortungslose 
Politiker haben längst das Heft des Han-
delns in ihre Hände genommen.

So wird der Beitrag leider nur eine 
Utopie bleiben.� Manfred Kristen, Freital

KEINE LÖSUNG IN SICHT 
ZU: EIN FRIEDEN IST MÖGLICH 
(NR. 51)

Kein Wort über die Rolle der USA im Vor-
spiel zu diesem Krieg. Russlands Bereit-
schaft, sich auf diese „Lösung“ einzulas-
sen, dürfte gegen Null tendieren, solange 
die aggressiven Kriegsziele der USA in der 
Ukraine nicht untersucht werden. Und 
das wird natürlich nicht geschehen. Apro-
pos „Garantiemächte“ Wer sollen die 
denn sein? Europäische Krüppelstaaten, 
die unter Kuratel der EU stehen? Was ist 
mit der Rolle der NATO? Luhansk, Krim, 
Donezk und so weiter sind kein Pappen-
stiel. Man kann hier nicht zum Status quo 
ante zurückkehren, auch diese Regionen 
brauchen eine Stabilität.

Wer soll die garantieren? Eines muss 
ein für allemal klar sein: Die USA haben 

sich herauszuhalten und jegliche Aktivität 
in der Ukraine einzustellen. Und schließ-
lich: Wie sollen die künftigen Handelsbe-
ziehungen zu Russland gestaltet werden? 
Es geht hier um mehr als einen begrenz-
ten Konflikt. Welche Rolle werden die 
Brics-Staaten spielen, die zunehmenden 
Einfluss gewinnen? Kommt der Petrodol-
lar an sein Ende? Viele weitere offene Fra-
gen sind zu klären. Jedenfalls wird dieser 
Plan so nicht funktionieren. Und keine 
europäische Nation ist in der Lage, Ga-
rantien zu übernehmen, wenn beispiels-
weise Indien und China übergangen wer-
den.� Chris Benthe, Dresden

JUNGE PRIESTER LASSEN HOFFEN 
ZU: KIRCHE VOR DEM UNTERGANG? 
(NR. 49)

Als Katholikin sehe ich eine ähnliche Be-
wegung in meiner Kirche. Und auch da 
nicht erst seit gestern – seit Jahrzehnten. 
Im Grunde ging es seit dem (sehr einseitig 
verstandenen) Konzil größtenteils berg-
ab: Sei es die Banalisierung der Liturgie 
und Kirchenmusik, der Verlust an Brauch-
tum, die unerträgliche linksgrüne Politi-
sierung vor allem der Jugendverbände, 
der zum großen Teil nichtssagende Reli-
gionsunterricht, die ins Synkretistische 
abgeleitete universitäre Theologie... Aller-
dings stelle ich auch fest, dass junge Pries-
ter inzwischen anders denken.
� Patricia Steinkirchner, Wunsiedel  

MISSBRAUCH DER TAFELN 
ZU: HÄNDLER UND TAFELN  
STEHEN GLEICHERMASSEN UNTER 
DRUCK (NR. 49)

Dass Nahrungsmittel knapp und teuer 
sind, ist nicht nur eine Folge des Ukraine-
kriegs, auch wenn das immer wieder ger-
ne als Grund genommen wird. 

In Deutschland befinden sich zu viele 
„Gäste“, die zwar unser Sozialsystem be-
lasten, aber nichts zum Erhalt beitragen. 
Es werden gigantische Mengen an Nah-
rungsmitteln kostenlos in jede Ecke der 

Welt geliefert. Und in Deutschland wissen 
viele nicht mehr, wie sie ihren täglichen 
Bedarf an Lebensmitteln decken sollen. 
Außerdem werden überwiegend nur die 
günstigen Nahrungsmittel gespendet und 
gerade diese werden im eigenen Land 
dringend benötigt. Ferner ist festzustel-
len, dass zurzeit Lebensmittel aus 
Deutschland angeboten werden, die Jahr-
zehnte kaum zu erhalten waren. 

Die in dem PAZ-Artikel genannten 
Gründe für Lieferengpässe sind so pau-
schal nicht nachvollziehbar. Wenn mit 
wichtigen Nahrungsmitteln nicht ent-
sprechend umgegangen wird, dann gibt es 
Probleme. Das Thema Lebensmittelver-
schwendung ist nicht neu, das gibt es seit 
vielen Jahren. Aber außer ewigen Diskus-
sionen ist doch nichts geschehen. 

Eine Ursache der Lebensmittelver-
schwendung ist das Mindesthaltbarkeits-
datum. Hier muss darauf aufmerksam ge-
macht werden, dass das kein Wegwurf-
datum ist. Auch optisch nicht mehr ganz 
so gut aussehende Nahrungsmittel gehö-
ren nicht zwangsläufig in die Tonne. Diese 
müssen auch nicht verschenkt werden. 
Die Jahre, in denen wir uns das leisten 
konnten, sind lange vorbei. 

Für die ausreichende Versorgung sei-
ner Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ist 
der Staat verantwortlich. Das „Delegie-
ren“ einer solchen Aufgabe (zum Beispiel 
an die Tafeln) ist zwar bequem, aber nicht 
angebracht. Die Tafeln waren nur als 
Übergangslösung gedacht.

Hinzu kommt, dass die Tafeln in ho-
hem Maße von nicht deutschen Bürgern 
in Anspruch genommen werden. Es sind 
Immigranten und andere ausländische 
Menschen. Man kann mit diesem Thema 
„locker“ umgehen, solange die Bevölke-
rung mit ausreichend Nahrungsmitteln 
versorgt werden kann. Aber unsere Politik 
ist versessen darauf, dass es zunächst den 
Fremden in Deutschland gut geht und na-
türlich auch jedem Menschen auf der 
Welt – und erst dann kommen wir. 

Warum wird in diesem Artikel der 
Schwerpunkt auf Nahrungsmittel gelegt? 
Mindestens genauso problematisch ist 
doch das sogenannte Gesundheitswesen 

in unserem Land. Da heißt es im Artikel 2 
des Grundgesetzes: „Jeder hat das Recht 
auf Leben und körperliche Unversehrt-
heit.“ Diese ist in Deutschland nicht mehr 
sichergestellt. Es ist doch schon bezeich-
nend, wenn in unserem Land nahezu wi-
derspruchslos gesagt werden kann, dass 
man versuchen soll, auf Flohmärkten Me-
dikamente und Ähnliches zu erwerben. 
Aber ganz wichtig ist: Wir retten die Welt! 
� Heinz-Peter Kröske, Hameln 

EINE BÜRGERVERSICHERUNG? 
ZU: HAUPTSACHE MEHR EINWAN-
DERUNG (NR.50)

Wir haben in Deutschland auch Milliar-
den Euro Beamtenpensionslasten, darü-
ber höre ich nie etwas. Wann kommt end-
lich die Bürgerversicherung, wobei alle 
Bürger in die Rentenversicherung einzah-
len?� Horst Wilkes, Osnabrück 

ZYNISCHE DENKWEISE 
ZU: INTEGRATION IST KEINE FRAGE 
DER STAATSBÜRGERSCHAFT  
(NR. 48)

Der Artikel handelt von Einwanderung. 
Erstens steht nichts im Grundgesetz. 
Zweitens: Da Einwanderung letztlich im-
mer nur in begrenztem Umfang stattfin-
den kann, müsste sie eingeschränkt wer-
den, und dies würde dann zwangsläufig 
gegen das demokratische Gleichheits-
prinzip verstoßen. Und drittens kommen 
mit den Einwanderern Ausländer, das 
heißt das Ausland. 

Ganz grundsätzlich: Wir definieren ja 
den demokratischen Rechtsstaat nicht 
vom Territorium her, sondern von seinen 
Staatsbürgern. Noch ein Wort zu dem oft 
gebrauchten Argument, Einwanderung 
würde ja stattfinden, und deshalb müss-
ten wir das positiv sehen und entspre-
chend regeln: Verallgemeinert heißt das 
nichts anderes als Forderung nach Unter-
werfung unter die normative Kraft des 
Faktischen, das entspricht also einer zyni-
schen Denkweise.� Wolfgang Beck, Coswig
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Leserstimmen zu den zurückliegenden Ausgaben

VON RENÉ NEHRING

E in Jahr des Schreckens neigt sich seinem Ende zu. Hatten sich die Menschen weltweit in den Jahren zuvor daran ge-wöhnt, dass der Takt ihres Lebens von ei-nem kleinen Virus diktiert wurde, und hat-ten sich die Deutschen noch zu Jahresbe-ginn vor allem mit den Plänen ihrer neuen Bundesregierung befasst, so veränderte der 24. Februar 2022 die Lage grundlegend. Mit dem an jenem Tage gestarteten russischen Angriff gegen die Ukraine kehr-te der Krieg nach Europa zurück. Kein Bürgerkrieg wie es ihn in den Jahrzehnten zuvor in Irland, im Baskenland oder auf dem Balkan immer wieder gegeben hat, und auch kein handstreichartiger Feldzug wie 2014, als Russland die Krim eroberte, sondern ein klassischer Landkrieg eines Staates gegen einen anderen. Mit dem Krieg kamen auch längst in der Geschichte verschwundene Namen von Schlachtenorten zurück. Um Kiew, Odessa und Charkiw (damals Charkow) etwa hatte auch schon die Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg gekämpft. In der Ge-genwart drangen schnell neue Ortsnamen wie Irpin und Butscha, Mariupol und Kra-matorsk in die Nachrichten. Diese wur-den nicht nur zum Synonym für neues Schlachtengeschehen, sondern vielfach auch für neue Kriegsverbrechen – für eine Grausamkeit, die viele Zeitgenossen nur noch aus den Erzählungen der Eltern und Großeltern kannten und in der Gegen-wart für unmöglich hielten. 
Leben mit der „Zeitenwende“Die Politik, allen voran der Bundeskanz-ler, reagierte darauf mit dem Verkünden einer „Zeitenwende“. Obwohl bereits vor über zwanzig Jahren mit den Terroran-schlägen von New York und Washington der kurze Traum vom „Ende der Ge-schichte“ geplatzt war und Deutschland sich seitdem durchgehend im Kampf ge-gen den Terror engagierte, und obwohl 

unser Land bereits selbst Schauplatz ter-roristischer Anschläge wurde, hatten of-fenkundig noch immer viele Landsleute nicht wahrhaben wollen, dass wir längst in einer neuen Zeit leben. Das mit dem Ausrufen der „Zeiten-wende“ gegebene Versprechen, angemes-sen auf die neuen Herausforderungen zu reagieren, hat die Politik – zumindest bis-lang – nicht gehalten. Die angekündigte Aufrüstung der Bundeswehr fiel aus. Die einzige sichtbare Konsequenz der „Zeitenwende“ ist derzeit der Bruch mit Russland. Vor allem eine Partei in der Re-gierung nutzte die Gunst der Stunde, um die Empörung über den russischen An-griff zur Verwirklichung alter energiepoli-tischer Ziele zu nutzen und das Ende des fossilen Zeitalters einzuläuten. Wie sie den enormen Energiebedarf unserer Volkswirtschaft ohne die zuverlässigsten Energiequellen – neben dem Abschied vom russischen Gas betreiben sie nach wie vor auch den Ausstieg aus der Atom-kraft – decken wollen, sagen die Vertreter dieser Partei nicht. So brachte die „Zei-tenwende“ den Deutschen bis dato zwar kein „mehr“ an Sicherheit, dafür jedoch einen historischen Anstieg ihrer Lebens-haltungskosten – und eine dramatische Zunahme der Frustration im Lande. Zu den schrecklichen Folgen des Krie-ges gehört auch das Abbrechen der meis-ten Kontakte zu Russland. Bei allem Ver-ständnis dafür, einen Angriffskrieg abweh-

ren zu müssen, stellt sich die Frage, ob es klug ist, die Russen in Gänze zu verdam-men? Was wird aus den von beiden Seiten stets gelobten wirtschaftlichen Beziehun-gen, die ja nicht erst seit dem Zerfall der Sowjetunion bestanden und in den ver-gangenen fünfzig Jahren durch nichts zu erschüttern waren (auch nicht durch den sowjetischen Einmarsch in Afghanistan)? Und was wird aus den vielfältigen hu-manitären, oft freundschaftlichen Bezie-hungen, die in den letzten dreißig Jahren unter großen Mühen aufgebaut wurden? Deutsche und Russen haben im 20. Jahr-hundert einander fürchterliche Verbre-chen angetan. Dennoch haben die Russen die Deutschen niemals pauschal als schlechtes Volk verdammt, sondern sich stets ihre durch nichts zu erschütternde Liebe zu Mozart und Beethoven, zu Goe-the und Schiller bewahrt. Gleichwohl gilt es, nicht zu vergessen, dass es die Ukrainer sind, die unter dem Krieg im Osten am meisten zu leiden ha-ben. Millionen von ihnen leben auf der Flucht oder harren in zerschossenen Häu-sern aus – oder kämpfen an der Front für die Freiheit ihrer Heimat. 
Geister der VergangenheitIn Deutschland kann das Geschehen im Osten wohl kaum jemand besser nach-empfinden als die Ostvertriebenen. Noch immer werden die letzten Angehörigen der Kriegsgeneration eingeholt von den 

Erinnerungen an den Einmarsch der Roten Armee 1944/45 und die damit verbundenen fürchterlichen „Begleiterscheinungen“. Um so bitterer, dass selbst Ostpreu-ßen nun wieder Konfliktgebiet ist, Schau-platz einer kalten Front zwischen dem zu Russland gehörenden Königsberger Ge-biet und dem heute litauischen Memel-land im Norden sowie zum zu Polen ge-hörenden südlichen Ostpreußen. Nur wenige Kilometer südlich der polnisch-russischen Grenze liegt Frauenburg, wo im 16. Jahrhundert Nikolaus Kopernikus das moderne Weltbild schuf. Nur wenige Kilometer nördlich davon liegt Königs-berg, das als Heimat von Immanuel Kant und vielen anderen eine einzigartige euro-päische Kulturmetropole war. Dass hier wieder ein „Eiserner Vorhang“ die Welt durchschneidet, erinnert daran, wie nahe die Höhen und Abgründe der menschli-chen Zivilisation oft beieinander liegen. Das vor uns liegende Weihnachtsfest erfuhr seit Jahrtausenden verschiedenste Deutungen. Als Feier der Wintersonnen-wende sowie als Fest der Geburt Jesu Christi steht es gleichermaßen für die nie vergehende Zuversicht auf eine Erneue-rung des Lebens – sowie darauf, dass auch in dunkelsten Stunden stets ein Licht der Hoffnung auf bessere Zeiten leuchtet. Mögen ein paar Strahlen dieses Lichts auch auf die Mächtigen der Welt schei-nen, damit das Grauen unserer Tage schon bald ein Ende hat. 
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VON JUDITH KUNZ

E r schwänzt nicht, er macht nur 
seinen Job. Wer den Schorn-
steinfeger in der Gondel sieht, 
trifft ihn auf dem Arbeitsweg 

an. Schließlich haben auch Skihütten Ka-
mine, die regelmäßig gereinigt werden 
müssen. „Viele vermuten eher einen Jung-
gesellenabschied oder einen eigentümli-
chen Faschingsbrauch. Und freuen sich 
dann, weil ihnen nach der Begegnung mit 
dem Profi ja nur noch ein glücklicher Tag 
bevorstehen kann“, sagt Hannes Harasser. 
Der Kaminkehrmeister vom Pillerseetal 
hat seine Karriere im Alter von 14 Jahren 
begonnen und schon vieles erlebt. 

Schwarze Kluft mit Käppi (unterm 
Helm), auf dem Rücken ein Rucksack mit 
kleinem Berufsbesteck, in den Händen 
Kehrbürste und Besen – anstelle von Stö-
cken. Lifte sind für Schornsteinfeger übri-
gens angenehmer als Gondeln, weil die 
Skier angeschnallt bleiben. „Zum Glück 
sind wir mit den Latten unter den Füßen 
aufgewachsen“, sagt Harasser, der acht 
Mitarbeiter beschäftigt und fürs komplet-
te Pillerseetal zuständig ist. Dazu gehören 
ein paar Tausend Haushalte unten im Tal, 
zwei Dutzend Skihütten und einige abge-
legene Jagdhütten. Das alles gelegen in 
einer Tiroler Ski- und Wanderregion an 
der Grenze zum Land Salzburg, die tou-
ristisch noch nicht überlaufen ist.

Oft ohne Handy-Empfang
„Wenn Raureif auf den Dächern ist, müs-
sen wir besonders aufpassen, dass wir 
nicht abrutschen“, erklärt der Profi. So 
ein halber Meter Schnee gibt gleich ein 
besseres Gefühl. Ebenso wie Vorrichtun-
gen zum Einhaken von Karabinern, die 
auf einigen Dächern zu finden sind. 

Als häufigste Absturzursache nennt 
Harasser unsachgemäß aufgestellte Lei-
tern und verweist im gleichen Atemzug 
auf einen Katalog an Vorschriften, auf de-
ren Einhaltung er pocht. Sicherheit ist für 
den Vater von vier Töchtern ohnehin ein 
zentrales Thema – ganz egal, ob es sich 
um Beruf, Freizeitsport oder ums Ge-
meinwohl handelt, für das er sich als 
Kommandant der freiwilligen Feuerwehr 
Fieberbrunn engagiert. Die professionel-
len Streifzüge durch die Skigebiete über-

lässt er gern seinen Angestellten, allen 
voran den beiden Lehrlingen. „Ein abso-
luter Trumpf in Sachen Mitarbeitermoti-
vation“, weiß der Geschäftsführer und 
erinnert sich an seine eigene Ausbildung, 
die er 1986 begonnen hatte: „Das waren 
auch damals schon die Highlights, auf die 
man sich gefreut hat.“ 

Ein mit Holz befeuerter Kamin muss 
viermal pro Jahr gereinigt werden. Da 
kommen schon einige Einsätze zusam-
men. Heute im Skicircus Saalbach Hinter-
glemm Leogang Fieberbrunn, morgen im 
Skigebebiet Steinplatte Waidring – 
Winklmoosalm und manchmal auch auf 
der Buchensteinwand in St. Jakob in Haus. 
Denn das unweit der Kitzbüheler Alpen 
gelegene Pillerseetal wartet gleich mit 
drei Skigebieten auf, die für sportliche 
Gäste, Familien und Genießer die gesam-
te Bandbreite abdecken.

Für sich selbst hat Schornsteinfeger 
Harasser die Jagdhütten reserviert. Sie ge-
hören überwiegend den Bundesforsten 
und sind so versteckt, dass man sie nur 
mit genauester Ortskenntnis findet. Ein 
paar Stunden auf Tourenskiern oder 
Schneeschuhen durch abgeschiedene 
Wälder, oft kein Handy-Empfang, Ein-
samkeit pur. Eine Auszeit, die der Chef 
sich gönnt, bevor er wieder Einsatzpläne 
und Rechnungen schreibt. 

Maria Theresia etablierte den Beruf
Warum Schornsteinfeger eigentlich als 
Glücksbringer gelten? „Weil man irgend-
wann im Mittelalter feststellte, dass ge-
reinigte Kamine eher nicht in Flammen 
aufgehen und Brände erzeugen, die auf 
ganze Ortschaften übergreifen können“, 
erzählt Harasser. Die neue Dienstleistung 
kam von Italien über die Alpen. Königin 

Maria Theresa war es schließlich, die im 
18. Jahrhundert gesetzlich die Pflicht zum 
Kaminkehren verankerte – und damit ei-
nen neuen Berufsstand etablierte.

Auch wenn es inzwischen die „Kehr-
App“ gibt, die als digitale Segnung vieles 
erleichtert, bleibt nach wie vor viel Pa-
pierkram. „Muss halt erledigt werden“, 
sagt der Kaminkehrmeister vom Pillersee-
tal lapidar und macht keinen Hehl daraus, 
dass er sich mehr fürs Kreative erwärmt. 
Alte Kamine geschickt sanieren und neue 
– gerne auch echte Design-Unikate – ent-
werfen: Das ist eine Leidenschaft, die sich 
längst zum zweiten Standbein ausge-
wachsen hat.

Die Landwirtschaft dagegen war schon 
immer Teil seines Lebens. Auf dem alten 
Bauernhof seines Vaters kümmern sich 
Harassers um Ziegen, Ochsen und Hüh-
ner. Mitten in der Bilderbuchlandschaft 

des Pillerseetals, die für die Familie keine 
Wünsche offenlässt. „Ach ja: Wenn ein 
wenig Zeit ist, vielleicht Skifahren oder 
Wandern, je nach Jahreszeit.“

b Der Tages-Skipass für Erwachsene  
kostet für die Bergbahn Pillersee mit der 
Buchensteinwand ab 39 Euro, für die Berg-
bahnen Steinplatte Waidring – Winkl
moosalm ab 47,50 Euro. Die „Ski Alpin 
Card“ für den Skicircus Saalbach Hinter-
glemm Leogang Fieberbrunn erhalten  
Urlauber ab 59,50 Euro pro Tag. Die Gäste-
karte gilt außerdem automatisch als Fahr-
schein für sämtliche Regio-Busse und Nah-
verkehrszüge zwischen Hochfilzen und 
Wörgl (Kirchbichl). Weitere Infos: Touris-
musverband PillerseeTal – Kitzbüheler  
Alpen, Dorfplatz 1, A-6391 Fieberbrunn, Te-
lefon 0043 (0)5354/563 04, E-Mail: info@
pillerseetal.at, www.pillerseetal.at
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Wer in der Region Hohe Salve mit Wan-
derführer Tobias Muster unterwegs ist, 
entdeckt die verborgenen Seiten der Re-
gion am westlichen Ende der Kitzbüheler 
Alpen. Während man mit Schneeschuhen 
durchs idyllische Schneerosental stapft, 
tauchen nach und nach die eigentlichen 
„Stars“ seiner Touren auf. 

„Da haben wir den Polarstern, dort 
den großen Wagen. Kennt ihr sicher alle“, 
meint Muster und lässt seinen Laserpoin-
ter über den Sternenhimmel wandern. 
Vereinzeltes Nicken und zustimmendes 
Murmeln. „Hier die Milchstraße. Und 
wenn ihr genau hinschaut, könnt ihr sogar 
die Andromeda-Galaxie erkennen.“ Alle 
haben nun den Kopf weit in den Nacken 
gelegt und bewundern schweigend das 
Spektakel, das sich ihnen hier draußen  
eröffnet. 

Muster kennt diese Situation. „Die 
meisten erwarten nicht, dass man mit blo-
ßem Auge schon so viel sehen kann“, er-
klärt der gebürtige Wörgler. Er selbst hat 
vor rund zwei Jahren die Fortbildung zum 
„Sternen-Guide“ gemacht. Noch während 
der Schulung haben sie ihn gepackt – die 
Sterne und Planeten, Galaxien und Le-
genden. Schnell war ihm klar: Dieses Wis-
sen möchte er weitergeben. Den richtigen 
Wohnort hatte er schon. „Wir sind in Ti-
rol sehr privilegiert. Hier gibt es viele ab-

geschiedene Täler und Berge ohne künst-
liche Lichtquellen. Das ist zum Sterne-Be-
obachten perfekt.“ 

Perfekt wie das Schneerosental, in das 
Muster seine Gruppe heute geführt hat: 
Ein kleines, stilles Tal am Hochplateau 
des Angerbergs, oberhalb von Wörgl am 
Inntal. Tagsüber ein Eldorado für Lang-
läufer und Winterwanderer, abends für 
Sterne-Beobachter. Zunächst geht es mit 
Schneeschuhen an einem Bach entlang, 
aus Rücksicht auf die Wildtiere mit genug 

Abstand zum Waldrand und zu Fütte-
rungsstellen. Die leichte, rund halbstün-
dige Wanderung vor dem eigentlichen 
Programm hat mehrere Gründe: „Wir 
müssen uns weit genug von künstlichen 
Lichtquellen entfernen. Außerdem brau-
chen die Augen etwas Zeit, bis sie sich an 
die Dunkelheit gewöhnt haben.“ Während 
die Gruppe unten durch den Schnee 
stapft, werden am Himmel immer mehr 
Sterne sichtbar. Und dann ist da noch die 
Ruhe. Diese friedliche Stille. „Mir ist bei 

meinen Wanderungen immer wichtig, 
dass die Gäste zu sich kommen. Das geht 
am besten in der abgeschiedenen Natur.“

Auch privat ist der 36-Jährige am liebs-
ten da unterwegs, wo sonst niemand ist. 
Gerne auch auf Tourenskiern statt 
Schneeschuhen. In der Kelchsau zum Bei-
spiel, einem malerischen Seitental der Re-
gion Hohe Salve – und ideal für Skitouren-
geher, wie Muster verrät: „Sanfte Anstiege 
durch einsame Weiten, traumhafte Tief-
schnee-Abfahrten und herrliche Aussich-
ten auf das Kitzbüheler Horn, den Wilder 
Kaiser und die Hohe Tauern.“ Und wenn 
er sich noch länger aus der Zivilisation 
verabschieden möchte, geht er auf den 
Fellen hinauf zur Neuen Bamberger Hütte 
und quartiert sich oben für die Nacht ein. 
„Übrigens auch ein traumhafter Ort zum 
Sterne zählen.“

Apropos. Zurück ins Schneerosental. 
Hier zeigt Muster der Gruppe gerade sei-
ne Lieblingsformation: die Plejaden. Eine 
funkelnde Ansammlung von mehreren 
Sternen – für Muster das Schönste, was 
mit bloßem Auge am Nachthimmel zu se-
hen ist. Und mit einer spannenden Ge-
schichte („Das gehört zum Sterne-Schau-
en dazu.“): Laut einer indianischen Sage 
sind die Plejaden sieben Schwestern, die 
bei der Flucht vor einem Bären auf einen 
Felsen geflüchtet sind. Um die Mädchen 

zu retten, wuchs dieser in die Höhe – bis 
er den Himmel erreichte, wo die Plejaden 
schließlich in Sicherheit waren und heute 
immer noch leuchten.

Nach rund zweieinhalb Stunden steht 
die Wandergruppe wieder am Ausgangs-
punkt, schnallt die Schneeschuhe von den 
Füßen und tauscht sich über das Erlebte 
aus. „Das könnt ihr zu Hause übrigens 
auch auf eigene Faust machen“, meint 
Muster und verrät ein paar Tipps. „Man 
muss gar nicht hunderte Kilometer weit 
fahren. Einfach ein bisschen raus aus der 
Stadt, wo es einigermaßen dunkel ist und 
wenig künstliches Licht gibt. Eine einfa-
che Sternenkarte zur Orientierung mit-
nehmen und vielleicht ein Wanderfern-
glas. Allein damit kann man schon viel 
entdecken.“� Kunz-PR

b Wer mit Wanderführer Tobias Muster 
auf Entdeckungstour gehen möchte, kann 
sich ihm am 23. Januar, 20. Februar oder 
21. März bei seinen Sternen-Schneeschuh-
wanderungen ins Schneerosental anschlie-
ßen (Anmeldung bis zum Vortag, 17 Uhr 
online oder in den Infobüros der Region 
Hohe Salve. Kosten: 10 Euro mit, 20 Euro 
ohne Gästekarte). Alternativ bietet Muster 
seine Touren mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten auf Nachfrage an:  
www.wandersguide-tirol.at

NACHTWANDERUNG

Dem Sternenhimmel ganz nah
Mit Schneeschuhen zum Gipfel der Beobachtung – Ein astronomischer Streifzug durch die Tiroler Bergwelt

Ein pittoreskes winterliches Naturwunder: Der Pillersee mit Blick auf St. Ulrich� Foto: imago images/Volker Preußer
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Nächtliche Wanderung zu den Sternen: Schneeschuhtour in den Kitzbüheler Alpen

Der Feger vom 
Pillerseetal

Schwarz auf Weiß in den Tiroler Alpen –  
Mit einem Kaminkehrmeister abseits gelegene 

Skigebiete erleben

WINTERERLEBNIS
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BILDBAND DER WOCHE

Das Weltall ist ein großes Thema, und so ist auch der 
„Atlas des Weltalls“ großformatig. Die Physikerin Lara 
Albanese vermittelt ihr Wissen in kindgerechter Form. 
Es gibt kurze Texte, Kurioses zu den Planeten, wunder-

bar illustriert von Tommaso Vidus Rosin. Sie beginnt 
mit den Sternbildern unterschiedlicher Kulturen und 
schafft so einen leichten Einstieg in die schwierige The-
matik von Schwarzen Löchern und Lichtjahren.� CRS

Ein Blick  
in die Sterne

Das großformatige Kinderbuch „Atlas des 
Weltalls“ klärt Jung und Alt über Sternbilder, 

Planeten, Asteroiden auf und darüber, wie 
der Mensch das All erforscht

VON KARLHEINZ LAU

A chtzehn Autoren, überwie-
gend aus dem Ressort Ge-
schichte der Zeitschrift „Der 
Spiegel“, behandeln die un-

terschiedlichsten Aspekte des deutschen 
Kolonialismus von seinen Anfängen.  
Einer der Autoren ist Hochschullehrer  
in Togo. 

In deutschen Geschichtsbüchern 
spielt die eigene Kolonialgeschichte 
kaum eine Rolle. Das Buch soll ein Im-
puls dafür sein, die bisher kaum stattge-
fundene Auseinandersetzung mit diesem 
Kapitel deutscher Geschichte anzuschie-
ben. Die Autoren beklagen zu Recht feh-
lende oder kaum vorhandene Materiali-
en in den staatlichen Archiven, kaum 
Erinnerungen von Zeitzeugen, die aus 
biologischen Gründen immer weniger 
werden, dafür haben Überlieferungen 
und Erzählungen – schriftlich und münd-
lich – von Nachgeborenen eine wichtige 
Bedeutung. 

Die afrikanischen Universitäten bei-
spielsweise in den ehemaligen deutschen 
Kolonien wie Namibia oder Tansania ste-
hen erst am Beginn einer systematischen 
Erforschung der Zeit, als sie selbst deut-
sche Kolonie waren. Auch an den deut-
schen Universitäten ist das Angebot die-
ses Themas bisher spärlich, allerdings 
gibt es Einzelbeiträge bekannter Histori-
ker wie etwa Hans Herzfeld oder Ger-
hard Ritter, Verfasser und Herausgeber 
des Handbuchs „Die Moderne Welt 
1789–1945“ in den 1950er Jahren des letz-
ten Jahrhunderts. Es wurde zum Stan-
dardwerk aller Geschichtsstudenten.  

Diese Zurückhaltung beginnt sich zu 
ändern, was unter anderem Ziel dieses 
Buches nach Aussage der Autoren sein 
möchte. Die 26 Sachbeiträge schildern 
sehr verschiedene Episoden, Eindrücke, 
Erfahrungen, überwiegend aus unter-
schiedlichen Perspektiven der Kolonial-
herren, weniger wird die Sicht der Ein-
heimischen behandelt.

Die Sicht der Einheimischen wurde 
bisher wenig behandelt
Interessant dabei ist die Tatsache, dass 
offensichtlich koloniale Träumereien bis 
in unsere Gegenwart Menschen beschäf-
tigen. Das reicht bis ins Dritte Reich, aller-
dings lagen hier die Siedlungsgebiete, die 
es zu erobern galt, im Osten. 

Ein Kapitel nennt Sammlungsstücke 
in deutschen Museen, über deren Rück-
gabe an die heutigen Staaten der ehema-
ligen Kolonien gesprochen werden soll, 
dies wird in der interessierten Öffent-
lichkeit kontrovers diskutiert. Die Lektü-
re des Buches sollte mit dem Kompen-
dium beginnen, das die einzelnen Inter-
essengebiete und Kolonien in Afrika und 
der Inselwelt Südostasiens und auch in 
China in Geschichte und Geographie 
vorstellt.

Tatsächlich liegen die Vorläufer deut-
scher Kolonien bereits im 16. Jahrhun-
dert. Reiche deutsche Kaufleute, be-
spielsweise die Welser und die Fugger 
aus Augsburg, hatten große Ländereien 
in Übersee in Besitz genommen und bau-
ten ihre Herrschaft dort aus. Die eigent-
liche Kolonialzeit des Deutschen Kaiser-
reiches war nur kurz, von 1884 bis zum 
Ende des Ersten Weltkrieges. Das besieg-

te Deutschland musste seine Überseege-
biete an andere Kolonialmächte, wie Eng-
land und Frankreich, abtreten.  

Das Kompendium wird ergänzt durch 
die Chronik des Deutschen Kolonialis-
mus. Hier wird der Bogen vom 16. Jahr-
hundert bis in unsere Gegenwart ge-
spannt. Einige Bilder ergänzen und illus-
trieren die Darstellungen. Diese Empfeh-
lungen werden begründet, weil sie Grund-
kenntnisse vermitteln. Angesichts der 
weitgehenden Unkenntnis über die eige-
ne Kolonialgeschichte in der deutschen 
Bevölkerung ist das ein Baustein, eine Art 
Einführung. Dies wird verstärkt durch die 
Rubrik SCHNELLES WISSEN im An-
schluss an einige Kapitel wie „Was waren 
Kolonialwaren“ oder „Worum ging es bei 
der Kongo-Konferenz?“ Die Kongo-Kon-
ferenz fand unter Leitung des damaligen 
Reichskanzlers Otto von Bismarck 1884/85 
mit der Teilnahme der wichtigsten Kolo-
nialänder wie Großbritannien, Frankreich 
oder der Niederlande statt. 

Negatives Bild deutscher Kolonisten 
und Militärs
Es wird ein sehr negatives Bild über die 
Praxis deutscher Kolonisten und Militärs 
über die Behandlung der Eingeborenen 
vermittelt. Ein Kapitel lautet „Deutsche 
Kolonialisten waren international be-
rüchtigt für brutalste Prügelstrafen“. Ein 
weiteres Zitat eines namentlich bekann-
ten deutschen Kolonisten zeigt einen 
menschenunwürdigen Rassismus: „Für 
jeden Weißen, der unter Eingeborenen 
gelebt hat, ist es nicht gut möglich, die-
selben als Menschen im europäischen 
Sinne anzusehen; sie müssen erst mit 

endloser Geduld, Strenge und Gerechtig-
keit im Laufe der Jahrhunderte dazu erzo-
gen werden“. Diese Aussage wurde zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts gemacht, sie 
soll als typisch für deutsche Siedler und 
Militärs in den afrikanischen Kolonien des 
Deutschen Reiches dargestellt werden.  

Nach Ansicht der Herausgeber und 
wohl auch der Autoren ist das Deutsche 
Kaiserreich eine Kolonialmacht wie Eng-
land, Frankreich oder die Niederlande ge-
wesen, nur für einen kürzeren Zeitraum, 
aber mit allen Attributen der Behandlung 
der einheimischen Bevölkerung und der 
wirtschaftlichen Ausbeutung. Diese war 
allerdings für Deutschland gering. 

Die Eingangsfrage, ob das Buch hilf-
reich sein kann für eine sachkundige Aus-
einandersetzung mit deutscher Kolonial-
geschichte, muss mit einem bedingten 
„Ja“ beantwortet werden: Die ergänzen-
den Materialien zur Einführung sind  po-
sitiv zu beurteilen. Die Geschichte der 
deutschen Kolonien ist keine Kette von 
Grausamkeiten an einheimischen Men-
schen. Dieser Eindruck könnte bei der 
Lektüre des Buches entstehen. Das ist für 
eine Geschichte des deutschen Kolonia-
lismus zu kurz gegriffen

GESCHICHTE

In 26 Kapiteln wollen 18 Autoren aus dem Ressort Geschichte des „Spiegel“ bislang wenig beachtete 
Aspekte des deutschen Kolonialismus aufarbeiten – Ihre Bewertung bleibt einseitig und greift zu kurz

Maria Schnurr, Frank Patalong  (Her-
ausgeber): „Deutsch-
land, Deine Kolonien. 
Geschichte und Ge-
genwart einer ver-
drängten Zeit“, Deut-
sche Verlags-Anstalt, 
München 2022, gebun-
den, 252 Seiten, 22 Euro

Canan Topçu: „Nicht mein Antirassis-
mus. Warum wir  
einander zuhören 
sollten, statt uns 
gegenseitig den 
Mund zu verbieten. 
Eine Ermutigung“, 
Quadriga-Verlag, Köln 
2021, gebunden,  
224 Seiten, 16,90 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Selbstgerecht 
und anklagend
Selbsternannte oder staatlich besolde-
te „Antirassisten“ gibt es wie Sand am 
Meer. Und viele treten mittlerweile 
derart selbstgerecht und anklagend 
auf, dass es nicht nur etliche Angehöri-
ge der deutschstämmigen Bevölkerung 
abstößt, sondern ebenso manche Ein-
wanderer, die zum Opfer tatsächlicher 
rassistischer Attacken wurden. 

Hierzu zählt die in der Türkei ge-
borene Journalistin mit deutschem 
Pass Canan Topçu. Das geht aus dem 
Buch „Nicht mein Antirassismus“ her-
vor, mit dem sich Topçu sowohl echte 
Rassisten als auch die larmoyant oder 
aggressiv fordernden Antirassisten 
zum Feind machen wird. Das heißt im 
Umkehrschluss, dass sie von denjeni-
gen mit Gewinn gelesen werden kann, 
die dem Thema frei von Denkverboten 
nähertreten wollen. Und das sollte ei-
gentlich die Mehrheit sein, wobei man 
beim heutigen gesellschaftlichen Kli-
ma vorsichtig mit derartigen Annah-
men sein muss. 

Auf jeden Fall ist es lohnend, Top-
çus Ausführungen über ein vernünfti-
ges Miteinander der Angehörigen der 
verschiedenen Ethnien zu lesen, zumal 
diese interessante autobiographische 
Züge tragen. Außerdem hat die Autorin 
glücklicherweise darauf verzichtet, das 
unsinnige Konstrukt des „antimuslimi-
schen Rassismus“ ins Spiel zu bringen.

�  Wolfgang Kaufmann

Spannend und 
verwirrend
Die junge Helena Steen ist Personen-
schützerin der Bundespolizei. Nach-
dem eine Politikerin knapp einem 
Bombenanschlag entgangen ist, wird 
Helena damit beauftragt, sie zu schüt-
zen und den Täter dingfest zu machen. 
An ihrer Seite steht der Autist Leo, der 
kniffelige IT-Aufgaben spielend lösen 
kann und außergewöhnlich begabt ist. 

Auf der Suche nach dem Bomben-
leger sieht Helena Kinder, die auf der 
Straße leben. Sie selbst engagiert sich 
als Clown im Krankenhaus, um schwer 
kranke Kinder aufzuheitern. Der Fall ist 
vertrackt, und es ist schwer, das wirkli-
che Opfer ausfindig zu machen und das 
Motiv zu finden – es stellt sich heraus, 
dass der Anschlag auf die Politikerin nur 
ein Ablenkungsmanöver war.

Der Krimi „Der Auftrag“ ist span-
nend, aber der Wechsel von Zeiten und 
Personen etwas verwirrend. Das Ende 
ist zu abrupt, die Aufklärung des Falls 
wird nur angedeutet. 

Silvia Roth hat bereits viele Romane 
für die ZDF-Krimireihe „Kommissarin 
Heller“ geschrieben und auch schon 
einige Preise erhalten. Dieser Roman 
ist der erste in der neuen „Helena-
Steen-Krimi“-Reihe. � Angela Selke

Silvia  Roth: „Der 
Auftrag. Ein Hele-
na-Steen-Krimi“, 
Ueberreuter Verlag, 
Wien 2022, bro-
schiert, 280 Seiten, 
18 Euro
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Lara Albanese: „Atlas des Weltalls. 
Die Geheimnisse des Himmels und 
der Sterne“, Midas Verlag, Zürich 
2022, gebunden, 96 Seiten, 25 Euro

Auseinandersetzung mit  
deutscher Kolonialgeschichte



Eine Ausstellung in Ellingen dokumentiert Bauwerke, die östlich der Weichsel errichtet wurden

VON WOLFGANG FREYBERG

W as haben die 
niedersäch-
sische 
Uni-

versitätsstadt Göttin-
gen, die ehemalige 
Freie Reichsstadt 
Weißenburg in Bay-
ern und die oberlän-
dische Kreisstadt 
Osterode in Ost-
preußen gemein-
sam? 

Sie besitzen bis 
heute einen Bis-
marck-Turm.

Diese in Europa ein-
zigartigen Bauten einer 
unglaublichen Personenver-
ehrung entstanden nach dem 
Tod (1898) des ehemaligen deut-
schen Reichskanzlers Fürst Otto 
von Bismarck, und zwar nicht nur 
auf dem Gebiet des damaligen 
Deutschen Reiches, sondern auch 
in benachbarten Staaten oder so-
gar in Übersee, in den deutschen 
Kolonien.

Die Geschichte der einzelnen 
Bismarck-Türme ist zum Teil gut 
erforscht, bei manchen Türmen 
gibt es in der Überlieferung aber 
große Lücken.

Das Kulturzentrum Ostpreu-
ßen stellt in seinem Heft zur Ka-
binettausstellung „Bismarck-Tür-
me in Ostpreußen“ die Türme 
vor, die von 1902 bis 1915 östlich 
der Weichsel errichtet wurden. 
Neben dem Informationstext 
wird ein besonderes Augenmerk 
auf Abbildungen aller Art gelegt. 
Manche Fotos oder Ansichtskar-
ten werden hier erstmals veröf-
fentlicht.

Zeichen der Verehrung
Das war nur möglich durch Infor-
mationen sowie die Überlassung 
von entsprechendem Bildmateri-
al durch die Kreisgemeinschaften 
Rastenburg, Gumbinnen, Tilsit-
Ragnit, Neidenburg, Insterburg 
und Stuhm. Die übrigen Abbil-
dungen stammen aus den Samm-
lungen des Kulturzentrums Ost-
preußen und des Bildarchivs Ost-
preußen. 

Wenn der Leser dieser Publi-
kation noch weitere, eigene Fo-
tografien oder Ähnliches besitzt, 
besonders aus der Zeit nach 1945, 
so würden wir uns über eine 
Kontaktaufnahme beziehungs-
weise Zusendung sehr freuen. 
Eine zweite, ergänzte Auflage 
wird dann gern realisiert.

Am Beispiel der sogenannten Bis-
marck-Türme verfolgt die Ausstellung das 
Ziel, die Geschichte eines unglaublichen 
Personenkultes nachzuzeichnen, der nach 
dem Tod des „Eisernen Kanzlers“ 1898 
von großen Teilen der deutschen Bevölke-
rung getragen wurde. Auch wenn die Poli-
tik Bismarcks heute kontrovers diskutiert 
wird, zeigt die Begeisterung seiner Zeitge-
nossen, mit der sie des ersten deutschen 
Reichskanzlers gedachten, wie populär 
dieser Politiker noch acht Jahre nach sei-
ner Entlassung bei der Bevölkerung war. 
Der Personenkult um Bismarck kann so-
gar als Konkurrenz zum staatlich gepfleg-
ten Gedenken an die Hohenzollern ver-
standen werden, da sie fast ausschließlich 
auf Privatinitiative betrieben wurde.

Nur wenige historische Persönlichkei-
ten hinterließen in der Landschaft und im 

Alltag so 
zahlreiche 
und mannig-
faltige Spu-
ren wie es 
Fürst Otto 

von Bimarck 
(1815–1898) vermochte und immer noch 
vermag. Es ist nicht nur seine vielschichti-
ge Politik, wie zum Beispiel die von ihm 
maßgeblich betriebene Reichsgründung 
von 1871 und das von ihm geschaffene So-
zialversicherungssystem, aber auch sein 
umstrittenes Agieren gegenüber der ka-
tholischen Kirche, den polnischen Reichs-
untertanen oder der Sozialdemokratie, die 
zu seinem Erbe gehört. 

Auch verschiedene Arten von Lebens-
mitteln und Konsumgütern sowie zahlrei-
che steinerne Denkmäler erinnern bis 
heute an den ersten deutschen Reichs-
kanzler, dessen Verehrung ein bis dahin 
unbekanntes Ausmaß annahm. Zu den 
fassbaren Ausdrücken dieser Verehrung 
gehörte auch der Entwurf und die Errich-
tung besonderer Denkmäler, die einst im 
gesamten Reich, den Nachbarstaaten und 
sogar in Übersee (in den deutschen Kolo-

nien) anzutreffen waren und uns noch 
heute an zahlreichen Orten begegnen, die 
Bismarck-Türme. 

200 Monumente insgesamt
Von den knapp 200 Monumenten, die zu 
seinen Ehren fast ausschließlich aus Pri-
vatspenden errichtet wurden, standen 
einst auch zehn östlich der Weichsel, de-
ren Geschichte und Schicksalen im Kul-
turzentrum Ostpreußen in Ellingen nach-
gegangen wird. Mehrere dieser Türme 
sind unwiederbringlich verloren, sie sind 
während der Kriegshandlungen 1945 oder 
in den Nachkriegsjahren zerstört worden. 
Einige aber trotzen bis heute dem Zahn 
der Zeit. 

In dieser Ausstellung werden ihre 
Schicksale nachgezeichnet und wird ge-
gebenenfalls ihre heutige Nutzung be-
schrieben. 

Zur Ausstellung, die noch bis Juni 
2023 zu sehen ist,  gibt es eine inhalts-
gleiche Broschüre, die nur im Kulturzen-
trum Ostpreußen (service@kulturzen-
trum-ostpreussen.de oder Telefon 
09141-86440) zum Preis von 4,50 Euro 
plus Porto bezogen werden kann.

DOKUMENTATION

Flüchtlinge  
in Dänemark

John V. Jensen ist Kurator am Varde-
museum. Einer seiner Schwerpunkte 
ist das Schicksal der deutschen Flücht-
linge am Ende des Zweiten Weltkriegs, 
als 200.000 von ihnen in Dänemark 
Zuflucht suchten. Bei der Ankunft der 
ersten Flüchtlinge – meist aus den 
deutschen Ostgebieten –, stand Däne-
mark noch unter deutscher Besatzung. 
Neben den Flüchtlingen aus dem Os-
ten trafen auch verwundete Soldaten 
ein. Meist hatten sie während der 
Überfahrt auf den Evakuierungsschif-
fen gehungert. Entsprechend ausge-
zehrt kamen sie an. Zwar rechneten 
die meisten Flüchtlinge mit einer 
schnellen Rückkehr nach Deutsch-
land, doch viele gelangten stattdessen 
in Lager, da auch im zerstörten Reich 
die Versorgungslage verheerend war. 
Allein in Schleswig-Holstein gab es 
eine Flut von Neuankömmlingen.

In den dänischen Flüchtlingsla-
gern herrschte große Enge, es gab kei-
nerlei Privatsphäre. Zudem waren 
Deutsche bei den Dänen nicht beliebt, 
galten sie doch als Anhänger des NS-
Regimes und als unbarmherzige Fein-
de, obwohl es sich bei der Mehrheit 
der zivilen Flüchtlinge um Frauen und 
Kinder handelte. Mitleid mit ihnen 
galt als Landesverrat. Untergrund-Zei-
tungen verbreiteten unverhohlen anti-
deutsche Hetzartikel. Das stellte ein 
Dilemma für dänische Ärzte dar: Un-
tergrundkämpfer ermordeten Ärzte, 
und auch offiziell war es ihnen einem 
Schreiben des Innenministeriums 
vom 28. März 1945 nur in Ausnahme-
fällen erlaubt – etwa bei lebensgefähr-
lichen Erkrankungen – Deutsche zu 
behandeln. Später wurde diskutiert, 
ob dänische Ärzte nicht indirekt zu 
einer humanitären Katastrophe beige-
tragen hatten. In dänischen Flücht-
lingslagern war vor allem die Kinder-
sterblichkeit hoch. 

Der letzte deutsche Flüchtling hat 
im Februar 1949 Dänemark verlassen. 
Jensen hat Berichte, Briefe und Ar-
chivdokumente ausgewertet, die Auf-
schluss darüber geben, wie ein Staat 
die schwierige Aufgabe der Flücht-
lingsaufnahme ausgerechnet der 
Landsleute der verhassten Besat-
zungsmacht stemmte. Es sind Zeug-
nisse von Unglück, unermesslichem 
Leid, Familientragödien und Elend. 

Jensen gelingt es, ein differenzier-
tes Bild der Lage in Dänemark von 
1945 bis 1949 zu zeichnen. Nicht alle 
Lager waren gleich – meist waren die 
Zustände in kleineren besser als in 
großen Lagern wie Oksböl, was Zeit-
zeugenberichte bestätigen. Die däni-
sche Regierung war bemüht, sich ei-
nerseits um die Flüchtlinge zu küm-
mern, um als demokratischer Staat 
nicht das Gesicht zu verlieren, ande-
rerseits nicht zu viel Milde walten zu 
lassen.

Der Autor beleuchtet das Thema 
„Deutsche auf der Flucht“ unter ver-
schiedenen Gesichtspunkten. Auf der 
einen Seite stehen politische Erwä-
gungen, auf der anderen das Alltags-
leben der Gestrandeten hinter Sta-
cheldraht. Schwarz-Weiß-Fotos illus-
trieren jedes Kapitel des Buchs. Ent-
standen ist ein sehr lesenswertes Do-
kument deutsch-dänischer Geschich-
te, das auch in dänischer Sprache vor-
liegt. � Manuela Rosenthal-Kappi

XXXX�
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Bismarck-Türme in Ostpreußen
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b Kulturzentrum Ostpreußen, Schloß-
straße 9, 91792 Ellingen. Öffnungszeiten: 
Dienstag–Sonntag 10–12 und 13–17 Uhr 
(April bis September), 10–12 und 13–16 Uhr 
(Oktober bis März)

Porträt Bismarcks und der Bismarck-Turm Gallgarben
� Foto: Kulturzentrum Ellingen

John V. Jensen: 
„Deutsche auf der 
Flucht“, Aarhus 
University Press, 
Aarhus 2022, ge-
bunden, 116 Seiten,  
14 Euro



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

W as wohl auf uns zukommt 
im Jahre 2023, fragen sich 
jetzt die Deutschen – und 
sind von einem recht flau-

en Gefühl durchsetzt. Krieg, Inflation und 
was nicht alles trüben die Aussichten. Ein his-
torisch sehr zuverlässiger Krisenkessel kocht, 
pünktlich zum Jahreswechsel, noch zusätz-
lich wieder hoch: der Balkan.

Da ist es regelrecht entzückend mit anzu-
sehen, mit welcher frohgemuten Entspannt-
heit die regierende Parteienelite auf die nahe 
Zukunft blickt. Bundestagsvize Katrin Gö-
ring-Eckardt ist ausgesprochen zufrieden mit 
der Lage der Nation: „Der Großteil der Men-
schen ist solidarisch und bereit, die Krisen 
gemeinsam zu bewältigen.“

Es gebe nur „zwei Gruppen, die man be-
trachten“ müsse, sagt sie im Interview mit 
„t-online“ Anfang der Woche. Da seien zum 
einen „diejenigen, die bewusst nicht dazu ge-
hören und die Demokratie abschaffen wol-
len“. Die „Reichsbürger“ seien da „nur die 
Spitze des Eisbergs“. Und dann gebe es die-
jenigen, die „zwar dazu gehören wollen, sich 
aber abgehängt und nicht gesehen fühlen“.

Den „Reichsbürgern“ und dem, was unter 
der Spitze des Eisbergs noch so alles herum-
lungert, müsse man „hart entgegentreten“. 
Für die anderen „brauchen wir mehr Unter-
stützung“ wie „Einmalzahlungen, Bürgergeld 
und Kindergelderhöhung“, aber auch „Orte, 
wo Gemeinschaft stattfindet, Menschen da 
sind, die zuhören und helfen“. 

Suchen Sie sich was aus: Stellen Sie sich 
entweder „solidarisch“ hinter die Regie-
rungspolitik, oder lassen sie sich eintüten als 
übler Staatsfeind oder bemitleidenswerter 
Betreuungsfall. Daneben gibt es in der Welt 
unserer stellvertretenden Parlamentspräsi-
dentin nichts mehr. Bürger, die politisch reni-
tent und dennoch fest verankert sind im de-
mokratischen System? Solche Wesen kennt 
die Grünen-Politikerin nicht. Sobald man die 
einen mit dem Geld der Steuerzahler hinrei-
chend bemuttern konnte, damit ihre schlich-
ten Seelen Ruhe finden (und politisch Ruhe 
geben) sowie die anderen mit aller Härte zur 
Strecke gebracht hat, sind die Probleme so 
gut wie aus der Welt geschafft. 

Indes, ein paar drängende Fragen harren 
natürlich weiterhin ihrer Antwort. Denen 
widmen sich die Verantwortlichen daher mit 
erheblicher Energie. Bundesgesundheitsmi-

nister Karl Lauterbach hat entdeckt, dass der 
jedermann bekannte Warnhinweis für frei er-
hältliche Medikamente nicht geschlechterge-
recht formuliert ist. Sie alle kennen den 
Spruch „Zu Risiken und Nebenwirkungen le-
sen Sie die Packungsbeilage und fragen Sie 
Ihren Arzt oder Apotheker“ aus der Werbung. 
Der ist im Heilmittelwerbegesetz so vorge-
schrieben und muss laut Lauterbach unbe-
dingt gendergerecht geändert werden, weil 
Frauen, Diverse und andere hier nicht vorkä-
men. Eine ganze Reihe von Verbänden aus 
dem Mediziner- und Apothekenbereich se-
hen das ganz genauso und haben ebenfalls 
auf den beunruhigenden Missstand aufmerk-
sam gemacht.

Während derlei heiß diskutiert wird, er-
reichen uns Meldungen über einen dramati-
schen Medikamentenmangel, der für viele 
lebensbedrohlich wird, oder über Patienten 
in Notaufnahmen, die nur sterben, weil sich 
infolge des grassierenden Personalmangels 
40 Stunden lang niemand um sie kümmern 
konnte. Und Lauterbach? Der fand zunächst 
nicht einmal eine Antwort auf die Verkün-
dung des Endes der Corona-Pandemie durch 
den Virologen Christian Drosten, weil er halt 
mit der fehlenden Geschlechtergerechtigkeit 
in Warnhinweisen beschäftigt war.

Bald nur noch 50 Kilometer
Eine verblüffende Schwerpunktsetzung. 
Doch wer mag sich darüber noch aufregen 
außer den Unholden unter der Reichseisberg-
spitze oder jenen Unglücklichen, denen das 
Bürgergeld nicht reicht und welche die „Or-
te“ noch nicht entdeckt haben, an denen sie 
mit Katrin Göring-Eckardt „Gemeinschaft“ 
finden können?

Diese Schwerpunktsetzung entschlüsselt 
ein Rätsel, das uns umtreibt. Lange Zeit präg-
te eine Spezies viele Debatten unter einfa-
chen Bürgern, die man am treffendsten als 
„optimistische Pessimisten“ kennzeichnen 
konnte. Deren Philosophie lautete: Lasst sie 
ruhig spinnen, die verblendeten Ideologen 
und wohlstandsverwahrlosten Phantasten. 
Wenn die Probleme nur groß und unüberseh-
bar genug geworden sind, müssen die ja wach 
werden. Geht doch gar nicht anders.

Wirklich? Müssen die das? Spätestens mit 
dem eisernen Verharren auf dem Atomaus-
stieg trotz der größten Energiekrise der deut-
schen Geschichte sollten wir etwas ganz an-
ders herausfinden, nämlich: Die müssen 
überhaupt nichts.

Wir dürfen annehmen, dass es auch im 
Jahre 2023 einfach so weitergeht, wobei wir 
uns darauf verlassen können, dass es Schritt 
für Schritt immer verrückter wird. So ist eine 
nicht mehr ganz frische Idee wieder aufge-
taucht, die der damalige CDU-Wirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier vor Jahren wegen ihrer 
politischen Sprengkraft schnell eingesam-
melt hatte.

Sie nennt sich „Spitzenglättung“ und 
sieht vor, dass die Energiezufuhr für E-Autos 
und Wärmepumpen drastisch reduziert wird, 
sobald es im Stromnetz eng wird. Nun hatten 
zahllose Experten davor gewarnt, dass unser 
Netz nicht ausreicht, um die politisch gewollt 
steil ansteigende Zahl der E-Mobile und Wär-
mepumpen zuverlässig zu versorgen. Aber 
wer wollte das bislang wissen?

Nun sollen im Falle des Falles Ladestatio-
nen für E-Mobile und Wärmepumpen im Fal-
le von Engpässen auf 3,7 Kilowatt gedrosselt 
werden. Die Bundesnetzagentur schätzt, 
dass es dann drei Stunden dauern wird, bis 
das E-Auto für eine Reichweite von 50 Kilo-
metern aufgeladen ist. Das wird gerade jene 
Deutschen freuen, die etwas abgelegen woh-
nen, dort, wo es kaum öffentliche Verkehrs-
mittel gibt und wo Arbeitsplatz und Wohnort 
besonders weit auseinander liegen. Die haben 
dann eben Pech gehabt. 

Wenn sie dann noch weite Umwege zu-
rücklegen müssen, weil die direkte Verbin-
dung auf Jahre gesperrt ist, haben sie sowieso 
verloren. Die Brücke der Autobahn A 45 bei 
Lüdenscheid ist jetzt schon ein ganzes Jahr 
dicht, dennoch wurde das marode Bauwerk 
noch nicht einmal abgerissen, geschweige 
denn sind Aufträge für einen Neubau ergan-
gen – nichts. Solche Fälle werden sich bun-
desweit häufen.

Vielleicht dramatisieren wir hier aber 
auch nur. Oder wir dramatisieren zumindest 
an der falschen Stelle. Wirtschaftsminister 
Habeck hat bekannt gegeben, den Windkraft-
ausbau noch stärker fördern zu wollen, weil 
da fast nichts mehr geschieht. Das wird die 
Strompreise weiter in die Höhe treiben. Dann 
können sich viele E-Auto-Fahrer die 50 Kilo-
meter möglicherweise gar nicht mehr leisten, 
sodass sich das Problem mit der „Spitzen-
glättung“ für sie sowieso erledigt hat.

Aber keine Angst, würde Robert Habeck 
den armen Landbewohnern ins tiefe Funk-
loch hinterherrufen: Arbeitslos werden Sie 
schon nicht, Sie fahren dann nur nicht mehr 
zur Arbeit. Prost Neujahr! 

Während unsere 
Kliniken im 

Mangel 
ersaufen, 

kümmert sich 
der Minister 

ums Gendern 
von 

Warnhinweisen

DER WOCHENRÜCKBLICK

Arm oder böse
Wie Göring-Eckhardt unsere Unzufriedenheit erklärt, und wie das E-Auto zur Falle wird

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Fußballnationalspieler Niclas Füllkrug kri-
tisiert gegenüber der „Welt“ (22. Dezember) 
die Politisierung der WM:

„Ich stehe überhaupt nicht zu den Werten 
in Katar. Aber wir Spieler sollten uns auf 
den Fußball konzentrieren können. Bei 
den anderen Nationen wurde auch nicht 
von den Sportlern erwartet, sich zu posi-
tionieren oder irgendwelche Signale zu 
senden.“

In einem Gastbeitrag für den „Spiegel“ 
(20. Dezember) geißelt der Chefredakteur 
der „Berliner Zeitung“, Tomasz Kuriano-
wicz, den zunehmendem Druck, den sich 
um Ausgewogenheit und Sachlichkeit be-
mühte Medien ausgesetzt sehen:

„Seit Monaten fällt mir auf, dass sich in 
der Diskussion über Russlands Ukraine-
krieg eine Art moralisierende Debatten-
kultur etabliert, die zwischen ,gutem‘ und 
,bösem‘ Journalismus unterscheidet und 
jegliche kritische Diskussionskultur als 
Abweichlertum desavouiert. Ähnliche 
Tendenzen habe ich bereits in der Diskus-
sion über die Richtigkeit von Corona-
schutzmaßnahmen festgestellt.“

Die Ampel will Mehrfachstaatsbürger-
schaft und damit Mehrfachwahlrecht für 
Immigranten. Dadurch würden Einheimi-
sche und vollständig Eingebürgerte klar be-
nachteiligt, moniert Ludwig Englmeier auf 
dem Blog von PAZ-Autorin Vera Lengsfeld 
(20. Dezember) und warnt:

„Es ist höchste Zeit, dass wir damit auf-
hören, eine Privilegierung auf der Basis 
von Ethnie, nationaler Identität, Sprache 
oder Glauben als Instrument der Politik 
zu akzeptieren ... Diese fundamentale Un-
gleichbehandlung, diese eklatante Verlet-
zung des Gleichheitsgrundsatzes durch 
die ,Logik‘ der Linksidentitären, wird eher 
früher als später die Basis der westlichen 
Zivilisation zerstören – Freiheit, Gleich-
heit und Brüderlichkeit.“

Mario Thurnes nennt in „Tichys Einblick“ 
(26. Dezember) einen Grund, warum 
Deutschland immer weiter absteigt:

„Deutschland entwickelt sich in vielen 
Bereichen immer mehr zu einem Schwel-
lenland. Auch weil den Menschen die Mo-
tivation ausgeht. In einem Land, in dem 
Gerechtigkeit heißt, dass immer weniger 
für immer mehr buckeln sollen. Und der 
Dank dann darin besteht, von der eigenen 
Regierung samt ihren Staatsmedien als 
,anschlussfähig für Rechtsextremismus‘ 
diskreditiert zu werden.“

Immer wieder wollen die GEZ-Sender 
Politik machen – und kollidieren mit der 
grausamen Wirklichkeit. Im September 
vermeldete die ARD, dass ein Erfinder 
aus Simbabwe einen Fernseher präsen-
tiert habe, der Energie nicht nur nicht 
verbrauche, sondern sogar produziere. 
Nur aus rassistischen Gründen finde der 
Mann kein Gehör. Später zog der Sender 
den Unsinn kleinlaut zurück. Ähnlich er-
ging es einer Weihnachtsumfrage des 
ZDF auf Instagram. Stolz wurde verkün-
det, die meisten aus der „Community“ 
äßen zum Fest vegetarisch. In ihrem Eifer 
hatten die Macher übersehen, dass es für 
„vegetarisch“ nur eine Rubrik gab und die 
anderen Optionen, etwa „Gänsebraten“, 
„Ente“ oder „Schnitzel“, hätten zusam-
mengerechnet werden müssen. Da hätte 
sich gezeigt, dass die Gemüsefreunde zu 
Weihnachten klar in der Minderheit sind. 
Aber es bleibt spannend. Mit welcher 
Neuigkeit werden wir zu Silvester über-
rascht? „Die meisten Deutschen löschen 
am liebsten Punkt neun alle Lichter aus 
und gehen ins Bett“?  � E.L.

„Ob Volksvertreter  
vier oder fünf Jahre  
lang täglich auf 
Meinungsumfragen 
schielen und in Angst  
vor populistischer 
Stimmungsmache leben, 
macht am Ende auch 
keinen Unterschied.“
Sebastian Lange erteilt dem  
Vorschlag, die Bundestagswahlperiode 
auf fünf Jahre zu verlängern, in der 
„Wirtschaftswoche“ vom 22. Dezember 
eine klare Absage
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